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Teure Inszenierungen des Nichtstuns? 

Demografiegipfel: Industrie und Politik fordern verstärkte Anwerbung von Fachkräften 



Bildung schütz nicht vor Arbeitslosigkeit, das erfahren in den Krisenländern 
der EU immer mehr junge Menschen. Fachkräfte sollen künftig gezielter 
angeworben werden. Aber um welchen Preis? 


A m Dienstag dieser Woche tra¬ 
fen sich in Berlin Politiker, Wis¬ 
senschaftler und Sozialverbän¬ 
de bei Kanzlerin Merkel zum zweiten 
sogenannten Demografiegipfel. 

Die Situation scheint dramatisch. 
2011 wurden in Deutschland nur 
663 000 Kinder geboren. Heute leben 
knapp 82 Millionen Menschen im 
Land. Bevölkerungsforscher befürch¬ 
ten, dass es im Jahr 2050 weniger als 
70 Millionen sein werden. Gleichzei¬ 
tig wird die Gesellschaft immer älter. 
2060 könnte ein Drittel der Deutschen 
65 Jahre oder älter sein. Arbeitskräfte 
werden rar ... 

Doch diese These ist unter Demogra¬ 
fen umstritten, auch wenn es stimmt: 
kinderfreundlich ist dieses Land wahr¬ 
lich nicht. 

Aber der Ausbau der sozialen Sicher¬ 
heitssysteme, die gezielte Förderung 
und Verbesserung der Kinderbetreu¬ 
ung, die Unterstützung für Familien 
mit geringen Einkommen und eine 
grundsätzliche Verbesserung der 
schulischen und beruflichen Ausbil¬ 
dung stehen nicht auf der Agenda 
des „Demografiegipfels“. Auch nicht 
Maßnahmen gegen Altersarmut, Pfle¬ 
genotstand und Erwerbslosigkeit äl¬ 
terer Beschäftigter, weshalb Diana 
Golze (MdB, Partei „Die Linke“) die 
Demografiegipfel der Regierung als 
„teure Inszenierungen des Nichts¬ 
tuns“ bezeichnet. 

Doch das stimmt nicht ganz, denn eine 
Lösung wird gezielt favorisiert, die vor 
allem für das Kapital von höchstem 
Interesse ist: Die demografische Ent¬ 
wicklung soll durch eine stärkere Zu¬ 
wanderung qualifizierter Fachkräfte 
„aufgefangen“ werden. Politiker und 
Unternehmervertreter forderten des¬ 
halb vor der Konferenz eine „Will¬ 
kommenskultur“ für Einwanderer. 
Der stellvertretende CDU-Vorsitzen¬ 
de Armin Laschet verlangte deutliche 
Änderungen in der deutschen Ein¬ 
wanderungspolitik. Dabei gehe es ihm 
vor allem um Menschen aus Nicht- 
EU-Staaten, denn ein Ende der Eu¬ 
ro-Krise bedeute auch ein Ende der 
Zuwanderung aus EU-Staaten. Die 
Qualifizierten könnten sich zudem 
aussuchen, wo sie hingehen. Deshalb 
sollten sich künftig auch die Botschaf¬ 
ten, Konsulate, Außenhandelskam¬ 


mern und Goethe-Institute aktiv um 
Anwerbung kümmern. „Sie müssen 
an Universitäten gehen und vor Ort 
um die besten Köpfe werben“, meint 
Laschet („Süddeutsche Zeitung“, 
12.5.2013). 

Fachkräfte will auch der Präsident des 
Deutschen Industrie- und Handels¬ 
kammertages (DIHK), Eric Schweit¬ 
zer, anwerben und meint, wenn es ge¬ 
linge, „bis zum Jahr 2025 insgesamt 
1,5 Millionen zusätzliche ausländische 
Fachkräfte für Betriebe in Deutsch¬ 
land zu gewinnen, wären wir einen 
guten Schritt weiter.“ Dazu sollten in¬ 
nerhalb der nächsten zehn Jahre „zu¬ 
mindest in den größeren deutschen 
Städten Welcome-Center eingerichtet 
werden“. Und er hat auch schon ein 
Konzept, wie diese funktionieren sol¬ 
len. („RP online“, 14.5.2013) 

Was bedeutet das aber? Es geht bei 
der Anwerbung zugleich um Talen¬ 
teraub, darum kostspielige Nachqua¬ 
lifizierungen zu vermeiden, um eine 
gezielte Selektion aus einem wach¬ 
senden Pool von hochqualifizierten 
Arbeitssuchenden, die man dann wei¬ 
ter - wie die anderen Beschäftigte auf 
dem hiesigen „Arbeitsmarkt“ - mit 
Lohndumping und Knebelverträgen 
unter Druck setzen kann. 

Im vergangenen Jahr sind übrigens so 
viele Menschen nach Deutschland ge¬ 
kommen, wie seit etwa 20 Jahren nicht 
mehr. 

Nach Angaben des Statistischen Bun¬ 
desamts zogen 2012 eine Million Men¬ 
schen nach Deutschland, während 
712 000 das Land verließen. 

Zu diesen Menschen gehören viele, 
die vor Krieg, politischer Verfolgung 
oder Diskriminierung flüchteten und 
die die verantwortlichen Politiker so 
schnell wie möglich wieder loswerden 
wollen. 

Andere kamen aus jenen EU-Län¬ 
dern, die von der Krise besonders be¬ 
troffen sind. Unter ihnen nicht wenige 
Fachkräfte, die zu Hause aufgrund der 
Sparpolitik der Troika und ihrer Re¬ 
gierungen keine Arbeit mehr finden. 
Sie sind - wie jene aus Spanien - jung, 
zwischen 25 und 35, ohne Kinder. 
Man hat ihnen durch die Austeritäts- 
politik, für die vor allem auch die Re¬ 
gierung Merkel Verantwortung trägt, 
ihre Zukunft geraubt. 


Allein aus Griechenland, Italien, Por¬ 
tugal und Spanien kamen im vergan¬ 
genen Jahr 72 000 Menschen. 

Die Statistiker können dabei nur jene 
erfassen, die sich bei einer Meldebe¬ 
hörde an- oder abgemeldet haben. 
Nicht wenige, so berichten Betroffe¬ 
ne, finden aber hier überhaupt keinen 
Arbeitsplatz, der ihrer Qualifikation 
entspricht. 

Und so müssen beispielsweise viele 
Akademiker aus Spanien lange als 
Praktikanten, als Kellner, Au-Pairs, 
Barkeeper oder in anderen prekären 
Beschäftigungsverhältnissen arbeiten, 
erhalten Hungerlöhne und meist nur 
Kurzzeitverträge. 

Viele von ihnen sind hierher gekom¬ 
men, um der hohen Arbeitslosigkeit 


zu Hause zu entfliehen, um in Würde 
leben zu können. Sie wollen ihre Fami¬ 
lien zu Hause entlasten. Und sie erle¬ 
ben eine Realtät, die für nicht wenige 
ganz anders ist als die der Herren La¬ 
schet und Schweitzer. Die Erkenntnis 
vieler dieser jungen Menschen ist jetzt 
nach den Erfahrungen in Deutsch¬ 
land, dass der „goldene Mythos des 
Exils (...) sehr wenig der Realität ent¬ 
spricht. Das prekäre Leben vor dem 
wir flohen, existiert auch außerhalb 
unserer Grenzen. Das Wirtschafts¬ 
wunder 4 von einigen Ländern auf 
dem Kontinent basiert unter anderem 
auf Millionen von Teilzeit-Verträgen 
ohne Rechte, auf Hungerlöhnen und 
permanenter Unsicherheit.“ ( www.no - 
nosvamosnosechan.net) Nina Hager 


„Assads Massaker“ oder „Erdogans Werk“? 

Die Anschläge von Reyhanli - Vorwand für den offenen Krieg 


Zwei Bombenexplosionen im Ab¬ 
stand von 15 Minuten rissen am ver¬ 
gangenen Samstag in der türkischen 
Stadt Reyhanli an der Grenze zu Syri¬ 
en 49 Menschen aus dem Leben. Dut¬ 
zende wurden verletzt. Rund 850 Ge¬ 
bäude wurden beschädigt. 

Reyhanli ist eine Drehscheibe für dis¬ 
parate syrische Rebellengruppen und 
Flüchtlinge. Die türkische Regierung 
hat den Aufständischen gegen Assad 
hier einen Ruheraum und die Mög¬ 
lichkeiten zur Ausbildung zur Verfü¬ 
gung gestellt. 

Die türkischen Sicherheitskräfte 
hatten die angeblichen Täter über¬ 
raschend schnell zur Hand. Kaum 
24 Stunden nach der Tat präsentier¬ 
ten sie neun Festgenommene, allesamt 
türkische Staatsbürger. Es handle sich 


um eine „linksextremistische“ Grup¬ 
pe, die in „engem Kontakt zum syri¬ 
schen Geheimdienst“ stehe, erklärte 
der türkische Innenminister Muam- 
mer Güler. Die Verdächtigen hätten 
den Terroranschlag bereits gestanden. 
Diese Darstellung wurde nicht von 
der gesamten türkischen Presse über¬ 
nommen: „Assads Massaker“ lauteten 
die Schlagzeilen, es gab aber auch Zei¬ 
tungen, die mit Titeln wie „Erdogans 
Werk“ über grauenhaften Fotos von 
zerrissenen Leibern aufmachten. 
Zweifel an der offiziellen Darstellung 
der Türkei sind angebracht. Denn 
wem nützen die Anschläge? Der Vor¬ 
wurf an Damaskus, die syrische Ar¬ 
mee habe Chemiewaffen gegen die 
Rebellen eingesetzt - eine der „roten 
Linien“ Washingtons, die ein militä¬ 


risches Eingreifen der Supermacht 
rechtfertigen sollen - hat sich als Bu¬ 
merang erwiesen. Die UN-Kommissi- 
on zur Untersuchung der Menschen¬ 
rechtslage in Syrien äußerte den Ver¬ 
dacht, dass es die Rebellen seien, die 
das Nervengift Sarin eingesetzt haben. 
Außerdem haben die syrischen Regie¬ 
rungstruppen in den letzten Wochen 
erhebliche Erfolge im Kampf gegen 
die zusammengewürfelten „Rebellen“ 
melden können. 

Das bringt die imperialistische Anti- 
Assad-Koalition in Zugzwang. Kurz 
nachdem israelische Kampfjets mit 
Obamas Segen eine militärische Ein¬ 
richtung in Damaskus bombardiert 
und 42 syrische Armeeangehörige 
getötet hatten, schlug Washington 
Verhandlungen unter Einbeziehung 


Russlands vor. Das könnte ein diplo¬ 
matischer Winkelzug sein, denn wenn 
es gelingt, Syrien als Drahtzieher der 
Anschläge darzustellen, kann dies als 
Rechtfertigung für eine Intensivie¬ 
rung der Unterstützung der Rebellen 
genutzt werden mit der Begründung, 
man habe den Frieden gesucht, sei 
aber gescheitert. 

Tatsächlich hat Obama ein großes In¬ 
teresse am Krieg: Er hat bereits das 
Ende der Ära Assad verkündet und 
sich für die Anerkennung einer syri¬ 
schen Exilregierung eingesetzt und 
Washington droht der Gesichtsverlust, 
wenn sich Assad behauptet. Da bietet 
es sich an, die Türkei als Stellvertreter 
vorzuschicken, um Syrien jetzt von au¬ 
ßen anzugreifen. 

Manfred Idler 


Thema der Woche 


Die Anzahl der„Aufsto- 
cker“ bleibt weiter hoch 

Aber die Bundesagentur für Arbeit 
redet die Statistik schön. Doch der 
Niedriglohnbereich ist inzwischen 
zum „Markenzeichen“ des deutschen 



Die Morde 
von Solingen 

Vor 20 Jahren: 

Verfassungsschutz immer dabei 

Am 29. Mai 1993 starben in Solingen 
Gürsün Ince (27), Hatice Geng (18), 
Gülüstan Öztürk (12),Hülya Geng (9) 
und Saime Geng (4). Sie wurden Op¬ 
fer eines rassistischen Brandanschla¬ 
ges. Der Mordanschlag stand in einer 
Serie von Gewalttaten gegen Men¬ 
schen ohne deutschen Pass, welche 
mit Hoyerswerda im September 1991, 
in Rostock und in Mölln im Jahre 1992 
eskalierte. 

Gerade auch in Solingen wurden 
durch den Staatsschutz die faschis¬ 
tischen Strukturen gestärkt und ge¬ 
schaffen. Die als Brandstifter verur¬ 
teilten Jugendlichen befanden sich im 
Dunstkreis eines V-Mannes. Drei von 
ihnen trainierten in der vom damali¬ 
gen V-Mann Schmitt geleiteten Solin¬ 
ger Kampfsportschule Hak Pao. Die 
Rolle und das Ausmaß der Einfluss¬ 
nahme des „Staatsschutzes“ im Zu¬ 
sammenhang vor und nach dem So¬ 
linger Brandanschlag wurde nie rich¬ 
tig geklärt und aufgearbeitet, obwohl 
dieser Anschlag von „Insidern“ sogar 
als ein „Betriebsunfall“ des Verfas¬ 
sungsschutzes bezeichnet wurde. 

In Solingen finden verschiedene 
Veranstaltungen statt. Eine Aus¬ 
wahl: 

★ 22. Mai 2013: Situation der 
Flüchtlinge in Solingen und bun¬ 
desweit gestern und heute - 
20 Jahre danach, 19.30 Uhr, Cafe 
Courage 

★ 24. Mai 2013: Ein Konzert gegen 
Rechts mit der Gruppe Quijote aus 
Chemnitz in der COBRA Solingen, 
19.30 Uhr, COBRA. 

★ 25. Mai 2013, Bundesweite De¬ 
monstration: „20 Jahre nach dem 
Brandanschlag von Solingen: Ras¬ 
sismus tötet!“, 13.00 Uhr,Südpark, 
Solingen 

★ 29. Mai 2013,: Sternmarsch der 
SolingerSchülerzum 20.Jahrestag 
des Brandanschlages, 12.30 Uhr, 
Start an allen Solinger Schulen, 
Veranstalter: Bezirksschülerver¬ 
tretung und Jugendstadtrat 

★ 29. Mai 2013: Demonstration 
und Gedenkveranstaltung, 20 Jah¬ 
re nach dem Solinger Brandan¬ 
schlag: Das Problem heißt Ras¬ 
sismus, Veranstalter: Solinger 
Appell - Forum gegen Krieg und 
Rassismus, 19.00 Uhr, Rathaus¬ 
platz 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Überwundene Gräben? 


Metall-Tarifrunde 2013 - Aktionen gehen weiter 



ln derTarifrunde der Metall- und Elektroindustrie 2013 in 
Bayern fanden vor der 3. Verhandlungsrunde in Nürnberg 
am letzten Woche Mittwoch zahlreiche Warnstreikak¬ 
tionen statt. In gut 85 Betrieben im ganzen Freistaat 
bekräftigten über 36 000 Beschäftigte ihre Forderung - 
5,5 Prozent mehr Entgelt, 60 Euro für Azubis - mit 
schwungvollen Aktionen. An der zentralen Kundgebung in 
Nürnberg nahmen rund 6 000 Kollegen und Kolleginnen 
teil. 

Nach fünf Stunden wurde die Verhandlung unterbrochen 
und ein weitererTermin für Dienstag, den 14. Mai, in 
München vereinbart. IG Metall-Bezirksleiter Jürgen 
Wechsler kündigte nach der Verhandlung an:„Wir werden 
den Druck aufrechterhalten, um ein vernünftiges Ergebnis 
zu erzielen.“ Nach seiner Einschätzung brauchen die 


Arbeitgeber noch einmal mächtige Warnstreiks, um zur 
Entscheidungsfähigkeit zu kommen. 

Am Montag, den 13. Mai, haben daraufhin erneut zehntau¬ 
sende Beschäftigte mit Warnstreiks Druck auf die Arbeitge¬ 
ber ausgeübt. Gestreikt wurde unter anderem in Betrieben 
in Baden-Württemberg, Bayern, in den Regionen Bremen 
und Hamburg, in Nordrhein-Westfalen und Sachsen- 
Anhalt, wie die Gewerkschaft IG Metall mitteilte. Betroffen 
waren mittelständische Unternehmen, aber auch viele 
große Konzerne wie BMW, Audi, Daimler und Ford oder 
auch Siemens,ThyssenKrupp und die Deutz AG in Köln. 

Die DKP wird die Warnstreiks der IGM weiterhin solida¬ 
risch unterstützen, so wie sie es letzte Woche auch am 
Mittwoch mit einer Solidaritätsaktion getan hat. 

www.kommunisten.de,www.igm.de 


Die originäre Fratze des Energieriesen 

Kritische Aktionäre auf der E.ON-Hauptversammlung 


Es ist Wahlkampf und die SPD hängt 
sich einmal mehr ein sozial gefärbtes 
Tarnmäntelchen um und versucht so 
ihre bisherige kapitalhörige asozia¬ 
le Politik vergessen zu machen. Zur 
Partei der Arbeiterinnen fehlt der 
SPD so ziemlich alles, besonders aber 
soziale Kompetenz. In dem von SPD- 
Kanzlerkandidat Peer Steinbrück in 
Eile für den Wahlkampf zusammen 
gezimmerten „Kompetenzteam“ 
soll der Bereich Arbeit und Soziales 
durch den langjährigen Vorsitzenden 
der Gewerkschaft Bauen-Agrar-Um- 
welt (IG BAU), Klaus Wiesehügel, 
abgedeckt werden. Steinbrück und 
seine Partei wollen damit signali¬ 
sieren, dass das vor allem durch die 
Agenda 2010 entstandene Zerwürf¬ 
nis zwischen der SPD und den Ge¬ 
werkschaften nicht länger trennt was 
angeblich zusammen gehört. Frank- 
Walter Steinmaier hatte in seinem 
Kompetenzteam bei den letzten Bun¬ 
destagswahlen noch keinen Gewerk¬ 
schaftsfunktionär, zu tief schien der 
Graben damals noch zu sein. 
Eigentlich wollte Wiesehügel sich 
beim kommenden nächsten IG 
BAU-Gewerkschaftstag um eine 
Wiederwahl bewerben. Der Gewerk¬ 
schaftstag findet kurz vor der Bun¬ 
destagswahl statt - zu einem Zeit¬ 
punkt also, in dem sich Wiesehügel 
zumindest offiziell noch für das Amt 
des Arbeitsministers bereithält. Mit 
Wiesehügel, so begründete Stein¬ 
brück seine Personalentscheidung, 
„habe er einen in der Wolle gefärb¬ 
ten Gewerkschafter“ gewinnen kön¬ 
nen und betonte, dass Wiesehügel 
seine „langjährige Erfahrung in der 
gewerkschaftlichen Arbeit, aber auch 
aus der Politik“ ins Kompetenzteam 
einbringen werde. „Ich weiß die The¬ 
men Arbeit und Soziales bei ihm gut 
aufgehoben“, so Steinbrück. Doch 
da muss doch gefragt werden, teilt 
Steinbrück etwa Klaus Wiesehügels 
Feststellung: Das Instrument Leihar¬ 
beit läst sich „nicht so entschärfen, 
dass es nicht mehr schädlich ist.“ Dies 
wird so sicher nicht von Steinbrück 
geteilt, wie auch vieles nicht von dem 
was Klaus Wiesehügel aktuell in sei¬ 
ner 1. Mai-Rede in Solingen deutlich 
forderte. Wiesehügel sagte dort unter 
anderem: „Die angebliche Euroret¬ 
tung durch Kaputtsparen und mas¬ 
sive Kürzungen von Renten und So¬ 
zialleistungen ist ein Irrweg. Solche 
Politik schadet den Menschen. Aber 
wir haben immer noch das Wahl¬ 
recht und können wählen, wen und 
was wir richtig finden - egal, was die 
Märkte davon halten.“ Und weiter 
sagte Wiesehügel, die IG BAU for¬ 
dere eine europaweite Solidarität. 
Für Krisenstaaten müsse es eine ge¬ 
meinsam finanzierte Unterstützung 
ähnlich der des Marshallplans geben. 
Skrupellose Spekulationen und das 
Laissez-faire bei Steuerflucht müs¬ 
se gestoppt werden. Es muss Schluss 
sein mit dem Raubtierkapitalismus. 
Damit, dass sich die Reichen den 
Staat zur Beute machen und der Rest 
dafür zahlt. Ohne Steuern gibt es kei¬ 
ne Infrastruktur, ausreichende Kita- 
Plätze oder Wohnungsförderung.“ 
Gleichzeitig protestiere die IG BAU 
gegen die immer stärker um sich 
greifende Ausbeutung von Arbeit¬ 
nehmern. „Amazon ist nur die Spit¬ 
ze des Eisbergs. Das soziale Dumping 


Beim Online-Kaufhaus Amazon in 
Deutschland haben am Dienstag die¬ 
ser Woche die Beschäftigten die Arbeit 
niedergelegt. Am größten deutschen 
Standort im osthessischen Bad Hers- 
feld und in Leipzig haben die Beleg¬ 
schaften ganztägige Protestaktionen 
durchgeführt. Die Geschäftsführung 
von Amazon lehnt bisher die Aufnah¬ 
me von Tarifverhandlungen ab. ver.di 
fordert von Amazon für Bad Hersfeld 



durch Unternehmen aus dem In- und 
Ausland hat rapide zugenommen“, 
stellte Wiesehügel fest. „Arbeit¬ 
geber missbrauchen Werkverträge 
und 450-Euro-Jobs. Sie arbeiten mit 
Scheinselbstständigen, Leiharbeitern 
und Hartz-IV-Aufstockern, um die 
Löhne zu drücken. Wer voll arbeitet 
muss davon auch Leben können. Da¬ 
für brauchen wir einen vernünftigen 
gesetzlichen Mindestlohn. Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit am gleichen 
Ort - darunter geht es nicht. Wir ver¬ 
langen, dass diese Mindestbedingung 
effektiv vom Staat durchgesetzt wird. 
Wir wollen keinen Wettlauf nach un¬ 
ten mehr! Wir wollen sozialen Fort¬ 
schritt statt Rückschritt für alle Men¬ 
schen in der EU. Faschismus ist keine 
Meinung, er ist ein Verbrechen. Wir 
können uns nicht wegducken, denn 
für die Nazis ist alles, für was wir ste¬ 
hen, falsch“, sagte Wiesehügel. „Des¬ 
halb wehrt euch gegen Nazis und 
Rechtsradikale, wo und wann immer 
ihr könnt!“ 

Bernd Riexinger, der Linkspartei- 
Vorsitzende, forderte gleich nach 
dem Bekanntwerden der Nomi¬ 
nierung Wiesehügels auf der SPD- 
Kompetenzliste von diesem, sein 
Amt ruhen zu lassen, andernfalls lit¬ 
ten seine Glaubwürdigkeit und die 
der Gewerkschaften. „Er muss sich 
entscheiden, Sozialdemokrat oder 
Gewerkschafter, für Rentenkürzun¬ 
gen oder dagegen“, ergänzte Riexin¬ 
ger. Linkspartei-Vizechefin Sahra 
Wagenknecht, empfahl Wiesehügel, 
einen „klaren Trennungsstrich“ zu 
ziehen und sein Amt als IG-BAU- 
Vorsitzender niederzulegen. „Sonst 
geraten die Gewerkschaften in den 
Verruf, einmal mehr zu viel Nähe 
zu einer Partei zuzulassen, die die 
Grundlage für Millionen Hunger¬ 
jobs gelegt hat“. Wagenknecht weiter: 
„Wer die Agenda 2010 als Gewerk¬ 
schaftsführer asozial nennt, kann 
nicht Steinbrück als Wahlkämpfer 
sozial nennen.“ 

Es geht meiner bescheidenen An¬ 
sicht nach aber nicht um die Frage 
Gewerkschafter oder Sozialdemo¬ 
krat sondern darum, ob er klar und 
kompromisslos die Interessen der ar¬ 
beitenden Menschen vertritt. Bislang 
war Kollege Wiesehügel ein wackerer 
Streiter für die Sache der Arbeiten¬ 
den in diesem unserem Lande. Doch 
jetzt muss er sich dringend seinen 
Kollegen erklären und eindeutig Po¬ 
sition beziehen und dabei sein „100 
Tage Programm“ vorstellen und die 
Soll-Bruchstellen benennen. Am bes¬ 
ten schon in der nächsten Ausgabe 
seiner Gewerkschaftszeitung. 


und Leipzig die Anwendung der tarif¬ 
lichen Regelungen, wie sie im Einzel- 
und Versandhandel üblich sind. Die 
Tarifbindung soll durch Abschluss ei¬ 
nes Anerkennungstarifvertrages abge¬ 
sichert werden. In bereits durchgeführ¬ 
ten Urabstimmungen in Bad Hersfeld 
und Leipzig haben sich die ver.di-Mit- 
glieder mit über 97 Prozent für Streiks 
zur Durchsetzung der Tarifbindung 
ausgesprochen. 


Am 4.5.2013 trafen sich ca. 1 000 Ak¬ 
tionäre mit dem Vorstand der E.ON 
zur jährlichen Hauptversammlung in 
der Grugahalle in Essen. Mit von der 
Partie waren die „Kritischen Aktionä¬ 
re“, die, wie schon in früheren Jahren, 
die Gelegenheit nutzten, dem Vor¬ 
stand unangenehme Fragen zu stellen, 
auf die dieser antworten muss. Für die 
AG Schacht Konrad stellte Michae¬ 
la Sohn Fragen zur Endlagerung von 
Atommüll, verursacht von den sechs 
AKW‘s, an denen E.ON beteiligt ist. 
Während der Vorstandsvorsitzende Jo¬ 
hannes Teyssen in einem Interview der 
Süddeutschen Zeitung verkündet, die 
Umweltbewegung habe einen neuen 
Verbündeten (UZ vom 3.5.), zeigt sich 
auf der Mitgliederversammlung die ori¬ 
ginäre Fratze des Energieriesen. Unter 
Druck gesetzt von enttäuschten Ren¬ 
diteerwartungen seiner Aktionäre er¬ 
folgte ein Rechenschaftsbericht im Sti¬ 
le „wir haben versprochen - wir haben 
gehalten“, inklusive Schönfärberei ima¬ 
ginärer Umweltverantwortung nach 
dem Motto „E.ON kann Offshore“. 
Spätestens bei der Atommüllendlage¬ 
rung aus Grohnde und Co weist der 
Vorstand jede moralische Verantwor¬ 
tung von sich. Konrad sei genehmigt, 
ergo sicher und damit basta. Ungefähr 
so sicher wie die genehmigte abge¬ 
soffene Anlage ASSE II? Auch wenn 
die Einlagerungskammern im Schacht 
Konrad neu aufgefahren werden, zeigt 
sich gerade jetzt beim Sanierungsbe¬ 
darf für die Schächte I und II, dass 
Konrad ebenso eine Altanlage ist wie 
ASSE II.Trotzdem wurden aus dem de¬ 
saströsen Scheitern von ASSE II keine 
Konsequenzen gezogen. Während für 
die Neuplanung von Endlagern heute 
von einer Bergbarkeit innerhalb von 
500 Jahren ausgegangen wird, soll der 
Atommüll in Konrad, vom menschli¬ 
chen Zugriff hermetisch abgeschirmt, 
sich selbst überlassen bleiben. 
Angesichts der Tatsache, dass gro¬ 
ße Mengen konradgängiger Abfäl¬ 
le aus Sicherheitsgründen gar nicht 
in Schacht Konrad eingelagert wer¬ 
den können, also sowieso ein weite¬ 
res Endlager für schwach- und mit¬ 
telaktive Abfälle erforderlich sein 
wird, muss man sich schon fragen, ob 
es für EON nicht billiger und zudem 
gesellschaftlich verträglicher wäre, 
Konrad aufzugeben und an einem 
Gesamtkonzept mitzuarbeiten, dass 


dem heutigen Stand von Wissenschaft 
und Technik entspricht. Nebenbei be¬ 
merkt entspräche es Verantwortlich¬ 
keit, die Atomstromproduktion sofort 
zu stoppen, angesichts der Umstände. 
Verkürzt gesagt: Um in einigen In¬ 
dustrieländern knapp 3 Generationen 
mit Strom zu versorgen, hinterlassen 
Atomstromprofiteure 40 000 Genera¬ 
tionen ein nicht beherrschbares Risiko. 
Marx-Leser wissen: „Kapital (...) flieht 
Tumult und Streit und ist ängstlicher 
Natur. Das ist sehr wahr, aber doch 
nicht die ganze Wahrheit. Das Kapital 
hat einen Horror vor Abwesenheit von 
Profit oder sehr kleinem Profit, wie die 
Natur vor der Leere. Mit entsprechen¬ 
dem Profit wird Kapital kühn (...) für 
100 Prozent stampft es alle menschli¬ 
chen Gesetze unter seinen Fuß (...)“ 
P.J. Dunning, zitiert in: Das Kapital, 
Band I, S. 801, Dietz-Verlag Berlin, 1961 
„E.ON setzt auf neue Märkte in Bra¬ 
silien, Russland und der Türkei, wo es 
um den Ausbau der Kohleverstromung 
geht. Dabei ist Kohle der klimaschäd¬ 
lichste Energieträger“, sagt Heffa Schü- 
cking, Geschäftsführerin der Umwelt¬ 
organisation urgewald. Greenpeace 
Klimacampaignerin Pinar Aksogan ist 
eigens aus der Türkei angereist, um auf 
der Hauptversammlung E.ONs inter¬ 
nationale Kohle-Fixierung zu kritisie¬ 
ren. Der Konzern übernahm im De¬ 
zember 2012 fünfzig Prozent am türki¬ 
schen Energie-Joint Venture Enerjisa. 
Zu Enerjisas ehrgeizigen Plänen ge¬ 
hört der umstrittene Bau eines 450 
MW Braunkohlekraftwerks in Tufan- 
beyli. „Tufanbeyli soll in einem Talkes¬ 
sel gebaut werden, der durch zwei der 
dreckigsten Kohlekraftwerke bereits 
schwer belastet ist. Aus Gesundheits¬ 
gründen dürfte dort überhaupt kein 
neues Kohlekraftwerk errichtet wer¬ 
den. Wenn Tufanbeyli ans Netz geht 
und 40 Jahre läuft, verursacht es zahl¬ 
reiche zusätzliche Atemwegserkran¬ 
kungen und verfrühte Todesfälle und 
stößt außerdem in der Zeit allein so 
viel Kohlendioxid aus wie das Land 
Norwegen in zwei Jahren. Das ist un¬ 
verantwortlich“, so Aksogan. 

Doch auch im Inland sieht der Dach¬ 
verband der Kritischen Aktionärin¬ 
nen und Aktionäre noch viel Arbeit 
für einen Umbau des E.ON Konzerns. 
„E.ON zeigt von Energie wende keine 
Spur, der Konzern müsste viel mehr in 
Erneuerbare Energien und Energie¬ 


effizienz investieren“, erklärt Markus 
Dufner, Geschäftsführer des Dachver¬ 
bands. Neben der klimaschädlichen In¬ 
vestitionsstrategie kritisieren urgewald 
und FIAN die Kohleimporte E.ONs. 
Sie haben gerade das Dossier „Bitter 
Coal“ veröffentlicht, das die katastro¬ 
phalen Auswirkungen des Steinkoh¬ 
leabbaus in den Hauptlieferländern 
untersucht: In Kolumbien geht es um 
Menschenrechtsverletzungen und Um¬ 
weltzerstörung, die der indigenen Be¬ 
völkerung die Lebensgrundlagen ent¬ 
zieht. In den nordamerikanischen Ap¬ 
palachen werden für den Kohleabbau 
Bergspitzen weggesprengt und ganze 
Landschaften vernichtet. Im russischen 
Kuzbass hat die Kohleförderung Luft, 
Böden und Trinkwasser enorm belas¬ 
tet und die Lebenserwartung der Men¬ 
schen ist deutlich niedriger als im Rest 
des Landes. Im trockenen Südafrika 
bedroht der hohe Wasserverbrauch 
der Kohleminen die Trinkwasserver¬ 
sorgung der Bevölkerung. E.ON ver¬ 
weist bei Kritik auf die Industrie-Initi¬ 
ative „Better Coal“, die urgewald und 
FIAN jedoch für reine Augenwischerei 
halten (Pressemitteilung der Kritischen 
Aktionäre vom 2. 5. 2013). Fragen der 
Verantwortungsübernahme werden 
von der Konzernleitung gerne schnö- 
selig abgehandelt mit nebulösen Ant¬ 
worten wie: E.ON mischt sich nicht in 
die Regierungen anderer Länder ein. 
E.ON ist nichts von diesen oder jenen 
Zuständen bekannt. E:ON ist hier und 
da nicht dafür verantwortlich, fragen 
Sie woanders nach, und so weiter. 

Die parasitären Rentiers des Gewer¬ 
bes „Geld“ zeigten in ihren Redebei¬ 
trägen außer an Renditen kein Inte¬ 
resse. Doch halt, da waren doch die 
Diskussionen um die Managergehälter. 
Verschämt und nach diversen konkre¬ 
ten Nachfragen rückte der Vorstand 
mit dem zu erwartenden Maximalge¬ 
halt für Herrn Teyssen heraus; lumpige 
8 Mio. Euro hat dieser Mann bei opti¬ 
malem Geschäftsverlauf zu erwarten. 
Da stellt sich die Frage nach der Sinn- 
haftigkeit dieser Aktionsform. Mehr 
als die Hälfte der Redebeiträge wa¬ 
ren von zugereisten kritischen Stim¬ 
men gestellt, das Publikum war ge¬ 
langweilt, der Vorstand gequält. Nun, 
es trifft ja nicht die Falschen und das 
einzig Sinnvolle nach so einer Veran¬ 
staltung ist vermutlich, die Öffentlich¬ 
keit in Kenntnis zu setzen. Michaela Sohn 
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Wurmfortsatz? 

Einzelhändler kritisieren „sinnlose“ Warnstreiks 
gegen „Modernisierung 


W ar es Dummheit, Feigheit 
oder die sattsam bekannte 
unternehmerische Überheb¬ 
lichkeit, die den hessischen Unterneh¬ 
merverband des Einzelhandels (UHE) 
beflügelte, sich am 7. Mai 2013 bei der 
bereits seit Monaten feststehenden 
ersten Tarifverhandlung überhaupt 
nicht blicken zu lassen? Vielleicht lag 
es aber auch an der Doppelrolle des 
aus Essen nach Hessen eingeflogenen 
Verhandlungsführers Kai-Uwe Weitz, 
weshalb sich der UHE eine program¬ 
mierte Peinlichkeit ersparen wollte: 
Einerseits reist der Personalchef von 
Karstadt derzeit durchs ganze Land, 
um die Betriebsräte für einen Verzicht 
auf die (noch nicht erreichten) Lohn¬ 
erhöhungen der nächsten Jahre zu ge¬ 
winnen, während er ihnen gleichzei¬ 
tig als allein mögliche Alternative zu 
diesem „freiwillig“ gewählten „Dieb¬ 
stahl“ an einer dringend notwendigen 
Steigerung des Einkommens mit dem 
gänzlichen Ausstieg von Karstadt aus 
der Tarifbindung droht. Andererseits 
soll(te) Kai-Uwe Weitz für den Han¬ 
delsverband Deutschland (HDE) wohl 
auch in Hessen die von den Unterneh¬ 
mern bundesweit geforderte „Moder¬ 
nisierung „ der bestehenden Tarifver¬ 
träge - nicht zuletzt in den eigenen 
Reihen - begründen und durchsetzen, 
damit es hier kein Auf- und Abweichen 
von der zentral festgezurrten und allen 
Unternehmensleitungen „eingeimpf¬ 
ten“ Zielvereinbarung der dauerhaf¬ 
ten Verschlechterung der tariflich ge¬ 
regelten Arbeitsbedingungen für die 
Beschäftigten gibt. 

Wer die geschniegelten, gestriegelten, 
mal nadelstreifig, mal hemdsärmelig 
auftretenden Topmanager des Einzel¬ 
handels kennt oder in betrieblichen 
Verhandlungen erlebt, der weiß, wie 
einfach und schnell sie aus einer Rol¬ 
le in eine entgegengesetzte Position 
wechseln können: Jetzt unbarmherzi¬ 
ger „Diktator“, gleich verständnisvol¬ 
ler „Kumpel“, flugs wieder bad boy, 
dann erneut good guy - jene billige 
Masche und Mache, wie sie aus rasch 
durchschaubaren und daher langweili¬ 
gen Kriminalgeschichten bekannt sind. 
Wenn es nur um einen „gelungenen“ 
Auftritt gegangen wäre, so hätte Kai- 
Uwe Weitz am 7. Mai 2013 sicher sein 
Doppelspiel glänzend aufführen kön¬ 
nen, ohne die eigentlichen tarifpoliti¬ 
schen Ziele - für Karstadt wie für den 
HDE/UHE - aus den Augen verlieren 
zu müssen. Peinlich wäre es höchstens 
für die an der Tarifverhandlung mitwir¬ 
kenden Vertreter der anderen Unter¬ 
nehmen geworden, weil sie sich hätten 
am Gängelband eines HDE-Hardli- 
ners geführt sehen müssen, der sie für 
die angeblich notwendige „Moder¬ 


nisierung“ der Tarifverträge in einen 
auch von ihnen gewollten handfesten 
Arbeitskampf führt, aber für den eige¬ 
nen Laden das Ticket zum Ausstieg aus 
der Tarifbindung schon rein vorsorg¬ 
lich längst gelöst hat. Insofern ist die 
altbackene öffentliche Erklärung des 
HDE vom 7. Mai 2013 nichts weiter 
als das Werfen wirkungsloser Nebel¬ 


kerzen von argumentationsarmen Be¬ 
triebsblinden, die nicht sehen wollen 
oder können, wie ihre „Begründung „ 
für die angeblich unerlässliche „Mo¬ 
dernisierung der Tarifverträge“ von 
den Belegschaften wie Seifenblasen 
entweder sofort durchschaut werden 
oder spätestens bei eingehender Prü¬ 
fung zum Platzen gebracht werden. 
Denn was von Heribert Jöris, dem Ta¬ 
rifgeschäftsführer des HDE, seit Mo¬ 
naten zum x-ten Mal aufgetischt wird: 
der Unternehmerverband wolle „mit 
an die Realität des 21. Jahrhunderts an¬ 
gepassten Tarifverträgen die Tarifbin¬ 
dung in der Branche wieder stärken“, 
das muss als Versuch gewertet wer¬ 
den, einen Flächenbrand mit Benzin 
löschen zu wollen. 

Diese Milchmännchenrechnung: je 
schlechter die Tarifverträge, desto 
größer die Anzahl der tarifgebunde¬ 
nen Unternehmen, sie funktioniert in 
der Praxis nicht nur überhaupt nicht, 
sondern erzeugt das Gegenteil dessen, 
was sie vorgibt. Sind nämlich die ta¬ 


ff 

Etlichen Rechte und Leistungen erst 
einmal durchlöchert, herabgesetzt oder 
abgeschafft, so wird dies von den be¬ 
reits länger Tarifflüchtigen als Signal 
für weiteres Lohndumping verstan¬ 
den und genutzt. Gleichzeitig liefern 
diese sozialpolitisch Verantwortungs¬ 
losen mit ihrem Verhalten neue „Argu¬ 
mente“ für dann noch tarifgebundene 


Unternehmen, eine weitere „Moder¬ 
nisierung“ der Tarifverträge auf noch 
niedrigerer Basis zu fordern. Letztlich 
arbeiten beide also Hand in Hand für 
möglichst schlechte Arbeitsbedingun¬ 
gen. 

Heucheln und gaukeln die Unterneh¬ 
mer also immer und überall? Nein, kei¬ 
neswegs! Nicht gelogen hat der HDE, 
als er „die Realität des 21. Jahrhun¬ 
derts“ als sein Ziel verkündete. Wie 
diese Wirklichkeit hierzulande aktuell 
aussieht, das weiß sogar die Bundesre¬ 
gierung: 15 Prozent der Bevölkerung 
gelten als akut und 8 Prozent als dauer¬ 
haft armutsgefährdet; etwa 25 Prozent 
der arbeitenden Menschen schuften 
für Niedriglöhne, davon fast 8 Millio¬ 
nen für unter 8,50 Euro und mehr als 
4 Millionen unter 7 Euro pro Stunde; 
84 Prozent der bald 8 Millionen Mini¬ 
jobber, fast zwei Drittel von ihnen sind 
Frauen, und mehr als 10 Prozent der 
Vollzeitbeschäftigten gehören zu den 
Niedriglöhnern; die Anzahl der Pri¬ 
vatinsolvenzen stieg seit 2000 um mehr 


als 1 000 Prozent. Im 21. Jahrhundert 
sind aber auf der Gegenseite auch die 
Reichen „angekommen“: 22,5 % des 
Netto Vermögens in Deutschland, das 
sind 1,6 Billionen Euro, befinden sich 
in der Hand des reichsten Tausendstel 
der Bevölkerung. Hierzu zählen zwar 
nicht die Beschäftigten, wohl aber viele 
Familien der Betreiber und Geschäfte¬ 
macher des Einzelhandels. 

Wissen die Verantwortlichen im HDE, 
dass er mit seiner Forderung nach „Mo¬ 
dernisierung der Tarifverträge“ genau 
eine solche „Realität des 21. Jahrhun¬ 
derts“ heraufbeschwört und damit das 
halbwegs gesicherte Leben sowie die 


Zukunft der im Einzelhandel Arbei¬ 
tenden und ihrer Familien auf dem Al¬ 
tar der „Wettbewerbsfähigkeit“ opfern 
würde? Ja, sie wissen und sie wollen es! 
Und offenbar reicht der Einfluss des 
HDE auch in Hessen so weit und so 
tief, dass die hiesigen großen Einzel¬ 
händler seine Ziele ohne Widerspruch 
teilen und unterstützen. Mehr noch, die 
im hessischen UHE vertretenen Un¬ 
ternehmen machen sich häufig selbst 
gern zu Vorreitern der organisierten 
Tarifflucht, noch ehe sie die Tarifver¬ 
träge offiziell angreifen oder vollends 
in Frage stellen: beispielsweise weiß 
Ernst Backhaus ganz genau, dass in 
den REWE- und Penny-Märkten tag¬ 
täglich gegen geltende tarifliche Re¬ 
gelungen verstoßen wird; Karl-Heinz 
Brand war sicher nicht unbeteiligt, als 
vonTegut der „Seelenverkäufer“ Com- 
bera angeheuert wurde, der seine Leih¬ 
arbeiter für einen Stundenlohn von 
2,13 Euro die Regale auffüllen ließ; 
und Birgit Schäven darf gegenüber ih¬ 
ren Mitstreitern stolz erwähnen, dass 



Beschäftigte von Karstadt in Viernheim streiken, die Geschäftsführung arbeitet allein mit den leitenden Angestellten am 
ii. Mai 2013 - lange Kundenschlangen sprechen für sich. 


Kaum wahrgenommene Veränderungen 

Klaus Wiesehügel und der Kampf gegen die Rente mit 67 


Klaus Wiesehügel ist seit 1995 Vorsit¬ 
zender der IG BAU. Er ist der einzige 
amtierende Gewerkschaftsvorsitzende 
mit eigener Erfahrung als Bundestags¬ 
abgeordneter. In der ersten Amtszeit 
von Bundeskanzler Gerhard Schröder, 
1998 bis 2002, gehörte Wiesehügel der 
SPD-Bundestags-Fraktion an. Damals 
kämpfte er erfolglos für ein sogenann¬ 
tes Tariftreuegesetz, das die öffentliche 
Hand verpflichten sollte, Bauaufträge 
nur an tarifgebundene Unternehmen 
zu vergeben. 

In Wiesehügels Parlamentarierzeit 
fiel auch eine wichtige Änderung des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes. Bis 
dahin war für die Festsetzung von 
Branchenmindestlöhnen stets eine 
Zustimmung des sogenannten Tarif¬ 
ausschusses notwendig gewesen, eines 
Gremiums aus Vertretern der „Sozi¬ 
alpartner“, in dem die Bundes Vereini¬ 
gung der Deutschen Arbeitgeberver¬ 
bände maßgeblich mit entschied. Als 
diese einem von den Bautarifpartei¬ 
en geforderten Mindestlohn von 17 
D-Mark die Zustimmung verweiger¬ 
te, änderte die rot-grüne Regierung 


das Entsendegesetz und erklärte den 
Mindestlohn direkt per Rechtsverord¬ 
nung für verbindlich. Arbeitsminister 
damals: der frühere zweite Vorsitzen¬ 
de der IG Metall, Walter Riester. Ab 
2006 war Wiesehügel von 2006 einer 
der schärfsten Gegner der von SPD- 
Vizekanzler Franz Müntefering durch¬ 
gesetzten Rente mit 67. Der wortge¬ 
waltige Chef der Gewerkschaft Bau¬ 
en, Agrar, Umwelt (IG BAU) sprach 
damals direkt von einer „Katastro¬ 
phe“. Trotz seiner Kritik an der Agen¬ 
da 2010 fehlte am Ende seine Gegen¬ 
stimme. Seither kämpfte er mit seiner 
IG BAU engagierter als jeder andere 
Gewerkschaftsboss gegen das höhe¬ 
re Rentenalter an. „Die Rente mit 67 
muss weg“, lautete das klare Konzept, 
während der SPD-Kanzlerkandidat 
Steinbrück sie bis heute gutheißt. 

Dass die SPD nach ihrem Wechsel in 
die Opposition beschlossen hat, die 
Anhebung des Rentenalters auszu¬ 
setzen, bis mindestens die Hälfte der 
60- bis 65-Jährigen eine sozialversiche¬ 
rungspflichtige Stelle haben, war ihm 
zu wenig. Inzwischen hat Wiesehügel 


seine Position kaum bemerkt verän¬ 
dert. „So wie die politischen Dinge 
liegen, müssen wir uns einfach auf die 
Aussicht vorbereiten, dass die Rente 
mit 67 nicht wieder aufgehoben wird“, 
so Wiesehügel. Das bedeute „natür¬ 
lich nicht“, dass die Beschäftigten am 
Bau diese Politik akzeptieren könnten. 
„Die IG Bau ist aber keine Gewerk¬ 
schaft, die nur mit dem Fuß aufstampft. 
Sie erarbeitet konkrete Lösungen“, 
kündigte er an. Vor wenigen Wochen 
stellte er sein Konzept für eine „Flexi- 
rente“ für Bauarbeiter vor, das davon 
ausgeht, dass die Rente mit 67 wohl 
nicht wieder abgeschafft wird. 

Die IG BAU vertritt nicht nur im Bau¬ 
gewerbe, sondern auch in Land- und 
Forstwirtschaft überwiegend Beschäf¬ 
tigte, deren Arbeit den Körper stark 
belastet. Während in der Wirtschaft 
im Durchschnitt 100 Beschäftigte im 
Alter von 30 Jahren etwa 15 Beschäf¬ 
tigte im Alter von 64 Jahren gegenüber 
stehen, sind es in den Bauberufen we¬ 
niger als zehn, bei Gerüstbauern und 
Dachdeckern weniger als vier. Daher 
sagt Wiesehügel jetzt: „Wir müssen ein 


Netz spannen, das besonders Betroffe¬ 
ne spätestens mit 60 auffangen kann“. 
Nach geltendem Recht wird zwar ein 
Ruhestand ab 63 möglich bleiben. Das 
Problem sei, dass mit dem Anstieg der 
regulären Altersgrenze aber nicht nur 
die finanziellen Einbußen bei vorzei¬ 
tigem Ruhestand immer größer wür¬ 
den, sondern „für viele Beschäftigte 
am Bau ist das rettende Ufer bei einer 
Grenze von 63 Jahren einfach zu weit 
weg.“ Daher hat er jetzt folgenden kon¬ 
kreten, aber äußerst heiklen Vorschlag: 
„Beim Arbeitslosengeld sollte die Be¬ 
zugsdauer für ältere Beschäftigte aus 
besonders belasteten Berufen weiter 
ausgedehnt werden.“ Die Große Koa¬ 
lition hatte die Höchstbezugsdauer für 
Ältere 2008 schon von 18 auf 24 Mo¬ 
nate verlängert. „Sonderregeln für be¬ 
lastende Berufe gibt es etwa in Öster¬ 
reich“, wirbt Wiesehügel für seine Idee. 
Sein Ansatz sei richtig, weil Beschäf¬ 
tigte am Bau und in den benachbarten 
Branchen faktisch in einer „doppelten 
Falle“ sind: Sie leisten ihre „Knochen¬ 
arbeit“ meist auch noch in Kleinbetrie¬ 
ben mit bis zu zehn Beschäftigten, „bei 


den Beschäftigten der Galeria Kauf¬ 
hof vor einiger Zeit tarifvertragswidrig, 
aber fürs unternehmerische 21. Jahr¬ 
hundert vielleicht „richtungsweisend“ 
die 42-Stunden-Woche „aufgedrückt“ 
werden sollte, was damals jedoch nicht 
gelang. 

Angesichts dieses eigenen zielgerich¬ 
teten Engagements für neue „Reali¬ 
täten“ bei den Arbeitsbedingungen in 
den Betrieben wird es den hessischen 
Unternehmen nicht gelingen, sich ge¬ 
genüber dem HDE je nach tarifpoli¬ 
tischer Fließrichtung wie ein Wurm¬ 
fortsatz hinter dem Blinddarm zu ver¬ 
stecken, bedeutungslos an diesem zu 
hängen oder lediglich bei dessen öf¬ 
fentlich wahrnehmbaren Blähungen 
im Takt des Großen mitzuwackeln. Sie 
tragen die Verantwortung für das Trei¬ 
ben des UHE in Hessen: sein Fernblei¬ 
ben bei der ersten Tarifverhandlung; 
seine Lüge, bis zum 7. Mai hessenspe¬ 
zifische Forderungen vorlegen zu wol¬ 
len; seine offen zur Schau getragene 
Unfähigkeit, in den eigenen Reihen 
kompetente Mitglieder zum Führen 
von Tarifverhandlungen ausfindig zu 
machen. Wie sonst lässt sich erklären, 
dass Kai-Uwe Weitz beim „Gespann“ 
des UHE die „Zügel“ fest in der Hand 
hält, die Teilnahme der anderen Ver¬ 
treter der Unternehmen an den Tarif¬ 
verhandlungen in Hessen von seinen 
„Empfindlichkeiten“ abhängig ma¬ 
chen kann und ihre Eigenständigkeit 
im Denken derart einschränken darf, 
dass sie ohne seine Erlaubnis nicht 
einmal ihre Pläne zur Tarifflucht ent¬ 
wickeln und am 7. Mai vortragen kön¬ 
nen? Wenn also HDE-Jöris derzeit 
wettert, ver.di versuche „mit sinnlo¬ 
sen Warnstreiks die Muskeln spielen zu 
lassen“, dann verbirgt sich hinter dem 
scheinbar geringschätzigen Urteil des 
Verbandsfürsten nichts anderes als das 
Eingeständnis, mit den eigenen bil¬ 
ligen, weil untauglichen „Argumen¬ 
ten“ und Drohungen die Köpfe der im 
Einzelhandel arbeitenden Menschen 
nicht erreicht und erst recht nicht um¬ 
gestülpt zu haben. Die Ursache hier¬ 
für ist sehr einfach: Wer die untrügliche 
„Realität des 21. Jahrhunderts“ kennt 
oder selbst erlebt - und viele Beschäf¬ 
tigte im Einzelhandel spüren die Last 
sozialer Ausgrenzung und Demütigung 
jeden Tag, ja jede Stunde -, der wird 
vorsichtig sein oder werden, wenn die 
Unternehmer heute und künftig von 
„Modernisierung“ der Tarifverträge 
sprechen. Denn sie verstehen darun¬ 
ter betriebliche Arbeitsbedingungen 
und gesellschaftliche Verhältnisse, die 
aus selbstbewussten Menschen wieder 
hörige Knechte und Mägde sowie aus 
tariflicher sozialer Sicherheit moder¬ 
ne „Arbeitssklaverei“ machen. Wer das 
nicht will, der hat praktisch keine an¬ 
dere Wahl: Nur aktiver Widerstand in 
den Betrieben und öffentlicher Kampf 
können den Weg zurück in „die Rea¬ 
lität des 21. Jahrhunderts“ stoppen - 
und schließlich zum Besseren wenden! 

Horst Gobrecht 


denen kein Kündigungsschutz gilt und 
die sie auch sonst nicht so auffangen 
können wie ein Konzern“. Und wer 
soll es wieder mal bezahlen? „Einen 
Teil des Auffangnetzes müssen wir im 
Zweifel auch mit der Tarifpolitik ge¬ 
stalten“, sagte er. Die Mittel sollten zum 
einen von der Arbeitsagentur und zum 
anderen aus tariflichen Vereinbarun¬ 
gen kommen. Auch er weiß: „Das engt 
eventuell den Spielraum für Lohner¬ 
höhungen ein.“ Der Absturz in Hartz 
IV nach einem harten Arbeitsleben 
müsse aber verhindert werden. „Ich 
kann nicht jungen Menschen erzählen, 
wie spannend der Job am Bau ist und 
am Ende winkt Hartz IV.“ Es sei für die 
allermeisten Beschäftigten besser, mit 
leichten Abschlägen in die Rente ein- 
treten zu können, als kurz vorher auf 
Hartz IV angewiesen zu sein. Es gehe 
dabei sowohl um den Schutz des priva¬ 
ten Vermögens als auch um Möglich¬ 
keiten des Zuverdienstes. Dieser sei 
für Rentner wesentlich attraktiver als 
für Hilfeempfänger. Dies sei auf dem 
Gewerkschaftstag „intensiv diskutiert“ 
worden. Manfred Dietenberger 
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Steinbrück kneift 

Am vergangenen Wochenende fand in 
Dortmund ein viertägiges Arbeiter-Ju¬ 
gendfestival der Jusos und Falken statt. 
Dort sollte auch der SPD-Kanzlerkan- 
didat Steinbrück auftreten. Nachdem 
es absehbar war, dass er wahrscheinlich 
ausgepfiffen werden würde, zog er es 
vor zu erkranken. 

Heckler & Koch gibt illegale 
Waffenlieferungen zu 

Der Waffenhersteller Heckler & Koch 
in Oberndorf hat erstmals zugegeben, in 
illegale Waffenlieferungen nach Mexiko 
verwickelt zu sein. REPORT MAINZ 
hatte bereits 2010 darüber berichtet. 
Zwei Mitarbeiter des Waffenherstellers 
Heckler & Koch sollen für die illega¬ 
len Lieferungen von Sturmgewehren 
des Typs G36 in mexikanische Unru¬ 
heprovinzen verantwortlich sein. Es 
bestehe ein „dringender Tatverdacht 
gegen zwei langjährige Mitarbeiter 
(...), Waffenlieferungen in nicht ge¬ 
nehmigungsfähige mexikanische Bun¬ 
desstaaten veranlasst zu haben“, zitiert 
„Der Spiegel“ einen den Angaben nach 
von der Geschäftsführung Unterzeich¬ 
neten Aushang auf dem Firmengelände 
in Oberndorf bei Rottweil. Die Mitar¬ 
beiter seien eigenmächtig „ohne Wis¬ 
sen und Wollen anderer Personen im 
Unternehmen“ vorgegangen. 

Verfassungsschutz und rechte 
„Sauerländer Aktionsfront“ 

Am 18.11. 2012 titelte die Westfälische 
Rundschau im überregionalen Teil „An¬ 
führer der „Sauerländer Aktionsfront“ 
war ein V-Mann“. Gemeint war Andre 
Zimmermann, der 1997 bei einem Auto¬ 
unfall ums Leben gekommen ist. 

Der Bericht, der sich auf Recherchen 
des Nachrichtenmagazins „Der Spie¬ 
gel“ bezieht, wirft nicht nur einige un¬ 
angenehme Fragen auf, sondern auch 
erneut ein ebenso unangenehmes Licht 
auf die Machenschaften des Verfas¬ 
sungsschutzes. Aufgrund dieser Infor¬ 
mationen hat die VVN-BdA Sieger¬ 
land-Wittgenstein die regionalen Land¬ 
tagsabgeordneten und Herrn Minister 
Remmel angeschrieben und um Auf¬ 
klärung bzw. Unterrichtung in dieser 
Sache gebeten. 

Erst nach intensivem Nachhaken mel¬ 
deten sich immerhin die Büros der 
beiden SPD-Abgeordneten Heinrichs 
und Wagener und das Büro des grü¬ 
nen Ministers. Eine Antwort von Jens 
Kamieth (CDU) und der zuständigen 
Abgeordneten der FDP blieben Fehl¬ 
anzeigen. Eine befriedigende Antwort 
war dennoch nicht zu erhalten. Die 
einzige Mitteilung war, dass es sich um 
eine Angelegenheit des Parlamentari¬ 
schen Kontrollgremiums handele und 
daher der Geheimhaltung unterliege. 
In einem Telefonat mit der Grünen- 
Landtagsabgeordneten Verena Schäf- 
fer, zuständig in ihrer Fraktion für die 
Themen Frauenpolitik und Rechtsex¬ 
tremismus, konnte die Angelegenheit 
nun erneut erörtert werden. Fakt ist, 
dass die Persönlichkeitsrechte der da¬ 
maligen Mitglieder der Nazi-Szene, der 
V-Leute und beteiligten Verfassungs¬ 
schutzbeamten, verhindern, dass die 
Vorgänge von damals derzeit öffent¬ 
lich gemacht werden. 

Im schlimmsten Falle, so Schäffer, wird 
dies auch so bleiben. Nur eine einstim¬ 
mige Entscheidung des 8-köpfigen Gre¬ 
miums kann dies ändern. 

Die VVN-BdA Siegerland-Wittgen¬ 
stein sieht durch diese Angelegenheit 
die Forderung des eigenen Bundesver¬ 
bandes nach sofortiger Auflösung der 
Verfassungsschutzämter erneut bestä¬ 
tigt. 

Joe Mertens von der VVN-BdA Sie¬ 
gerland-Wittgenstein: „Es handelt sich 
hier um einen politischen Skandal ers¬ 
ten Ranges, der still und heimlich hinter 
verschlossenen Türen verhandelt wer¬ 
den soll. Das ist nicht hinnehmbar. Wir 
hoffen sehr auf die regionalen Medien, 
die ihrer Pflicht zur Berichterstattung 
unbedingt nachkommen müssen. Die 
Bürgerinnen und Bürger sollen sich bei 
den Landtagsabgeordneten um Aufklä¬ 
rung bemühen. Es darf nicht sein, dass 
wir uns durch die unglaublichen Ent¬ 
hüllungen bei den NSU-Ermittlungen 
langsam an diese Zustände gewöhnen. 
Wir müssen uns dringend immer wie¬ 
der neu empören.“ 
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Das Problem heißt Rassismus und Militarismus 

Eine Betrachtung nach der Pro-NPD-Entscheidung im Bundestag und nach Beginn des 

NSU-Prozesses in München • Von Ulrich Sander 



Die Roma kommen: 


Mit dem obigen manipulierten Foto machte die Schweizer Zeitung Weltwoche Stimmung gegen eine befürchtete 
Einwanderung von Sinti und Roma. In ihrer Selbstdarstellung steht die sich seriös gebende Weltwoche politisch für eine 
unabhängige und direktdemokratische Schweiz. 

Der Richter und der 
Industriepräsident als Nazi-Freunde 

Der ehemalige Industriellen-Präsident und noch heute einflussreiche Michael Rogowski 
erklärte, als wolle er den Gesprächsfaden vom Industrie-Club 1932 wieder aufnehmen: 

★ Der Rüstungsetat müsse vergrößert werden. Erforderte „eine Erhöhung der Rüstungs¬ 
ausgaben um drei Mrd. Euro pro Jahr zur Modernisierung der Bundeswehr“. Ohne eine 
starke Rüstungsindustrie werde es „Deutschland schwer haben, seine Stimme zu erhe¬ 
ben“ , wenn es um internationale Entscheidungen gehe“, monierte der BDI-Präsident. Und 
das Bundeswehr-Weißbuch 2006 sieht ja die Erlangung von Rohstoffen und das Freikämp¬ 
fen von Handelswegen auch als militärisches Ziel vor - ganz wie schon vor 1933 konzipiert. 

★ Die NPD, so Rogowski, sei nicht so beunruhigend wie die Linke, damals die PDS. Das 
„Phänomen Rechtsextremismus“ solle nicht überbewertet werden. („Freie Presse“, Chem¬ 
nitz, 20. 09. 2004) 

★ Die Nazi-Losung „Volksgemeinschaft statt Klassenkampf“ verinnerlichte auch Rogowski 
auf seine Weise. Er sagte: „Am 9. November 1989 haben wir mit der Maueröffnung auch die 
Abrissbirne gegen den Sozialstaat in Stellung gebracht. Hartz V bis VIII werden demnächst 
folgen. Es ist ein Klassenkampf, und es ist gut so, dass der Gegner auf der anderen Seite 
kaum noch wahrzunehmen ist.“ (am 16.12.2004 in TV Phönix It. Wikipedia) 

Es war ein Politiker als Richter namens Hans-Jochim Jentsch (CDU), dem als Justizminister 
in Thüringen einst Gründe einfielen, die PDS zu verbieten, der als Bundesverfassungsrich¬ 
ter aber an der Nichtverbietbarkeit von Parteien, hier der NPD, herumstrickte. Er kam auf 
die Idee, Nazis, die zugleich V-Leute des Verfassungsschutzes sind, als Hemmnis für ein 
Verbotsverfahren gegen die NPD anzusehen. Die Folgen sind eine NPD und ihre Anhänger, 
die sich mit Karlsruher Segen fast alles erlauben dürfen. Kommt es mal zum Verbot einer 
geplanten Nazidemo, dann rufen die Rechten beim Bundesverfassungsgericht an und be¬ 
kommen Recht. U.S. 


W ir stehen am Beginn des 
NSU-Prozesses, den die Jus¬ 
tiz offenbar zu einem mög¬ 
lichst unpolitischen Zschäpe- und da¬ 
mit Einzeltäter/innenprozess machen 
will. Das heißt, es müssen ihr persönlich 
die Mordbeteiligungen nachgewiesen 
werden, anders als RAF-Tätern, bei de¬ 
nen das „dabei sein ist alles“ galt. So 
war das immer: Wer an Massakern von 
SS und Gebirgstruppe beteiligt war, 
ging straffrei aus, weil er nicht persön¬ 
lich ertappt wurde. Und auch dies gilt: 
Wer die NSDAP fortsetzte, durfte und 
darf es tun. Wer die KPD oder FDJ 
fortsetzte, kam zwischen 1950 und 1968 
in tausenden Fällen ins Gefängnis. Und 
noch heute in die Terrordatei. 

Die Morde des NSU waren nur mög¬ 
lich, weil Teile des Staatsapparats ihm 
geholfen haben. Und die gesamte Na¬ 
zibewegung konnte sich nur deshalb so 
entwickeln, weil sie sich auf einen ma¬ 
nifesten staatlichen und gesellschaft¬ 
lichen Rassismus stützen konnte und 
kann. Die Asyldebatte Anfang der 90er 
Jahre führte zum Abbau der Grund¬ 
rechte für Asylsuchende, für Menschen 
in Not und direkt zum heutigen Rassis¬ 
mus, - der sich aus dem Wirken eines 
Sarrazin nährt, ebenso aus dem allge¬ 
meinen Antiislamismus, aber auch aus 
dem wachsenden Antiziganismus. Wie 
entsetzt war ich, als ich am Ostersams¬ 
tag in Dortmund-Dorstfeld mit anse- 
hen musste, wie Nazis in Polizeibeglei¬ 
tung vor ein von Sinti und Roma be¬ 
wohntes „Ekelhaus“ (so stand es in der 
Demo-Anmeldung wörtlich) zogen, um 
Pogromstimmung zu schüren. Das war 
zwei Tage vor dem Jahrestag des 1. Ap¬ 
ril 1933, an dem damals die Nazis vor 
die Judenhäuser zogen und Mordhetze 
betrieben. 


Nie vergessen: Bei der 
Reichstagswahl im September 
1930 konnte die bisherige 
2,6 Prozent-Partei NSDAP ihren 
Stimmanteil schlagartig auf 
14,3 Prozent steigern. 


Offiziell sind die Offiziellen über derar¬ 
tiges bestürzt und sie sagen, sie wollten 
handeln. Aber es gelingt nicht. Warum? 
Der Umgang der bürgerlichen Gesell¬ 
schaft, oder sagen wir besser: der Mitte, 
mit den Rechten ist davon geprägt, dass 
sie zu viele gemeinsame inhaltliche 
Schnittmengen mit den Nazis hat, um 
diese wirklich zu bekämpfen. Man setzt 
zwar Rechts und Links gleich, aber nur 
Links wird wirklich bekämpft, - es gibt 
eben zu wenig inhaltliche Gemeinsam¬ 
keiten des Konservatismus mit Linken. 
(Eine Gemeinsamkeit gibt es: Beide 
müssen atmen, und sie brauchen sau¬ 
bere Luft dazu.) Das Bindeglied zwi¬ 
schen Mitte und Rechts, das ist der 
Rassismus. Das wird ganz offenkundig 
werden, wenn ab 2014 die Rumänen 
und Bulgaren - zu „gut deutsch“: die 
Zigeuner - kommen. 

Man sagt: An der Oberfläche scheinen 
doch die Rechten eher gegen die Bür¬ 
gerlichen und ihre Politik zu wirken: 
„gegen imperialistische Kriege und Ka¬ 
pitalismus“, so rufen sie. Das ist jedoch 
unseriös. Es geht nur gegen die Krie¬ 
ge der Juden, der Ostküste und es geht 
gegen das jüdische Kapital und für die 
deutsche Volksgemeinschaft. „Volks¬ 
gemeinschaft statt Klassenkampf“ ist 
die Parole der angeblich antikapitalis¬ 
tischen Rechten. 

Die gemeinsamen Schnittmengen mit 
Rechts verhindern das wirkungsvolle 
Handeln der Mitte gegen Rechts. Was 
in Teilen der Mitte allenfalls stört, das 
sind die Methoden der Rechten, die 
Gewalt. Würden die sich gewaltloser 
geben, würde sich das Regierungshan¬ 
deln gegen die Rechten erübrigen. Das 
Regierungshandeln sieht - wie das der 
Nazis - Krieg vor. Innerstaatlich be¬ 
steht es auf dem Gewaltmonopol, das 
ihnen von den Nazis streitig gemacht 
wird. 

Mit Verboten haben die Herrschenden 
derzeit nicht so viel Erfahrung - das 
KPD-Verbot ist 57 Jahre alt. Aber sie 
wissen: Man muss an die Inhalte ran, - 


aber das geht wegen der gemeinsamen 
Schnittmengen im Falle der Rechten 
nicht so richtig. Und so verweigern sich 
Regierung und Parlament dem NPD- 
Verbotsantrag. 

Anders als vor ‘33 sind die Rechten 
heute nicht so sehr auf die Finanzmit¬ 
tel des Kapitals angewiesen, solange sie 
Staatsgelder bekommen. Und die Kapi¬ 
talisten sind auch derzeit gar nicht be¬ 
reit, für die Nazis aus eigener Tasche 
zu zahlen; sie sind derzeit für sie nicht 
wirklich wichtig - aber dennoch nütz¬ 
lich: Die protestierenden Antinazis ha¬ 
ben weniger Zeit, um Klassenkampf zu 
machen. Zudem gibt es ehrliche Mitte- 
Rechte - wie Michael Rogowski und 
Hans-Joachim Jentsch, - sie sehen in 
der Linken ganz offen den eigentlichen 
Feind. 

Ex-Industriepräsident Michael Ro¬ 
gowski sagte es offen, und auch der 
CDU-Politiker und Verfassungsrichter 
zu Zeiten des ersten NPD-Verbotsver- 
suchs, Jentsch, forderte als thüringi¬ 
scher Justizminister das PDS-Verbot. 
Das NPD-Verbot verhinderte er als 
Verfassungsrichter, indem er die V- 
Leutefrage hochspielte. (Siehe Kasten) 
Eine weitere andere Situation als 
vor ‘33 besteht in der Tatsache, dass 
Deutschland im Krieg ist. Das hätte 
man sich vor ‘33 nicht erlaubt, dazu 
brauchten das Bürgertum und das Ka¬ 
pital die Nazis, um kriegsfähig zu wer¬ 
den. Heute werden dafür die Grünen, 
die SPD und der DGB gebraucht. Und 
benutzt. Die SPD ist seit 1998 Kriegs¬ 
partei und der DGB soll es nun auch 
werden, wie wir seit dem Treffen von 
Michael Sommer mit Thomas de Mai¬ 
ziere wissen. 

Wir haben heute nicht nur eine Kriegs¬ 
führung - die von den Nazis partiell, 
aber nicht grundsätzlich abgelehnt 


wird - sondern auch einen Militaris¬ 
mus (Bundeswehr darf mit Kriegswaf¬ 
fen im Innern kämpfen und in Schulen 
werben, Tendenz zu Staat im Staat, ei¬ 
gene Riten, Hervorhebung gegenüber 
anderen Berufen, Aufbau des Heimat¬ 
schutzes, rechte Reservistenverbän¬ 
de, Nazi-Wehrmachtstradition usw.). 
Der Militarismus wird von den Nazis 
unterstützt. Der Militarismus könnte 
den Nazis bald wieder eine Massenba¬ 
sis verschaffen. Nie vergessen: Bei der 
Reichstagswahl im September 1930 


konnte die bisherige 2,6 Prozent-Partei 
NSDAP ihren Stimmanteil schlagartig 
auf 14,3 Prozent steigern. 

Bisher haben die Sozialpartnerschaft 
und die rechtssozialdemokratische Ver¬ 
bundenheit den beständigen Massen¬ 
einfluss des Kapitals gesichert. Sollten 
diese Faktoren infolge der Krise weg¬ 
fallen, wird auch die rechte Sozialdem¬ 
agogie wieder für das Kapital interes¬ 
sant. Allerdings müssten dafür die Na¬ 
zis mehr Masseneinfluss haben - und 
den werden wir zu verhindern haben. 



(Hackt, was 
; ikr wollt - 
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Aufstand in Deutschland? 

Straßenkampf in Schnöggersburg 



Eine feste Burg sei unser UNHCR. 


Nur wenige haben davon gehört. Und 
nur wenige wissen, dass die Bundes¬ 
wehr in Schnöggersburg den Straßen¬ 
kampf und damit auch die Aufstands¬ 
bekämpfung im eigenen Land übt. 
Aufstand? Warum nicht, wenn den 
Menschen irgendwann klar wird, dass 
ihre Existenz grundsätzlich durch die 
herrschenden Verhältnisse bedroht 
wird. Oder auch nur, wenn sie sich ge¬ 
gen gröbste Ungerechtigkeiten ernst¬ 
haft zu wehren beginnen, Stichwort Po¬ 
litischer Streik. Denn das genügt schon, 
um eventuell als „nationaler Krisen¬ 
fall katastrophischen Ausmaßes“ oder 
„Gefährdung der Inneren Ordnung“ 
ausgelegt werden zu können und von 
Regierung und militärischen Institutio¬ 
nen als Aufstand angesehen zu werden. 
Und schon ist der Ernstfall da, zuvor 
geübt in - Schnöggersburg. 
Schnöggersburg ist eine Stadt, die gera¬ 
de gebaut wird. Sie liegt im Norden von 
Magdeburg, auf militärischem Gelände 
der Bundeswehr. Ein paar Hektar groß, 
mit allen Charakteristika einer europä¬ 
ischen Großstadt in Europa - und auch 
ein paar „Bauelementen“, die eher in 
sogenannten Dritte- Welt-Ländern an¬ 
zufinden sind: Elendsviertel, Holzbara¬ 
cken. Hauptsächlich wird diese Stadt 
aber aus Gewerbegebiet, Wohnvierteln, 
Straßen, sogar einer U-Bahn, einem 


Stadion (!) und Geschäften bestehen. 
Wohnen wird dort allerdings niemand, 
da es eine reine Übungsstätte für Spe¬ 
zialkräfte sein wird, die den Häuser¬ 
kampf und die Räumung von bestreik¬ 
ten Fabriken etc. etc. trainieren werden. 
Dazu muss man wissen: Einem Einsatz 
der Bundeswehr mit Kriegswaffen im 
Inneren wurde durch ein Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom Au¬ 
gust 2012 die Tür weit geöffnet. Und 
das muss geübt werden, möglichst re¬ 
alitätsnah. 


Über diese 
Ungeheuer¬ 
lichkeit ha¬ 
ben wir am 
vergange¬ 
nen Diens¬ 
tag, 7. Mai 
2013, im 
DGB-Haus 
in Frankfurt 
am Main in¬ 
formiert. 

Wir - das ist 
das Frank¬ 
furter Bünd¬ 
nis „Bildung 
ohne Bun¬ 
deswehr“, bei 
dem Men¬ 
schen von 
der Linken Hessen, DKP Frankfurt, 
Attac, DFG-VK, AK Zivilklausel, u.a. 
mitarbeiten. Es kamen cirka 50 Besu¬ 
cher, Referentin war Claudia Haydt 
von der Informationsstelle Militarisie¬ 
rung, IMI, Tübingen, die uns viele inte¬ 
ressante Details lieferte. 

Z.B. die Information, dass die Rhein¬ 
metall AG die Betreiberin der Anlage 
Schnöggersburg ist und somit als Pri- 
vatunternehmen jede Menge Wissen 
über militärische Vorgehensweisen 
sammeln kann. Dass die menschen¬ 


feindliche Strategie der Bundeswehr 
sehr gut in den „Verteidigungspoliti¬ 
schen Richtlinien“ nachzulesen ist, die 
sowohl auf Auslandseinsätze/Raubein¬ 
sätze orientiert, als auch auf die Nie- 
derkämpfung von Unruhen, verursacht 
durch Krise und Verelendung. Dass der 
Kriegswaffeneinsatz im Inneren vor 
dem o.g. Urteil des Bundesverfassungs¬ 
gerichts noch nicht vorgesehen war, 
auch wenn die Notstandsgesetze diese 
Tür zum Abgrund bereits einen Spalt 
weit geöffnet hatten. Aber jetzt ist die 
Gefahr um ein Vielfaches gewachsen. 
Heute bekennen sich Bundeswehr- 
Größen ganz offen dazu, dass sie im 
genannten „Krisenfall“ mit „gestaffel¬ 
ten Aktionen“ gegen die Bevölkerung 
Vorgehen können und werden: Von 
Beruhigen über Zurückhalten bis Zer¬ 
schlagen und Vernichten - alles ist drin! 
Was können wir also tun? Wir mei¬ 
nen, dass wir der Panik und Mutlosig¬ 
keit keinen Raum geben dürfen, son¬ 
dern jetzt weiter informieren und han¬ 
deln müssen! „War Starts here“ - diese 
Kampagne hatte z.B. 2012 ein Camp 
in der Nähe der Baustelle Schnöggers¬ 
burg organisiert und das Camp wird in 
diesem Jahr wiederholt. Informieren 
wir die Menschen also weiter, damit 
sich auch hier Bewusstsein und Wider¬ 
stand bilden kann! Bettina Mandellaub 


Befreiung der Befreier „Frankfurt nazifrei“ 

Gedenken am Sowjetischen Gräberfeld in Gerresheim Erfolgreiche Blockade am i. Mai 


Am Gedenkstein für mehr als 500 sow¬ 
jetische Kriegsgefangene und Zwangs¬ 
arbeiter auf dem Waldfriedhof in Düs¬ 
seldorf-Gerresheim wurde der Befrei¬ 
ung vom Faschismus vor 68 Jahren 
gedacht. Die besondere Aufmerksam¬ 
keit und das besondere Mitgefühl galt 
den sowjetischen Soldaten und Mili¬ 
tärangehörigen zahlreicher anderer 
Länder, die angetreten waren, die Welt 
vom Faschismus zu befreien - aber die¬ 
se Befreiung vielfach selbst nicht mehr 
erlebten. 

Auf einer Stadtkarte wurde den Teil¬ 
nehmern des Gedenkens die große An¬ 
zahl von Zwangsarbeiterlagern in der 
Stadt verdeutlicht. Ein „Fleckentep¬ 
pich“ von roten Punkten überspann¬ 
te die Stadt. Zeitweilig waren 30 000 
Zwangsarbeiter im Einsatz. In jeder be¬ 
liebigen Nachbarschaft gab es ein La¬ 
ger, bis zu 5 000 Häftlinge groß. Alle 
großen Unternehmen in der Stadt, die 
Stadtverwaltung selber, Handwerksbe¬ 
triebe, Bauern und Kircheneinrichtun¬ 
gen bedienten sich der billigen Arbeits¬ 
kräfte. Die sowjetischen Zwangsarbei¬ 
ter waren freigegeben für den „Tod 
durch Arbeit“, wenn sie denn nicht 
doch in der Produktion wie Sklaven 
gebraucht wurden. 

Am Beispiel der Gerresheimer Glas¬ 
hütte wurde analysiert, wie durch den 


Im April 1945 wurde die KZ-Außen¬ 
stelle Mühldorf aufgelöst, etwa 3 600 
Häftlinge wurden mit der Bahn Rich¬ 
tung München/Dachau transportiert. 
Am Morgen des 27. April 1945 blieb der 
Todeszug in Poing wegen technischer 
Probleme liegen. Als sich am Nachmit¬ 
tag unter der Wachmannschaft das Ge¬ 
rücht verbreitete, der Krieg sei zu Ende, 
begannen sie die Wagentüren zu öffnen. 
Die entkräfteten KZ-Häftlinge verlie¬ 
ßen den Zug und versuchten die Flucht. 
Doch ein Luftwaffenleutnant alarmier¬ 
te eine in der Nähe befindliche SS-Ein- 
heit; Soldaten und Zivilisten trieben mit 
äußerster Brutalität die Häftlinge zu¬ 
rück. Nur eine Stunde dauerte der Aus¬ 
bruch. Dabei kamen 50 Menschen ums 
Leben, 200 wurden verletzt. Doch 250 
Häftlingen gelang die Flucht. Sie erhiel¬ 
ten Lebensmittel, Kleidung, Geld von 
der Bevölkerung, einige wurden von 
mutigen Bauern versteckt. 

Wie in den vergangenen vier Jahren 
seit Einweihung des Gedenksteines in 
der Poinger Bahnhofstraße fand auch 
2013 am 27. April 2013 anlässlich des 


Zwangseinsatz von Männern und Frau¬ 
en die Produktion und damit auch der 
Gewinn abgesichert wurden. Viele 
Zwangsarbeiter verloren dabei ihr le¬ 
ben. Die Auseinandersetzung mit die¬ 
ser Vergangenheit ist seit Kriegsende 
ambivalent verlaufen. Ein Gedenken 
für die Opfer wurde in der Regel aus¬ 
geblendet. Bezirks Vertreter von CDU, 
SPD, FDP, Grünen und der Linkspartei 
fehlten denn auch bei diesem Treffen 
auf dem Friedhof. 

Vertreter der Partei „Die Linke“ und 
parteilose Antifaschisten waren aber 
der Einladung aus der DKP gefolgt, 
ebenso Dieter Andresen, Sohn des am 
16. April 1945 von den Nazis ermorde¬ 
ten Nazi-Gegners Theodor Andresen, 
und Waltraud Servos, Enkelin des ent¬ 
haupteten KPD- Fraktionsvorsitzen¬ 
den Emil Schmidt. Übereinstimmung 
gab es für die Forderung, die Schulen 
stärker in die antifaschistische Arbeit 
einzubeziehen. Der Historiker Bodo 
Schmidt lieferte zahlreiche Hinweise 
für eine entsprechende Projektarbeit. 
Konsens auch dazu: Im Neubaugebiet 
auf der Glashütten-Brache soll eine 
passende Stelle gefunden werden, wo 
die zur Zeit „verschwundene“ Gedenk¬ 
tafel für die Zwangsarbeiter wieder 
aufgestellt werden kann. 

Uwe Koopmann 


Jahrestag des „Massakers von Poing“ 
eine Feierstunde statt. Organisiert von 
der Gemeinde Poing, eröffnet vom 
Bürgermeister Albert Hingerl. Rund 
70 Gäste wohnten der Feierstunde bei. 
Einen kurzen und beeindruckenden 
Redebeitrag hielt Brigitte Dinev, die 
im Namen des DGB-Kreisverbandes 
Ebersberg sprach. Sie war als Poinge- 
rin im Kindesalter Augenzeugin des 
Massakers und wusste auch um das 
Erinnern und Nichterinnern nach 1945. 
Geschichtslehrer und Historiker Hein¬ 
rich Mayer berichtete, dass nach 1945 
in der amerikanischen Besatzungszo¬ 
ne ein Ermittlungsverfahren gegen be¬ 
teiligte Reichsbahnmitarbeiter geführt 
und bald wieder eingestellt wurde. Vor 
Kurzem sind in Moskauer Archiven 
Unterlagen gesichtet worden zu Un¬ 
tersuchungen, welche in der sowjeti¬ 
schen Besatzungszone zum Massaker 
von Poing angestellt wurden. Eine vage 
Hoffnung, Täter demnächst beim Na¬ 
men nennen zu können. Genossen der 
DKP legten am Gedenkstein ein Ge¬ 
binde nieder. 


Es ist nicht langsam gut mit Auschwitz. 
Diese Aussage von Esther Bejerano 
während der Talkrunde „Kölner Treff“ 
macht deutlich, warum am 1. Mai mehr 
Menschen auf die Straße gingen als in 
den Vorjahren, warum Veranstaltungen 
zum 80. Jahrestag der „Bücherverbren¬ 
nung“ gut angenommen wurden. Warum 
immer mehr Menschen bereit sind, mit 
einer Vielzahl von Aktionen die Aussa¬ 
ge „Faschismus ist keine Meinung, son¬ 
dern ein Verbrechen“ zu untermauern. 
Alle Veranstaltungen am 1. Mai 2013 in 
Frankfurt am Main standen unter dem 
gleichen Motto „Frankfurt nazifrei“. 
Das ging vom Stadtteilfrühstück über 
Maikundgebung bis zur Gleisblockade. 
Für alle, egal wo sie engagiert waren, 
war es ein erfolgreicher Tag, denn die 
Nazis konnten in Frankfurt nicht de¬ 
monstrieren. Die Breite des Protestes, 
über Stadtteilinitiativen, Antifaschisti¬ 
scher Ratschlag, Römerberg-Bündnis, 
OB und gesamte Stadtregierung, Kir¬ 
chen, Gewerkschaften, Einzelpersonen 
und und und schaffte ein neues Selbst¬ 
bewusstsein. Das gilt es jetzt zu halten 
und auszubauen. Betont werden muss 
aber, dass es den couragierten Blockie- 
rern, die die Gleise besetzt hielten, zu 
verdanken ist, dass die Faschisten nicht 
in Frankfurt auftreten konnten. Die Po¬ 
lizei war hessenweit, nicht nur in Frank¬ 
furt, gut vorbereitet und hätte den Fa¬ 
schisten den Zugang ermöglicht. 
Ebenso breit war auch die Zusammen¬ 
setzung der Akteure zur Erinnerung an 
den 80. Jahrestag der Bücherverbren¬ 
nung durch die Faschisten am 10. Mai 
1933. Von 15.30 Uhr bis 19.00 Uhr 
wurde aus Werken von Noth, Kästner, 
Keun, Mann, Seghers und vielen ande¬ 
ren mit Begleitung von Klarinettenspiel 
und Liedern von Brecht und Kästner 


gelesen. Über den gesamten Zeitab¬ 
lauf haben circa 500 Personen zugehört, 
nachgedacht und sich positiv geäußert. 
Dass auch aus der Autobiografie von 
Peter Gingold gelesen wurde, spannte 
den Bogen in die Zeit von heute. Mit 
dem Appell von Peter Gingold: „1933 
wäre verhindert worden, wenn alle Hit¬ 
lergegner die Einheitsfront geschaffen 
hätten. Dass sie nicht zustande kam, da¬ 
für gab es für die Hitlergegner in der 
Generation meiner Eltern nur eine ein¬ 
zige Entschuldigung: Sie hatten keine 
Erfahrung, was Faschismus bedeutet, 
wenn er einmal an der Macht ist. Aber 
heute haben wir alle diese Erfahrung, 
heute muss jeder wissen, was Faschis¬ 
mus bedeutet. Für alle zukünftigen 
Generationen gibt es keine Entschul¬ 
digung mehr, wenn sie den Faschismus 
nicht verhindern.“ sprang der Funke 
über, dass solche Aktionen wie heute 
richtig und wichtig sind, aber auch Kon¬ 
sequenzen braucht, nämlich endlich das 
Verbot der NPD zu realisieren. 

Das steht in Übereinstimmung aller 
Akteure, in der Breite von VVN über 
Schriftstellerverbände, Gewerkschaf¬ 
ten bis hin zur Katholischen Kirche, 
unter der Schirmherrschaft des Ober¬ 
bürgermeisters dieser Stadt. 

Und so ist auch die Frage im „Kölner 
Treff“ an Esther Bejerano, woher sie 
die Kraft nähme, unentwegt bei ihrem 
hohen Alter und diesen erschütternden 
Erlebnissen sich immer wieder zu en¬ 
gagieren mit ihrer Antwort: „Das weiß 
ich nicht. Ich habe diese Kraft, denn ich 
will diese Nazis nicht!“ für uns alle Ver¬ 
mächtnis, nicht locker zu lassen und uns 
gemeinsam mit vielen anderen Men¬ 
schen für das Leben, für das Überle¬ 
ben der Menschheit einzusetzen. 

Bruni Freyeisen 
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Sächsische Polizei führt 
geheime Informanten - 
trotz Dementi 

Zur Widerlegung der bisherigen Aussa¬ 
gen der sächsischen Staatsregierung, im 
Bereich des polizeilichen Staatsschut¬ 
zes würden keine Vertrauenspersonen, 
Informanten oder Personen vergleich¬ 
baren Status geführt, erklärt Kerstin 
Köditz, Sprecherin für antifaschisti¬ 
sche Politik der Fraktion „Die Linke“ 
im sächsischen Landtag: 

Die bisherigen Erklärungen der Staats¬ 
regierung, die Polizei im Freistaat führe 
im Gegensatz zu der in anderen Bun¬ 
desländern im Bereich der politisch 
motivierten Kriminalität keine Infor¬ 
manten oder andere Personen, die ge¬ 
gen Geld oder andere Vorteile Spitzel¬ 
dienste leisten, waren wenig glaubhaft. 
Sie waren allerdings auch nicht zu wi¬ 
derlegen. Inzwischen liegt mir ein Do¬ 
kument vor, das belegt, dass zumindest 
im Bereich der Polizeidirektion Chem¬ 
nitz-Erzgebirge Zusammenarbeit mit 
solchen Personen bestand und über 
diese förmliche Informanten-Akten 
angelegt und Belehrungsniederschrif¬ 
ten angefertigt wurden. 

In einem Schreiben vom 5. Mai 2008 
erklärt das Innenministerium gar ge¬ 
genüber dem Landgericht Dresden, 
„dass es dem Wohle des Freistaates 
Sachsen Nachteile bereiten würde, Ori¬ 
ginalschriftstücke aus der Informanten- 
Akte“ dem Landgericht zur Kenntnis 
zu geben. Selbst die Belehrungsnieder¬ 
schrift wurde nur „unter Schwärzung 
geheim zu haltender Passagen“ über¬ 
mittelt. Die Akte enthält nach diesem 
Schreiben Berichte über Treffen mit 
dem Informanten im Zeitraum zwi¬ 
schen März 2006 und dem Frühjahr 
2008. Es handelt sich um eine Person 
aus dem Kern der kriminellen Vereini¬ 
gung „Sturm 34“. 

Das ist keine Lappalie. Wiederholt 
sind Abgeordnete in diesem Zusam¬ 
menhang belogen worden. Es ist auch 
nicht auszuschließen, dass dem Land¬ 
gericht Dresden wichtige Unterlagen 
für seine Urteilsfindung durch das säch¬ 
sische Innenministerium vorenthalten 
worden sind. Vor allem aber ist davon 
auszugehen, dass es sich nicht um ei¬ 
nen Einzelfall handelt. Um zu klären, 
in welchem Umfang Spitzel durch die 
Dezernate Staatsschutz in Sachsen ge¬ 
nutzt worden sind, habe ich heute eine 
Kleine Anfrage eingereicht. 

Nach diesen neuen Informationen 
gehe ich davon aus, dass nunmehr wei¬ 
terer Klärungsbedarf auch im Untersu¬ 
chungsausschuss „Neonazistische Ter¬ 
rornetzwerke“ besteht. Sollte die Po¬ 
lizei auch in diesem Zusammenhang 
Informanten genutzt und dies bis zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt verschwie¬ 
gen haben, wäre dies zweifellos der Hö¬ 
hepunkt der bisherigen Skandalserie. 

8. Mai im oberfränkischen Hof 

Jenseits der von draußen hereindrin¬ 
gender Vor-Vatertagshektik hatte sich 
eine beachtliche Zahl Hofer Antifa¬ 
schisten Zeit genommen für das früh¬ 
abendliche Gedenken auf dem Fried¬ 
hof. Vertreter und Vertreterinnen der 
Partei „Die Linke“, von SPD und der 
DKP sowie von DGB und GEW aus 
Hof (Saale) und Umgebung erinnerten 
am 8. Mai in ihren Redebeiträgen an 
den Tag der Befreiung. 

Vor der blumengeschmückten gemein¬ 
samen Grabstätte der drei bekanntes¬ 
ten Hofer Widerstandskämpfer Hans 
Merker, Philipp Heller und Ewald 
Klein forderte das Kreisvorstandsmit¬ 
glied der DKP Oberfranken, Randol- 
ph Oechslein dazu auf, den Arbeiter¬ 
widerstand in Hof endlich öffentlich zu 
würdigen und insbesondere auch den 
Beitrag der weiblichen Kämpferinnen 
des Widerstands mehr zu erforschen 
und anzuerkennen. Er gedachte dabei 
auch des früheren KPD-Stadtrats Ru¬ 
dolf Macht, dessen Todestag sich am 

9. Mai zum zehnten Mal jährte. 

Angesichts des NSU-Prozesses in 
München forderte Oechslein, jedwede 
Komplizenschaft des Staates mit den 
neuen Faschisten schonungslos aufzu¬ 
klären und NPD samt ihren Tarnorga¬ 
nisationen zu verbieten. Die Inlandsge¬ 
heimdienste seien aufzulösen. Zu der 
Veranstaltung hatten die DKP in Hof 
und die VVN/BdA Kreis Hof-Wunsie- 
del gemeinsam eingeladen. E.P. 
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und Emigration insbesondere 
bei jüngeren Altersgruppen, 
der Streichung oder Verknap¬ 
pung von Basisleistungen im 
Gesundheitswesen, der Kon¬ 
zentration von Schülern und 
Lehrern in Megaschulen auf 
Kosten einer geographisch aus¬ 
gewogenen Schulverteilung bei 
gleichzeitig dramatischer Leh¬ 
rerarbeitslosigkeit und immer 
größer werdenden Klassen, 
der Ausdünnung öffentlicher 
Transporte, der Zurückdrän- 
gung betrieblicher Rechte, der 
gesellschaftlichen und wirt¬ 
schaftlichen Rückentwicklung. 
Entsprechend wachsen Resig¬ 
nation und Verzweiflung, wofür 
etwa eine deutlich ansteigende 
Selbstmordrate und vermehrte 
Tötungsdelikte innerhalb von 
Eamilien in den letzten Jahren 
durchaus Indizien sein können. 


Anschlag auf Zentrale 
der KP Bangladeschs 

Am 5. Mai attackierten bewaffnete 
Truppen der islamistischen Gruppen 
Hefajote Islam und Jamat-e-Islami die 
Zentrale der Kommunistischen Partei 
Bangladeschs (CPB) in Dakka. Mit ei¬ 
ner Bombe zerstörten sie den Haupt¬ 
eingang des Gebäudes, drangen in das 
Parkdeck im Keller ein und legten dort 
Feuer. Zu diesem Zeitpunkt befanden 
sich mehrere Genossinnen im Gebäu¬ 
de, darunter der Generalsekretär der 
Partei, Syed Abu Zafar - sie mussten 
über das Dach gerettet werden. In den 
Flammen wurden fünf Autos und wert¬ 
volle Parteidokumente vernichtet. Die 
Terroristen wüteten und brandschatz¬ 
ten auch durch angrenzende Regie¬ 
rungsbüros und Banken, plünderten 
Geschäfte und knackten Geldautoma¬ 
ten, dabei wurden mehrere Personen 
verletzt. 

Auf einer Pressekonferenz am 7. Mai 
im ausgebrannten Zentralbüro verur¬ 
teilte der Präsident der CPB, Mujahidul 
Islam Selim, den Angriff aufs Schärfs¬ 
te. Er machte die fundamentalistische 
Jamat-e-Islami als Drahtzieher dieser 
lang vorbereiteten Attacke verantwort¬ 
lich. Auch die größte Oppositionspar¬ 
tei des Landes, die ultrarechte BNP, tra¬ 
ge durch ihre Verbindung zur Gruppe 
Hefajote Islam eine Mitschuld. Der Re¬ 
gierung warf er völliges Versagen vor, 
die Sicherheit der Bürgerinnen Bang¬ 
ladeschs zu garantieren. Als Vorkämp¬ 
fer für die Säkularisierung und für den 
Prozess gegen die Kriegsverbrecher 
von 1971 ist die CPB immer wieder Ziel 
islamistischer Gewalt. 

Die CPB hat nach dem Anschlag So¬ 
lidarität aus aller Welt erfahren. Auch 
die DKP bekundete über ihren Inter¬ 
nationalen Sekretär, Günter Pohl, ihre 
Solidarität, die dankend angenommen 
wurde. MHad 

Neue Provokation gegen KDVR 

Ungeachtet der Spannungen auf der 
koreanischen Halbinsel haben Süd¬ 
korea und die USA eine gemeinsame 
Marineübung durchgeführt. Für das 
zweitägige Manöver lief auch der Flug¬ 
zeugträger „Nimitz“ eines der größten 
Kriegsschiffe der Welt, aus dem südko¬ 
reanischen Hafen Busan aus. Zu dem 
Manöver, das die „regionale Sicherheit 
und Stabilität stärken“ solle, gehörten 
auch Flug- und Luftabwehrübungen. 
Die Regierung der KDVR hatte die 
Militärübung vorab als „schwerwiegen¬ 
de militärische Provokation“ verurteilt. 

Druck auf polnische Arbeitslose 

Die polnische Regierung erhöht den 
Druck auf die offiziell etwa zweiein¬ 
halb Millionen Arbeitslosen des Lan¬ 
des. Nach einem nun bekannt geworde¬ 
nen Referentenentwurf des Arbeitsmi¬ 
nisteriums sollen Erwerbslose künftig 
mit dem Entzug der Krankenversiche¬ 
rung bestraft werden, wenn sie ein Stel¬ 
lenangebot des Arbeitsamtes ablehnen. 
Der Entwurf, über den die regierungs¬ 
nahe „Gazeta Wyborcza“ berichtete, 
sieht offenbar vor, Arbeitslose schon 
bei der ersten Ablehnung eines Ver¬ 
mittlungsvorschlags für neun Monate 
aus dem Arbeitslosenregister zu strei¬ 
chen. Dadurch verlören sie auch ihren 
Versicherungsschutz. 

Zusammenarbeit 

Brasilien-Kuba 

Brasilien und Kuba bauen ihre Koope¬ 
ration im Gesundheitswesen aus. Dazu 
sollen 6 000 kubanische Ärzte in das be¬ 
völkerungsreichste Land Südamerikas 
kommen, um in besonders armen Ge¬ 
genden zu arbeiten. Die Außenminister 
Brasiliens und Kubas, Antonio Patrio- 
ta und Bruno Eduardo Rodriguez, be¬ 
sprachen am Montag bei einem Treffen 
in Brasilia Details der geplanten Ent¬ 
sendung. An den Gesprächen ist die 
Panamerikanische Gesundheitsorgani¬ 
sation PAHO beteiligt. Patriota sprach 
von einer Kooperation mit großem Po¬ 
tential. Die Verhandlungen wurden im 
Januar 2012 von Brasiliens Präsiden¬ 
tin Dilma Rousseff bei einem Besuch in 
Havanna begonnen. Auch in Venezuela 
sind seit Jahren 40 000 Ärzte und me¬ 
dizinische Helfer aus Kuba im Einsatz. 
Die Karibikinsel bekommt im Gegen¬ 
zug venezolanisches Öl zu verbilligten 
Preisen. 


S traßen und Plätze in Portugal füll¬ 
ten sich mit Hunderttausenden 
am 25. April, dem Jahrestag der 
Nelkenrevolution 1974, und am 1. Mai, 
dem internationalen Kampftag der Ar¬ 
beiterklasse, der vor 1974 zu einem Tag 
mutiger und teilweise massenhafter 
Proteste gegen die zügellose Ausbeu¬ 
tung und die faschistische Repression 
geworden war. Dabei sind Demonst¬ 
rationen und Kundgebungen seit Mo¬ 
naten geradezu an der Tagesordnung. 
Marsch gegen die Verarmung, organi¬ 
siert von den CGTP-Gewerkschaften, 
zentrale Protestaktion der Bauern, De¬ 
monstration des öffentlichen Dienstes 
usw. Auf den Protesten schallt die For¬ 
derung nach Rücktritt der Regierung 
wider, nach einer grundsätzlich ande¬ 
ren, einer linken und patriotischen Poli¬ 
tik. Das Lied „Grändola, Vila Morena“ 
des Sängers Jose Afonso, dessen Aus¬ 
strahlung im Radio am Morgen des 
25. April 1974 den Beginn der Mili¬ 
täraktion zum Sturz des Faschismus an¬ 
kündigte, wird wieder wie in den Tagen 
und Wochen der Revolution bei Kund¬ 
gebungen und Protesten gesungen, der 
Ruf „O povo unido jamais serä venci- 
do!“ (Das Volk, vereint, wird niemals 
besiegt werden!) ist wieder präsent. 

In diesem Zusammenhang nehmen 
die Massenaktionen an den zwei histo¬ 
rischen Daten und die außergewöhn¬ 
lich starke Beteiligung daran einen 
besonderen Stellenwert ein, denn sie 
machen auch deutlich, dass es um die 
Verteidigung der nationalen Souverä¬ 
nität Portugals geht. Es gibt ein breites 
Bewusstsein darüber, dass die Politik 
der Umsetzung des Diktats der Troika 
aus Internationalem Währungsfonds, 
Europäischer Zentralbank und EU- 
Kommission, die Kanalisierung aller 
materiellen und finanziellen Ressour¬ 
cen in die Hände des Kapitals, die Be¬ 
seitigung der Grundlagen für die Exis¬ 
tenz des Landes an sich bedeutet. Die 
Regierung trifft keine Entscheidungen 
mehr über strategische Entwicklungs¬ 
maßnahmen, öffentliche Investitionen 
sind weitgehend zum Stillstand gekom¬ 
men, Portugal hat nichts mehr zu mel¬ 
den auf der internationalen Bühne und 
das portugiesische Volk ist in seinem 
eigenen Land entmündigt und in die 
Misere getrieben. 

Dass dieser Status quo nicht akzep¬ 
tiert wird, die Aussage „Es gibt keine 
Alternative zu dieser Politik der Un¬ 
terordnung unter das Diktat der Troi¬ 
ka“ bis zu ihrer definitiven Niederla¬ 
ge bekämpft werden muss und kann, 
zeigen die Massenproteste der letzten 
Monate. Die Regierung behauptet, auf 
dem richtigen Weg zu sein. Richtig ist 
der jedoch allenfalls im Sinne der Be¬ 
dienung kurzfristiger Profitinteressen, 
denn nach jeder Maßnahme zur Ver¬ 
stärkung der „austeridade“, die zum 
Symbolbegriff von Lähmung und Zer¬ 
störung des Wirtschaftslebens sowie für 
steigende Arbeitslosigkeit, Verarmung 
und drastische Zunahme der Emigrati- 


Am Samstag, den 11. Mai, fanden in 
Pakistan Parlamentswahlen statt. Die 
nationale Wahlkommission gibt die 
Wahlbeteiligung mit knapp 60 Prozent 
an - trotz zahlreicher Drohungen sei¬ 
tens Taliban und Al-Kaida. Am Wahl¬ 
tag selbst wurden zahlreiche Anschlä¬ 
ge verübt. Mindestens 29 Menschen 
wurden getötet, mehr als 100 weitere 
verletzt. 

Die pakistanische Muslimliga (PML- 
N) des Großindustriellen und Multi¬ 
millionärs Nawaz Sharif konnte die 
Wahl deutlich für sich entscheiden. 
Die bisher regierende Pakistanische 
Volkspartei (PPP) von Präsident Asif 
Ali Zardari, sowie die Partei Tehreek- 
e-Insaf (PTI - „Bewegung für Gerech¬ 
tigkeit“) von Imran Khan - ehemaliger 
Cricketspieler und größter Sportstar 
seines Landes - belegen abgeschlagen 
Rang zwei und drei. Allerdings verfehl¬ 
te die PML-N die absolute Mehrheit 


on geworden ist, tut sich ein neues Fi¬ 
nanzierungsloch auf, jedesmal größer 
als das vorherige. Das neueste dieser 
Löcher soll jetzt mittels Massenentlas¬ 
sungen (sogenannter Arbeitsplatzver¬ 
zicht im freundlichen Einvernehmen) 
im öffentlichen Dienst und Senkung 
der Pensionen gestopft werden. 

Die „Einsparmaßnahmen“, das ist in¬ 
zwischen Gemeinplatz, dienen dazu, die 
Wucherzinsen für die fälschlicherweise 
als „Hilfspaket“ bezeichneten Milliar¬ 
denschulden zu tilgen und die Banken 
zu retten, nie und nimmer aber, die Pro¬ 
duktion anzukurbeln, den Finanzsek¬ 
tor und die strategischen Bereiche der 
Wirtschaft dem Staat wieder nutzbar 
zu machen und die Binnenkaufkraft 
zu stärken. Auch das Steueraufkom¬ 
men steigt trotz massiver Steuererhö¬ 
hungen (selbst von der Regierung als 
„brutal“ bezeichnete Lohnsteuererhö¬ 
hungen, Mehrwertsteuer von 23% auch 
im Nahrungsmittelsektor und generell 
im Gaststättengewerbe) angesichts 
stark steigender Arbeitlosigkeit und 
der Vernichtung kleiner und mittlerer 
Betriebe nicht, droht eher deutlich zu¬ 
rückzugehen, zumal die Steuerflucht 
des großen Kapitals unvermindert an¬ 
hält. Zur Illustration: Die Arbeitslosig¬ 
keit liegt derzeit offiziell bei rund 18, 
tatsächlich wohl bei mindestens 25 Pro¬ 
zent, bei jungen Leuten bis 25 Jahren 
bei offiziell 42 Prozent. 

Gemeinplatz ist indessen trotz eines 
wachsenden Bewusstseins und der ent¬ 
sprechenden Kämpfe noch nicht, dass 
es eine Alternative zu dieser Politik 
gibt, die schließlich in die Notwendig¬ 
keit einer sozialistischen Gesellschafts¬ 
ordnung münden wird: Zurückwei¬ 
sung des Paktes mit der Troika, Neu¬ 
verhandlung der Schulden, der Höhe 
der zurückzuzahlenden Beträge, der 
Fristen, Ablehnung der Wucherzin¬ 
sen. Weiterhin eine Diversifizierung 
des Außenhandels, die Nutzung der 
nationalen Ressourcen zu Lande und 
zu Wasser (Portugal verfügt durch die 


und ist somit auf eine Zusammenar¬ 
beit mit einer oder mehreren der klei¬ 
neren Parteien angewiesen, etwa mit 
der religiös-konservativen Jamiat Ule- 
ma-e-Islam („Vereinigung islamischer 
Gelehrter“). 

Nach diesem Wahlsieg steht Sharif, 
der sich bereits am Samstagabend zum 
Wahlgewinner von Allahs Gnaden aus¬ 
rief, der Weg frei, zum dritten Mal Pre¬ 
mierminister von Pakistan zu werden. 
Der Weg steht allerdings auch frei für 
ein verstärktes Voranschreiten der Isla- 
misierung Pakistans und der Rücknah¬ 
me demokratischer Fortschritte der 
letzten Jahre. 

In einer Stellungnahme vom 10. Mai 
beschreibt die Kommunistische Par¬ 
tei Pakistans (CPP) die politische Si¬ 
tuation Pakistans unmittelbar vor den 
Parlamentswahlen folgendermaßen: 
Seit den 1970er Jahren ist Pakistan in 
zwei große politisch-ideologische La- 


langen Küstenabschnitte und die In¬ 
selgruppen der Azoren und Madeiras 
über die größte Exklusive Wirtschafts¬ 
zone Europas), die Valorisierung der 
vorhandenen Arbeitskraft und tech¬ 
nischer Kapazität. Als Beispiel seien 
die Krankenpfleger(innen) angeführt, 
die von der Merkel-Regierung mit ag¬ 
gressiven Methoden abgeworben wer¬ 
den. Dieser Beruf setzt in Portugal ein 
Hochschulstudium voraus, es handelt 
sich um eine hochqualifizierte Berufs¬ 
gruppe, die durch Outsourcing im eige¬ 
nen Land inzwischen auf Hungerlohn¬ 
niveau gedrückt wird. Im Bereich wis¬ 
senschaftlicher Qualifikation gäbe es 
weitere Beispiele - von portugiesischen 
Forscherinnen und Forschern werden 
immer wieder Erfolge bekannt, die die¬ 
se bei ihrer Arbeit in Ländern der EU, 
den USA, Kanada oder anderswo er¬ 
ringen, während in Portugal ein zuneh¬ 
mend dramatischer Mangel an solchen 
Leuten herrscht. 

Diese politische Alternative, die Mög¬ 
lichkeit, Portugal eine Zukunft zu ga¬ 
rantieren, zu vertreten und zu verbrei¬ 
ten, das Volk dafür zu gewinnen, ist 
eine der zentralen Aufgaben der Arbei¬ 
terbewegung des Landes. Sowohl die 
Gewerkschaften des Einheitsdachver¬ 
bands CGTP-IN mit der größten Zahl 
der gewerkschaftlich Organisierten, als 
auch die Portugiesische Kommunisti¬ 
sche Partei (PCP) haben einen großen 
und entscheidenden Anteil an der Or¬ 
ganisation des Widerstands gegen die 
Politik der nationalen Kapitulation und 
massenhaften Verarmung und Arbeits¬ 
losigkeit, die die Regierung nicht nur 
praktiziert, sondern bei ihrem Antritt 
2011 zynisch als Ziel propagiert hat. 
Das Vertrauen der Massen in die 
Machbarkeit einer wirklichen politi¬ 
schen Alternative herzustellen ist eine 
anspruchsvolle und schwierige Auf¬ 
gabe. Die Lebensumstände werden 
immer schwerer angesichts der um 
sich greifenden Verarmung, der mas¬ 
siven Zunahme von Arbeitslosigkeit 


ger gespalten - einerseits ein bürger¬ 
lich-liberales, andererseits ein religi¬ 
ös-konservatives. Das bürgerliche La¬ 
ger besteht vor allem aus Parteien wie 
der PPP, der PTI oder der Vereinigten 
Volksbewegung“ (Muttahida Qaumi 
Movement - MQM) und aus der militä¬ 
rischen Führung. Sie sind zwar unterei¬ 
nander zerstritten, ihre Politik ist aber 
im Wesentlichen neoliberal und dem 
US-Imperialismus verpflichtet. Keines 
der beiden Lager sei ein annehmbarer 
Vertreter der Interessen der pakistani¬ 
schen Arbeiterklasse. 

Allerdings sei die Linke in Pakistan 
„politisch konfus“ und nahezu einfluss¬ 
los. Das liege vor allem an der ideo¬ 
logischen Unreife, an ihrer internen 
Zerstrittenheit und natürlich an der 
Jahrzehnte währenden staatlichen Ver¬ 
folgung, egal ob bürgerlich-liberal oder 
islamisch-konservativ regiert. Insofern 
blieb den Wählerinnen nur die Wahl 


Die Sozialistische Partei (PS), die als 
Regierungspartei vor ziemlich genau 
zwei Jahren die Troika ins Land geholt 
und Neuwahlen mit dem Ergebnis ei¬ 
ner Regierungsmehrheit für die rech¬ 
ten Parteien PSD und CDS provoziert 
hat, hat traditionell ein beachtliches 
Wählerpotential, bietet jedoch keinen 
Ansatz, zu der genannten politischen 
Alternative beizutragen. Ihre auch im¬ 
mer wieder öffentlich unterstrichene 
Loyalität zur Troika, mit der sie angeb¬ 
lich im Falle der Regierungsübernah¬ 
me ganz andere Bedingungen aushan¬ 
deln würde, deren Existenz als faktisch 
oberste Entscheidungsinstanz im Land 
sie aber nicht anrührt, lassen die täglich 
vorgetragene Behauptung, ihre Politik 
sei die einzige und wahre Alternative, 
nicht nur unglaubwürdig, sondern tat¬ 
sächlich gegenstandslos werden. 
Portugal vor dem vollständigen Desas¬ 
ter zu bewahren, kann nur vom portu¬ 
giesischen Volk bewerkstelligt wer¬ 
den. Das Vertrauen des Volkes in seine 
Kraft zu bestärken, den Kampf zu or¬ 
ganisieren und dabei die ganze Band¬ 
breite von Bündnismöglichkeiten zu 
nutzen, auch im Bereich der nicht oder 
nur locker organisierten Protestbewe¬ 
gungen, an den reichen Erfahrungen 
des langjährigen Kampfes gegen den 
Faschismus und später um den Aufbau 
und die Verteidigung eines demokrati¬ 
schen Landes anzuknüpfen, ist die Auf¬ 
gabe der PCP. 

Die vielseitigen politischen und kultu¬ 
rellen Initiativen im derzeitigen Jahr 
des 100. Geburtstags des 2005 verstor¬ 
benen Generalsekretärs der Partei, Äl- 
varo Cunhal, und ihr Widerhall in der 
Öffentlichkeit zeigen die große Ver¬ 
ankerung der PCP und ihrer Rolle im 
Bewusstsein breiter Teile der Bevölke¬ 
rung. Der Kampf ist schwierig und oft 
ermüdend. Die Genossinnen und Ge¬ 
nossen sind sich ihrer Verantwortung 
bewusst und führen ihn mit Zuversicht. 
O povo unido jamais serä vencido! 

Lonha Heilmair 


zwischen einem „dreisten, korrupten 
und ineffizienten liberalen Lager“ und 
einem „monströsen, faschistisch-extre¬ 
mistischen Lager“. In ihrer Einschät¬ 
zung der aktuellen Lage rief die CPP 
zum Wahl des „geringeren Übels“ und 
zur Verhinderung eines Wahlsiegs der 
islamistischen Kräfte auf. 

Nach dem Wahlsieg des islamisch-kon¬ 
servativen Lagers und angesichts der 
bevorstehenden „Krönung“ Sharifs 
zum „König von Pakistan“ sieht die 
CPP nicht nur innenpolitisch die demo¬ 
kratischen Fortschritte gefährdet, son¬ 
dern auch die zaghafte diplomatische 
Annäherung an Indien und die Dialoge 
mit Iran und China. Es drohe nun ein 
wachsender Einfluss der „Feinde der 
Menschlichkeit“: Taliban, Dschihadis- 
ten und Al-Kaida. MHad 

Die Erklärung der CPP ist zu finden auf so- 
lidnet.org 


Wahlsieg von Nawaz Sharif in Pakistan 

KP Pakistans warnt vor wachsendem Einfluss der „Feinde der Menschlichkeit“ 
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Wettbewerb verzerrt“ 

Die „Europäische Kommission“ als 
Dienstleister für deutsche Konzerne 


I m Prinzip ist die EU natürlich gegen 
jeden Protektionismus - weltweit. 
Europäische und speziell deutsche 
Waren sollen beim Export in Staaten 
außerhalb der EU bei der Eroberung 
fremder Märkte ja nicht auf Hinder¬ 
nisse wie Zollschranken oder Einfuhr¬ 
beschränkungen stoßen. Aber das gilt 
für die EU-Oberen offenkundig nur 
in eine Richtung. Nicht auch umge¬ 
kehrt, wenn beispielsweise chinesische 
Firmen mit günstigen Solarzellen-An¬ 
geboten auf dem europäischen Markt 
operieren und deutschen Solarzellen¬ 
firmen das Geschäft verderben. 
Jedenfalls hat die EU-Kommission 
laut Berichten diverser „eingeweih- 
ter“ Medien am 8. Mai beschlossen, 
ab dem 6. Juni auf chinesische Solar¬ 
zellen Strafzölle von durchschnittlich 
47 Prozent des Einfuhrpreises zu erhe¬ 
ben. Der Beschluss wurde noch nicht 
offiziell bekannt gegeben, weil Brüs¬ 
sel noch hofft, mit der Drohung dieser 
Ankündigung die chinesischen Firmen 
von sich aus zu höheren Preisen oder 
Importbeschränkungen bewegen zu 
können. Angeblich soll der chinesische 
Staat durch günstige Kredite und an¬ 
dere Vergünstigungen für seine Solar¬ 
firmen den „Wettbewerb verzerrt“ und 
„Dumpingpreise“ auf dem EU-Markt 
ermöglicht haben. 

Dabei war der europäische Solarzel¬ 
lenmarkt in den letzten Jahren ein auf 
typisch kapitalistische Weise enorm 
expandierender Markt. Nach Insider- 
Angaben erreichte die Photovoltaik- 
Kapazität in den EU-Staaten im Jahr 
2012 erstmals eine Größenordnung von 
mehr als 100 Gigawatt. 2010 waren es 
erst 40 GW. Sie hat sich also in den letz¬ 
ten zwei Jahren mehr als verdoppelt. 
Allerdings ließ das Tempo der Auswei¬ 
tung im letzten Jahr nach. Nicht zuletzt 
wohl auch wegen der Ankündigung 
von CDU-Umweltminister Altmaier, 
die staatlichen Fördermaßnahmen in 
Deutschland für den Ausbau erneuer¬ 
barer Energien erheblich zu reduzie¬ 
ren. Da ist die chinesische Konkurrenz 
natürlich besonders ärgerlich. Deut¬ 


sche Hersteller verlangen für Solarmo- 
dule etwa 1,60 Euro pro Watt, chinesi¬ 
sche kosten 1,30 bis 1,40 Euro. 
Enthüllend ist aber, in welch unverhüll¬ 
ter Weise sich die EU-Kommission da 
vor allem für deutsche Konzerninter¬ 
essen stark macht. Das Interesse der 
deutschen und europäischen Verbrau¬ 
cher hegt natürlich genau auf der ande¬ 
ren Seite. Erforderlich ist die Installie¬ 
rung von mehr Solarzellen zu möglichst 
billigen Preisen. Woher sie stammen, 
kann ihnen letztlich egal sein. Aber 
die EU-Kommission kämpft für höhe¬ 
re Preise im Interesse der deutschen 
Konzernproüte. 

Zu den Hauptakteuren des Strafzoll- 
Beschlusses der EU gegen China ge¬ 
hört laut „Spiegel-Online“ Frank As¬ 
beck, Chef des deutschen Solarzellen- 
Konzerns „Solarworld“. Dessen größtes 
Talent sei es schon immer gewesen, 
„auf Kosten des Staates oder seiner 
Investoren reich zu werden“, schreibt 
„Spiegel-Online“. Der Solarworld-Chef 
sei Initiator und Anführer einer „Anti- 
Dumping-Initiative“ in der EU, ihr lau¬ 
tester Lautsprecher und ihr wirksams¬ 
ter Strippenzieher in Brüssel gewesen. 
Zuvor habe er schon eine ähnliche 
Initiative in den USA zum Erfolg ge¬ 
bracht. Dabei habe er sich zuvor jah¬ 
relang auch mit Erfolg für möglichst 
hohe Solar-Subventionen in Deutsch¬ 
land eingesetzt. 

Mehr als 100 
Milliarden Euro 
sollen zur Förde¬ 
rung von Solar¬ 
anlagen bisher 
aus der Staatskas¬ 
se geflossen sein, 
bezahlt von den 
Verbrauchern 
über die Strom¬ 
rechnung. Laut 
Berechnungen 
der „Wirtschafts¬ 
woche“ kassierte 
Asbeck seit der 
Gründung von 
Solarworld rund 


kauf von Aktien eingeheimst. Außer¬ 
dem bezog er noch ein Gehalt als Chef 
des Unternehmens, das sich in guten 
Jahren auf rund eine Million Euro be¬ 
lief. „Spiegel-Online“ weiter: „Asbeck 
ünanzierte sich mit dem Geld einen 
barocken Lebensstil. 2008 kaufte er 
sich das Jagdschloss Calmuth inklusive 
350 Hektar Privatwald. Zu Geschäfts¬ 
terminen brauste er gern im schwar¬ 
zen Maserati (300PS).“ Selbst als das 
Unternehmen 2011 infolge rückläufi¬ 
ger Aufträge rund 233 Millionen Euro 
Verlust machte, wurde noch eine Divi¬ 
dende von rund 10 Millionen Euro aus¬ 
geschüttet, von denen ca. 2,8 Mio. auf 
Asbecks Konto gingen. Noch im glei¬ 
chen Jahr legte sich Asbeck ein Zweit¬ 
schloss zu. Er kaufte von Thomas Gott¬ 
schalk für rd. 5 Mio. Euro das Anwesen 
Mariensfels bei Remagen. Inzwischen 
ist „Solarworld“ allerdings zum Sanie¬ 
rungsfall geworden. Doch für Asbeck 
ist klar: Schuld sind die Chinesen. 
Peking hat inzwischen mitgeteilt, dass 
es für den Fall der tatsächlichen Reali¬ 
sierung des EU-Beschlusses über Ge¬ 
genmaßnahmen nachdenkt. Nach einer 
Mitteilung des chinesischen Handels¬ 
ministeriums sollen gegebenenfalls die 
Preise von auf den chinesischen Markt 
importierten nahtlosen Rohren aus der 
EU, den USA und Japan überprüft wer¬ 
den, die in Heißwasserspeichern und 
Dampfleitungen von Kraftwerken be¬ 
nötigt werden. Georg Polikeit 


Putin in Stalins Fußstapfen? 

Das erste Jahr seiner dritten Präsidentschaft 




Zu billig für den EU-Markt 


Panama, das Waisenkind Lateinamerikas 

Am 15. Mai jährte sich die Ermordung von Victoriano Lorenzo 


Das Herkunftsland von Augusto Sandi- 
no, Farabundo Marti, Emiliano Zapa- 
ta und Pancho Villa, Ernesto Guevara 
und Salvador Allende könnte ein So- 
lidaritätsaktivist - vermutlich - richtig 
zuordnen. Doch wie sieht es mit Victo¬ 
riano Lorenzo aus? 

Lorenzo war ein Panamaer. Panama ist 
geographisch betrachtet ein mittelame¬ 
rikanisches Land. Da Panama früher 
eine Provinz von Nueva Granada (dem 
heutigen Kolumbien) war, entschieden 
sich die Machtpolitiker nach der Unab¬ 
hängigkeit von der spanischen Krone 
im Jahre 1821 für den Eintritt in „La 
Gran Colombia“ eine Allianz zwischen 
Nueva Granada, Venezuela und Ecua¬ 
dor, die von Simon Bolfvar und ande¬ 
ren Unabhängigkeitskämpfern errich¬ 
tet wurde. Die Alternative dazu wäre 
die zentralamerikanische Föderation 
der Republiken gewesen, die Guatema¬ 
la, Honduras, El Salvador, Nicaragua 
und Costa Rica umfasste. Doch diese 
Möglichkeit haben die Panamenos nie 
in Erwägung gezogen. Panama ist auf¬ 
grund dieser geographischen und geo- 
politischen-historischen Sonderstel¬ 
lung das Waisenkind Lateinamerikas. 
Mit dem Austritt von Venezuela und 
Ecuador in Jahr 1828 aus „La Gran Co¬ 
lombia“ löste sich 1830 endgültig der 
Traum Simon Bolfvars auf, eine starke, 
politisch und ökonomisch unabhängige 
Allianz dieser drei souveränen Staaten 
zu konsolidieren. 

Panamaische Separatisten und Inte- 
grationisten trieben im Laufe der Jah¬ 
re mit Nueva Granada ein Pendelspiel 
bis zum Ausbruch des „Tausend-Tage- 
Kriegs“, der in Kolumbien von 1899 bis 
1902 hunderttausend Menschenleben 
forderte. In ganz Lateinamerika tobten 
bis in die ersten Jahre des 20. Jahrhun¬ 
derts heftige Kämpfe zwischen Libera¬ 


len und Konservativen um die Macht. 
Die unterschiedlichen Interessen be¬ 
trafen vor allem die Landfrage. Beide 
Parteien teilten anderseits die rigide 
Haltung gegenüber der indigenen Be¬ 
völkerung und den armen Bauern, die 
sie von ihrem Land vertrieben. 

Wer war nun Victoriano Lorenzo und 
welche Rolle spielte er im „Tausend- 
Tage-Krieg“? Er war ein indigener 
Führer, der während des Bürgerkriegs 
an der Seite der Liberalen kämpfte. Als 
Divisionsgeneral der 1900 geschlage¬ 
nen liberalen Truppen führte Victoria¬ 
no Lorenzo einen Guerillakrieg gegen 
die konservative Zentralregierung. Ob¬ 
wohl die Guerilleros den Regierungs¬ 
truppen zahlenmäßig und waffentech¬ 
nisch weit unterlegen waren, errangen 
sie erhebliche Erfolge im Guerillakrieg 
in der bergigen Provinz Code, wo sie 
von weiten Teilen der Bevölkerung un¬ 
terstützt wurden. Im Oktober 1901 be¬ 
setzten die Guerilleros Penonome, die 
Hauptstadt der Provinz. 

Am 21. November 1902 Unterzeichne¬ 
ten Liberalen und Konservativen den 
erzwungenen Friedenspakt auf dem 
US-Kriegsschiff „Wisconsin“, und da¬ 
mit trennte sich endgültig die Provinz 
Panama von Nueva Granada. Das war 
die Geburtsstunde der neuen Republik. 
Aber Lorenzo, der dessen ungeachtet 
für Land und Freiheit für die indige- 
ne Bevölkerung weiter kämpfen woll¬ 
te, stellte eine große Gefahr für die 
Kanalpläne der Regierung Theodore 
Roosevelts dar. Am 28. November 1902 
wurde er verhaftet, am 13. Mai 1903 
von einem Militärtribunal zum Tode 
verurteilt und am 15. Mai hingerichtet. 
Das große Interesse der US-Regierung 
für den karibischen Raum begann An¬ 
fang des 19. Jahrhunderts, als der da¬ 
malige Präsident Thomas Jefferson sich 


28 Millionen Euro Dividende. Weite¬ 
re 40 Millionen habe er durch den Ver- 


Gedanken über eine Wasserstraße vom 
Atlantik zum Pazifik machte. Doch die 
US-Präsenz in der Region sollte nicht 
nur kommerziellen Zielen dienen, son¬ 
dern geopolitisch-militärischen Inter¬ 
essen. Die verschiedenen US-Regie- 
rungen begannen eifrig in der Karibik 
ihre militärischen Basen zu positionie¬ 
ren. 

Die US-Marines besetzten Puerto Rico 
1898 im Zuge des spanisch-US-ameri- 
kanischen Krieges und beanspruchten 
die Insel für sich. Im selben Jahr be¬ 
setzten sie die Guantänamo-Bucht in 
Kuba. Ab 1904 wurde die Kanalzone in 
Panama von US-Truppen kontrolliert. 
Einige Jahrzehnte später (1963) war 
Panama das Hauptquartier des Süd¬ 
kommandos der Vereinigten Staaten 
und des berüchtigten Lateinamerikani¬ 
schen Folter-Trainingscenters (Escuela 
de las Americas). Obwohl das Haupt¬ 
quartier Ende 1999 offiziell nach Miami 
verlagert wurde, verfügt das US-Vertei¬ 
digungsministerium nach wie vor über 
militärische Basen in Panama, in Fort 
Buchanan in Guaynabo (Puerto Rico), 
in Soto Cano (Honduras), in Comala- 
pa (El Salvador) und in Guantänamo 
(Kuba). 

Dass die Massenmedien über Panama 
wenig berichten, kommt der heuchleri¬ 
schen Politik der US-Regierung in der 
Region entgegen. Dort finden ständig 
militärische „Übungen“ statt. Große 
Aktionen wie die Operation „Open 
Horizons“, die zur Zeit in zwei Pro¬ 
vinzen stattfindet, kann man nicht ver¬ 
heimlichen; doch die anderen, die dazu 
dienen die Grenzen zu Kolumbien zu 
überwachen und militärische Operati¬ 
onen gegen die Guerilleros in Kolum¬ 
bien zu unterstützen, bleiben meist der 
Öffentlichkeit verborgen. 

Roberto Herrera 


Am 7. Mai jährte sich die dritte Amts¬ 
einführung Putins als russischer Prä¬ 
sident. Dieser Tag war sowohl für 
westliche Massenmedien und Kreml- 
Astrologen als auch für russische Jour¬ 
nalisten und Politologen Anlass, die Er¬ 
gebnisse des zurückliegenden Jahres zu 
resümieren. In den westlichen Publika¬ 
tionen wird dabei häufig nicht mehr als 
der abgestandene Aufguss von „Pussy- 
Riot“-Gejammer und Klagen über „re¬ 
pressive Gesetze“ geboten bzw. zum x- 
ten Mal über ein angeblich sinkendes 
Ansehen Putins bei den Russen ora¬ 
kelt. Die Bilanz in Russland fällt diffe¬ 
renziert aus. Sie reicht von Lobeshym¬ 
nen auf den Präsidenten bis zu einem 
umfangreichen Sündenregister, das die 
KPRF dem Staatsoberhaupt in der So¬ 
zial- und Wirtschaftspolitik aufmacht, 
oder gar dem Vorwurf, er betreibe eine 
„Restauration des Sowjetsystems“. 
Diese Meinung vertritt z.B. der Poli¬ 
tologe Andrej Lawrow. Er erklärte ge¬ 
genüber der Agentur IA REGNUM, 
es vollziehe sich eine strenge Restau¬ 
ration des sowjetischen Systems. Er 
(Putin) sei ein effektiver Manager wie 
Stalin, und wenn sein Ziel dasjenige sei, 
das er sehe, dann habe er Angst. Eine 
ähnlich lautende Frage war dem Prä¬ 
sidenten bereits bei seinem durch die 
Fernsehsender übertragenen Bürgerdi¬ 
alog am 25. April gestellt worden. Pu¬ 
tin antwortete, er sehe keine Anzeichen 
von Stalinismus: „Stalinismus war mit 
Personenkult und massenhaften Geset¬ 
zesverletzungen, mit Repressalien und 
Lagern verbunden. Nichts dergleichen 
gibt es in Russland und ich hoffe, dass 
es dies auch nie wieder geben wird. 
... Das bedeutet allerdings nicht, dass 
es bei uns keine Ordnung und Diszi¬ 
plin geben darf.“ Der Aussage, dass in 
Russland keine Restauration des Sow¬ 
jetsystems stattfindet, ist zuzustimmen. 
Schließlich sind die auf dem Raub des 
Volkseigentums durch die Oligarchen 
basierenden Besitz- und Machtver¬ 
hältnisse im Land mit dem Sowjetsys¬ 
tem unvereinbar. Und daran will Putin 
nichts ändern. 

In vielen russischen Bewertungen der 
Ergebnisse des zurückliegenden Jahres 
finden sich Aspekte, die mehr oder we¬ 
niger übereinstimmen. Dazu gehören: 
Erstens. Im Unterschied zu den west¬ 
lichen Kommentaren werden beson¬ 
ders diejenigen Maßnahmen betont, 
die Fortschritte in Richtung von mehr 
Demokratie und Bürgerbeteiligung er¬ 
öffnen können: die erneute Wahl der 
Gouverneure; die neue Parteiengesetz¬ 
gebung, durch die die Zulassung poli¬ 
tischer Parteien und ihre Teilnahme an 
Wahlen erleichtert wird; die vorgese¬ 
hene Wiedereinführung des Mehrheits¬ 
wahlrechts in den Wahlkreisen neben 
dem Verhältniswahlrecht für Parteilis- 
ten, was dazu beitragen kann, die Kan¬ 
didaten für die Mehrheitswahlkreise 
zu zwingen, sich stärker um die Sorgen 
der Menschen zu kümmern. Allerdings 
wird in der Regel „vergessen“ auch auf 
negative Aspekte hinzuweisen, die der 
Präsident und die Kreml-Partei „Eini¬ 
ges Russland“ (ER) dabei verfolgen. 
So geht es ihnen offenbar darum, die 
Dominanz der ER durch die Aufsplit¬ 
terung der Parteienlandschaft links 
von der ER und das Mehrheitswahl¬ 
recht noch weiter auszubauen und ih¬ 
ren Hauptkonkurrenten, die KPRF, zu 
schwächen. 

Zweitens werden die Aufdeckung 
zahlreicher Korruptionsaffären bis 
in die Reihen der Regierung und an¬ 
deren hohen Be¬ 
amten und deren 
konsequente Ver¬ 
folgung sowie das 
Verbot von Aus¬ 
landskonten und 
ausländischem Im- 
mobilienbesitz für 
hohe Staatsbeam¬ 
te und Abgeordne¬ 
te durchgängig po¬ 
sitiv gewertet und 
die große Zustim¬ 
mung dazu in der 
Bevölkerung her¬ 
vorgehoben. 

Drittens. Neben 
der KPRF kriti¬ 


sieren auch andere Kommentatoren, 
dass im zurückliegenden Jahr die Mo¬ 
dernisierung der russischen Wirtschaft, 
d.h. deren Umorientierung von einem 
Energie- und Rohstoffanhängsel der 
hochentwickelten Länder auf die Er¬ 
oberung von Spitzenplätzen in den 
fortschrittlichsten Wirtschaftszwei¬ 
gen kaum vorangekommen ist. Eben¬ 
so werden ungelöste Probleme in der 
sozialen Sphäre, im Gesundheits- und 
Bildungswesen, der kommunalen Woh¬ 
nungswirtschaft und anderen Berei¬ 
chen benannt. Zugleich wird aber auch 
darauf hingewiesen, dass Russland im 
letzten Jahr trotz aller Probleme besser 
als die meisten Länder Europas mit den 
Auswirkungen der kapitalistischen Kri¬ 
se zurechtgekommen ist. 

Viertens wird vermerkt, dass die bis zur 
Inauguration Putins aufsteigende au¬ 
ßerparlamentarische Protestbewegung 
im Ergebnis einer flexiblen Reaktion 
der russischen Führung, aber auch von 
Fehlern der Oppositionsführer im We¬ 
sentlichen auf einige große Metropolen 
begrenzt blieb und seither im Nieder¬ 
gang ist. 

Fünftens. Was die russische Außenpoli¬ 
tik betrifft, heben einige Politologen im 
Vergleich zu den ersten beiden Amts¬ 
perioden Unterschiede im Herange¬ 
hen an die Mitspieler auf der weltpoli¬ 
tischen Bühne hervor. So stellt z.B. der 
Direktor des Instituts für systemische 
politische Forschungen und humanitä¬ 
re Projekte, Anatoli Gagarin, fest, Putin 
und seine Umgebung seien zu der Er¬ 
kenntnis gekommen, dass die früheren 
Bemühungen, ein gleichberechtigter in¬ 
ternationaler Partner zu werden, indem 
man nach den Regeln spielt, die dem 
Land aufgedrängt werden, dem Wesen 
der Sache nach ein Herumtappen im 
Dunkeln seien. Der russische Wunsch 
habe keine Unterstützung gefunden. 
Stattdessen werde Russland die Rolle 
eines Energielieferanten und riesigen 
Absatzmarktes zugewiesen, die übri¬ 
gen Versuche gleichberechtigter Zu¬ 
sammenarbeit seien ins Leere gelaufen. 
Im Zusammenhang damit habe Putin 
begonnen, sich mehr auf konservative 
Varianten der Entwicklung des Landes 
zu stützen. Der Kurs sei auf seine natio¬ 
nalen Traditionen und Werte orientiert. 
Sechstens. Dieser Kurs - so wird in 
vielen Stellungnahmen betont - wer¬ 
de nach wie vor von der Mehrheit der 
Wählerinnen und Wähler unterstützt, 
weil er deren Mentalität, ihren Wün¬ 
schen und Erwartungen entspreche. 
Dabei trägt zum ungebrochenen Ein¬ 
fluss Putins sicher bei, dass dieser es 
versteht, auch Anleihen bei der Sow¬ 
jetzeit für seine Politik nutzbar zu ma¬ 
chen. Dazu gehöre neuerdings das Mot¬ 
to „Ruhm dem Menschen der Arbeit“ 
und die Auszeichnung mit dem neuen¬ 
alten Titel „Held der Arbeit“ sowie 
der fast inflationäre Gebrauch solcher 
Begriffe wie Sozialstaat, Gerechtigkeit 
u. a. Von den Realitäten im heutigen 
Russland ist dies allerdings weltenweit 
entfernt angesichts der zunehmenden 
Kluft zwischen dem überbordenden 
Reichtum der Dollar-Milliardäre und 
-Multimillionäre auf Seiten der Olig¬ 
archen und der nach wie vor schreien¬ 
den Armut unter den Rentnern, aber 
auch großer Teile der Arbeiter und An¬ 
gestellten. Seine Wirkung hat dies alles 
offenbar dennoch. Und der Kampf der 
russischen Kommunisten und anderer 
Linker für ein wirkliches soziales und 
gerechtes Russland wird dadurch nicht 
leichter. Willi Gerns 
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Gastkolummne von Reinhold Weismann-Kieser 


Scharfe Waffen 


Es ist das bleibende Verdienst Kon- 
rad Adenauers, die Bundesrepub¬ 
lik und damit Europa und den Rest 
der Welt vor der kommunistischen 
Machtergreifung bewahrt zu haben. 
Dafür mussten scharfe Waffen ge¬ 
schmiedet und entschlossene Männer 
gefunden werden, fähig sie zu führen: 
Geheime Dienste, Organe der Straf¬ 
verfolgung und bewaffnete Kräfte. 
Wer wollte in diesen ernsten Zeiten 
tadeln, dass er sich dafür bewährter 
Kräfte bediente. Selbst die Westalli¬ 
ierten sahen ihm nach, dass er noto¬ 
rische Kriegsverbrecher rehabilitierte 
und zum Aufbau der Bundeswehr he¬ 
ranzog. Mit entsprechenden Gesetzen 
und dem KPD-Verbot war es alsbald 
möglich, auch die rote Gefahr im In¬ 
neren zu bannen. Erfahrene Staats¬ 
anwälte und Richter standen bereit. 
Der Wind des Wandels brachte diese 
festen Bastionen ins Wanken. Studen¬ 
ten rebellierten, unsere Partei errang 
ihren legalen Status und entwickelte 
sich in die Breite und Tiefe, auch an¬ 
dere Organisationen mit zumindest 
revolutionärem Anspruch gewannen 
an Einfluss. Auch die Regierungs¬ 
mehrheiten änderten sich. Doch Wil¬ 
ly Brandt, der neue Hoffnungsträger, 
bekam Angst vor der eigenen Coura¬ 
ge. Wenigstens aus dem Staatsapparat 
sollten die Umstürzler ferngehalten 
werden. Der Radikalenerlass schien 
die Lösung (böswillige Geister spra¬ 
chen gar von Berufsverboten)! Seiner 
Durchsetzung diente einer der traditi¬ 
onellen Dienste: Regelanfragen beim 


„Verfassungsschutz“ entschieden 
über Wohl und Wehe der Bewerber. 
International kam diese Praxis aber 
ins Gerede. Entspannung nach Os¬ 
ten und Repression nach innen, so 
recht wollte das nicht mehr einleuch¬ 
ten. Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte verurteilte sie. 
Nachdem der äußere realexistieren¬ 
de Feind darniederlag, wurden auch 
viele in den öffentlichen Dienst über¬ 
nommen. Entgangene Renten- und 
Versorgungsansprüche wurden je¬ 
doch bisher nicht ausgeglichen. Im 
Gegenteil: „Staatsnahe“ Bedienstete 
der DDR wurden auf „Strafrente“ 
gesetzt, das Zauberwort „Stasi“ dient 
heute dem inneren Exorzismus. 

Über allem wachen immer noch die 
Ämter des Verfassungsschutzes. Ihre 
Berichte entscheiden über die steu¬ 
erliche Förderung von antifaschisti¬ 
schen Organisationen. Sie verzeich¬ 
nen genau, wer sich kommunistisch 
oder in der Nähe von Kommunisten 
betätigt. Ihrer amtlichen Glaubwür¬ 
digkeit tut es keinen Abbruch, dass sie 
nicht auf die Idee kamen, Morde an 
Menschen türkischer Herkunft unter 
Neonazis zu suchen, während ihre V- 
Leute mit denen kollaborierten. 

PS.: Nachdem der damalige Minister 
J. Fischer nach akribischer Recherche 
enthüllt hatte, dass sein Außenamt 
jahrelang von Nazibeamten geführt 
worden war, will nun auch unsere li¬ 
berale Justizministerin nach faschis¬ 
tischen Wurzeln ihres Hauses graben 
lassen ... 


Von den Berufsverboten bis zum NSU-Skandal 


Der »Verfassungs¬ 
schutz« - Gefahr 
für die Demokratie?! 

ÖFFENTLICHE VERANSTALTUNG UND DISKUSSION MIT 

► Dr, Rolf Gössner, Rechtsanwalt 

► Ulla Jelpke, MdB 

► Bengt Kiene, Schauspieler 
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Und nun haben wir uns wieder lieb! 


Wir erinnern uns noch gut an die 
Schrecken in der DDR: Da ging der 
Staat mit Hilfe seiner paramilitäri¬ 
schen Kampfgruppen brutal gegen 
die Dorfbewohner vor. Ortschaften 
wurden nach Freiheitskämpferinnen 
und Freiheitskämpfern durchkämmt 
und unzählige Unterstützer hinge¬ 
metzelt. Mitglieder unabhängiger 
und kämpferischer Gewerkschaften 
wurden getötet; ihre Familienangehö¬ 
rigen bedroht. Wer das anprangerte, 
wurde erschossen oder ins Gefäng¬ 
nis gesteckt. Die NVA holte hunderte 
Menschen aus den Arbeiterwohnge¬ 
bieten der Städte um sie - in Unifor¬ 
men der Widerständler gesteckt - als 
Siegestrophäen zu präsentieren. Da¬ 
für gab es Sonderurlaub und Beför¬ 
derungen. Als in den achtziger Jahren 
einige Aufständische zum Zeichen ih¬ 
res Versöhnungswillens ihre Waffen 
abgaben und sich in eine politische 
Partei integrierten, wurden in der Fol¬ 
ge 4 500 ihrer Mitglieder ermordet. 
Damit kann er dann doch nicht die¬ 
nen, der Joachim Gauck, der sich vo¬ 
rige Woche in Kolumbien als „Wi¬ 
derstandskämpfer gegen das SED- 
Regime“ vorstellen ließ und mit 
Hilfe dieser ihm eigenen Autorität 
der kolumbianischen Gesellschaft 


Gerechtigkeit lehrte. Eingeladen in 
der Universität „Los Andes“ in Bo¬ 
gota, dozierte er über die „Versöh¬ 
nung in einer Gesellschaft, die sich 
in der Transformation befindet“. Bei 
der Lösung müsse die Wahrheit vor¬ 
herrschen und kein politisches Lager 
dürfe dem anderen den politischen 
Raum streitig machen. Kolumbien 
solle sich dabei seiner „langen de¬ 
mokratischen Tradition“ bewusst sein. 
Wenn die Interessen der Opfer nicht 
berücksichtigt würden, gebe es jedoch 
keinen dauerhaften Frieden, wobei 
„die Täter nicht mehr (sic!) soziale 
und wirtschaftliche Hilfe bekommen 
dürfen als ihre Opfer“. 

Dann wird ja alles gut. Die fünfund¬ 
sechzig Jahre Bürgerkrieg hätten sich 
die Kolumbianer/innen also sparen 
können. 

Die Einladung für den Bundespräsi¬ 
denten allerdings gleich auch. Es sei 
denn, er würde sich fortan für die ko¬ 
lumbianische Geschichte interessieren. 
In der Folge müsste er sich gegen das 
vor zwei Wochen im Bundesrat verab¬ 
schiedete Freihandelsabkommen mit 
Kolumbien (und Peru) aussprechen. 
Das würde der Gerechtigkeit in Ko¬ 
lumbien mehr dienen als leere Worte. 

Günter Pohl 


Von den Bergen zu den Sternen 

Gespräch mit dem Liedermacher Cetin Oraner 


UZ: Lieber Cetin, du hast im März ein 
neues Album heraus gebracht. Was hat 
dich dazu veranlasst? 

Cetin Oraner: Es war längst überfäl¬ 
lig. Das letzte Album liegt sechs Jahre 
zurück. In der Zwischenzeit habe ich 
mehrere Lieder gemacht, doch sie zu 
veröffentlichen war ein großes finanzi¬ 
elles Problem. Wie überall auf der Welt 
unterliegt die Musikbranche auch in 
der Türkei den kapitalistischen Markt¬ 
gesetzen. Wenn es um Produktion und 
Vertrieb geht sowieso. Ohne Sponso¬ 
ren ist da kaum mehr was zu machen. 
Nun mache ich Protestsongs, an die sich 
kein Produzent so leicht herantraut, und 
wenn überhaupt dann mit großen Vor¬ 
behalten. Meine Musik gefällt ihnen, 
aber mit den Texten haben sie Probleme. 
Bei manchen war es die Angst ins Visier 
der reaktionären Justiz zu geraten. All 
das waren Gründe für mich erst recht 
weiterzumachen. MIR-Musik, ein linker 
kurdischer kollektiver Musikverlag mit 
Sitz in Köln kam mir dann zu Hilfe. Ein 
Album ohne Sponsoren und ohne einen 
nervenden Produzenten im Rücken, da¬ 
rüber freue ich mich natürlich. 

UZ: Du bist kein Künstler, der mit sei¬ 
ner Musik nur Geld verdienen will Im 
Gegenteil, du bringst dich in die Kämpfe 
unserer Zeit ein und verzichtest dafür 
auf die große Karriere. Wie siehst du die 
Verbindung von Kunst und Widerstand 
und wie lebst du diese Verbindung? 

Cetin Oraner: Die größte Ungerechtig¬ 
keit ist die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen. Wo es Ungerech¬ 
tigkeit gibt, da gibt es auch Widerstand. 
Widerstand ohne Kunst ist undenkbar. 
Ich bin überzeugt, dass es auch schon im 
Spartakusheer Kämpferinnen gab, die 
über ihren Widerstand Lieder gemacht 
haben. Lieder von den Bauernkriegen, 
ob hierzulande, in Anatolien, in Kurdis¬ 
tan oder woanders, sind bis heute über¬ 
liefert. Auch wenn die Verfasserinnen 
zum größten Teil in Vergessenheit ge¬ 
raten sind, sind diese Lieder ein Zeug¬ 
nis für den Widerstand. In Liedern liegt 
viel Wahrheit. Vor allem weil die offizi¬ 
elle Geschichtsbeschreibung immer die 
Geschichte der herrschenden Klasse ist, 
ist revolutionäre Kunst umso wichtiger. 
Mag sein, dass die Pariser Kommune be¬ 
siegt wurde. Doch was wäre der Wille 
zum Weiterkämpfen ohne die „Interna¬ 
tionale“ . Ein Lied, das die Unterdrück¬ 
ten aller Länder bis heute verbindet. Mit 
Liedern kann man die Welt zwar nicht 
verändern, man kann aber den Kämp¬ 
ferinnen für eine neue Welt Kraft ge¬ 
ben. Heute mehr denn je. Lieder können 
zum Nachdenken bewegen und oft auch 
überzeugen. Die Herrschenden können 
uns im Kampf besiegen. Aber niemals 
werden sie unsere Lieder besiegen. Ich 
lebe und mache Lieder mit dieser Über¬ 
zeugung und es ist mir bewusst, dass ich 
somit zu einer aussterbenden Spezies in 
der Musikbranche gehöre. Der Macht 
des Kapitals und ihrer Medien beugen 
sich viele. Aber genau das ist der Sprin¬ 
gende Punkt. Widerstand trotz alledem. 
Soviel zur Frage der Karriere. Was das 
Geld verdienen anbelangt: Viel Geld 
habe ich mit Musik bisher nie verdient. 
Es reichte gerade mal zum Überleben. 
Offen gesagt hätte es etwas mehr sein 
können. Aber diesen Preis muss man 
zahlen wenn man lebt, wie man denkt 
und fühlt. 

UZ: Um was geht es in deinem neuen 
Album? 

Cetin Oraner: Der Name des Albums 
sagt eigentlich viel aus. „Von den Ber¬ 
gen zu den Sternen“ . Ich war von 2003 
bis 2011 die meiste Zeit in Kurdistan. 
Neben vielen Konzerten hatte ich die 
Gelegenheit die Menschen und ihr 
Leben, sowie ihren Widerstand näher 
kennenzulernen. Vor allem persönliche 
Schicksale. Nach kurzer Zeit wurde ich 
Teil der politischen Auseinanderset¬ 
zung. Es gab viel Erlebtes, das ich ver¬ 
arbeiten musste. Also entstanden auch 
neue Lieder. Über die Kinder von Di- 
yarbakir oder über die kurdischen Ber¬ 
ge und über Partisanlnnen. Auch ein 



Cetin Oraner ist ein türkischer 
Protest-Sänger, Liedermacher und 
Musiker seit 1982. Sein erstes Album 
erschien 1992 in Istanbul. Bisher hat 
er fünf Alben produziert. Im März 
2013 erschien sein Album „Daglardan 
Yildizlara“ („Von den Bergen zu den 
Sternen“). Cetin ist Mitglied der DKP. 

Stück alevitisch-kurdischer Mythologie 
ist dabei. Die Geschichte einer jungen 
Kurdin, die als Textilarbeiterin in Istan¬ 
bul in einer von Männern dominierten 
Welt ums Überleben kämpft. Aber 
auch Liebe ist dabei. Ich hab zwar in 
früheren Alben auch schon kurdische 
Lieder gesungen, die aber eher traditi¬ 
oneller Art waren. Doch bei diesem Al¬ 
bum habe ich drei ganz eigene Lieder in 
Kurdisch und Türkisch gesungen. Also 
zweisprachig in einem Lied. Das ist 
auch etwas Neues in der Musik meines 
Landes. Es sind Lieder über die Vergan¬ 
genheit, Gegenwart und Zukunft mit 
allen Facetten des Widerstands. Ein Wi¬ 
derstand der in meinem Land ohne die 
Berge sich hätte nie behaupten können. 
Aus diesem Grund lautet der Titel auch 
„Von den Bergen zu den Sternen“ . 

UZ: Du hast das bekannte Lied „ Has- 
ta siempre, Comandante “ erstmals auf 
türkisch verfasst und gesungen, das gab 
es bisher noch nie. Wie ist es dazu ge¬ 
kommen? 

Cetin Oraner: 1981, auf dem Festival 
der Jugend von der SDAJ hörte ich 
das Lied zum ersten Mal. Damals, als 
14-Jähriger, war ich von dem Lied be¬ 
geistert. Melodisch wie inhaltlich ein 
sehr schönes Lied. Ich wollte das Lied 
bei meinem ersten Album Anfang der 
Neunziger schon aufnehmen. Doch zu 
der Zeit wäre es völlig untergegangen. 
Hinzu kam, dass es keinen türkischen 
Text dazu gab. Anfang 2000 schrieb ich 
dann einen türkischen Text dazu, aber 
zur gleichen Zeit hatte eine türkische 
Gruppe das Lied auf Spanisch gesun¬ 
gen und veröffentlicht. So musste ich 
mein Vorhaben wieder verschieben. 
Anscheinend war jetzt die richtige Zeit. 
Wir haben das Lied, neben westlichen 
Instrumenten, mit einer kurdischen 
Flöte untermalt. „Hasta siempre, Co¬ 
mandante“ auf Türkisch interpretiert, 
das ist eine Premiere. 

UZ: Kannst du uns einen aktuellen 
Stand zu den Strafprozessen geben, 
die in der Türkei gegen dich laufen? 
Wirst du immer noch per Haftbefehl 
gesucht? 

Cetin Oraner: Der Haftbefehl wurde 
wieder aufgehoben. Der Prozess ende¬ 
te damit, dass ich drei Jahre lang nichts 
„Subversives“ von mir geben darf. Die 
Richter wollen anscheinend der neu¬ 
en politischen Lage gerecht werden, 
zeigen sich „gnädig“ und wollen mich 
damit dennoch mundtot machen. Dies 
wird nicht gelingen. Aus diesem Grund 
hat mein Anwalt Berufung eingelegt. 
Entweder verurteilen sie mich oder das 
Verfahren fällt. Etwas anderes zu ak¬ 
zeptieren wäre falsch. 

UZ: Könnte dein neues Album in der 
Türkei auch strafrechtliche Konsequen¬ 
zen nach sich ziehen? 

Cetin Oraner: So wie der Stand der 
Dinge ist, könnte es dazu kommen. Die 


Liedtexte sprechen für sich. Warten wir 
es mal ab. 

UZ: Wie schätzt du die derzeit laufen¬ 
den Friedensgespräche zwischen dem 
türkischen Staat und Abdullah Öcalan 
ein? 

Cetin Oraner: Eine schwierige Fra¬ 
ge. Dass es überhaupt zum Dialog ge¬ 
kommen ist, ist sehr wichtig. Abdullah 
Öcalan ist nach wie vor die treibende 
Kraft. So gesehen eine große politische 
Niederlage für das reaktionäre System. 
Die islamistische Erdogan-Regierung 
wurde regelrecht zu diesem Dialog 
„hingeprügelt“ . Letztes Jahr hatte die 
kurdische Guerilla ein riesiges Gebiet 
unter ihre Kontrolle gebracht. Tausen¬ 
de Militärs waren in ihren Basen von 
der Außenwelt und von Nachschub 
abgeschnitten und das monatelang, 
sodass auch die Regierung und der 
Imperialismus einsehen mussten, dass 
die Guerilla militärisch nicht mehr zu 
besiegen ist. Aber auch die Gueril¬ 
la stieß an ihre Grenzen. Ein breiter 
Widerstand aus dem Volk blieb leider 
aus, zumal tausende Genossinnen, die 
das hätten organisieren können, in den 
Gefängnissen sind. Aus diesem Grund 
kam es zum Dialog. Wie es von nun an 
weitergeht, ist für mich eine schwer zu 
beantwortende Frage. Es gibt ein altes 
Sprichwort aus den anatolischen Bau¬ 
ernkriegen: „Die Osmanen haben viele 
Spielchen auf Lager“ . Entweder führt 
das Ganze zu einem gerechten Frie¬ 
den oder es ist das größte Spiel in der 
Geschichte unseres Landes, das je von 
den Herrschenden gespielt wurde. Wie 
es aussieht, ist die PKK auf jede Op¬ 
tion vorbereitet. Denn auch bürgerli¬ 
che Kräfte innerhalb der kurdischen 
Bewegung wollen neben dem Rück¬ 
zug der Guerilla, dass auch das Volk 
sich zurückzieht, keine Demonstratio¬ 
nen etc. mehr macht. Das ist nicht ver¬ 
wunderlich. Der ideologische Kampf 
innerhalb der kurdischen Bewegung 
wird sich noch mehr verstärken. Doch 
die ideologisch wie politisch gefestig¬ 
te PKK stellt sich diesen Herausfor¬ 
derungen. Kurz nach dem angekün¬ 
digten Rückzug der Guerilla werden 
Sieg oder Niederlage davon abhängen, 
inwieweit es der PKK und mit ihr zu¬ 
sammen allen linken demokratischen 
Kräften gelingt, die Völker für einen 
gerechten Frieden und die Demokratie 
zu mobilisieren. 

UZ: Was wünschst du dir von der DKP, 
wie könnte sie sich mehr in die kurdi¬ 
sche Frage einbringen? 

Cetin Oraner: Was ich mir eigentlich 
von allen Linken wünsche: Internati¬ 
onale Solidarität! Die Ermordung der 
drei Genossinnen in Paris hat weltweit 
eine Welle der Solidarität erzeugt. Auch 
für die kurdischen Genossinnen war 
das eine wichtige Erfahrung. Ohne In¬ 
ternationale Solidarität wird niemand 
den Kampf durchstehen. Aber die So¬ 
lidarität muss konkretere Formen an¬ 
nehmen. Diskussionen und gemeinsa¬ 
me Aktionen sind sehr wichtig. Denn 
nach wie vor ist der deutsche Imperi¬ 
alismus Kriegspartei: Ob es deutsche 
Waffen sind oder die politische Unter¬ 
stützung des reaktionären türkischen 
Staates. Das PKK-Verbot muss aufge¬ 
hoben werden. 


Die Fragen stellte Kerem Schamberger 



Das neue Album „Daglardan Yildizlara“ („Von 
den Bergen zu den Sternen“) ist zu bestellen 
unter www.mirmultimedia.de oder cetin-ora- 
ner@hotmail.com 
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Minijobs weit verbreitet 

Von allen Beschäftigten haben 
einen Minijob in der Branche ... 


Gastgewerbe 

Einzelhandel 

Land- und Forstwirtschaft 

Nahrungs- und Genussmittel 

Wirtschaftliche, wissenschaftliche 
und freiberufliche Dienstleitungen 


Gesundheits- und Sozialwesen 


Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 2012 | ©Hans-Böckler-Stiftung 2013 



Die Anzahl der „Aufstocker“ 
bleibt weiter hoch 

Aber die Bundesagentur für Arbeit redet die Statistik schön 


N ach Angaben der Bundesagen¬ 
tur für Arbeit soll die Zahl jener 
Menschen im Land gesunken 
sein, die trotz eines Voll- oder Teilzeit¬ 
jobs auf Hartz IV angewiesen sind. Im 
vergangenen Jahr bekamen 1,324 Mil¬ 
lionen Menschen einen staatlichen Zu¬ 
schuss - etwa 30 000 weniger als 2011. 
„Wir werten das eigentlich positiv“, 
behauptete der Sprecher der Bundes¬ 
agentur für Arbeit, Paul Ebsen. 

Die „Süddeutsche Zeitung“ hatte da¬ 
gegen jedoch zuvor berichtet, dass die 
Zahl der Arbeitnehmer mit einem Ein¬ 
kommen von mehr als 800 Euro, die ei¬ 
nen Hartz-IV-Zuschuss erhalten, steige. 
Ebsen erklärte: „Da haben viele einen 
Schritt nach vorne gemacht und ei¬ 
nen besser bezahlten Job inzwischen.“ 
Auch wenn sie immer noch aufstocken 
müssten, böten diese vergleichsweise 
schlecht bezahlten Stellen den Men¬ 
schen die Chance, in der Zukunft mehr 
zu verdienen und dann nicht mehr auf 
Hartz IV angewiesen zu sein. Insge¬ 
samt sei die BA mit der Entwicklung 
zufrieden. Es zeige sich, „dass es im¬ 
mer öfter den Weg in die Beschäftigung 
gibt“, erklärte die Behörde. Die Daten 
bewiesen, dass es durch die Aufsto¬ 
ckung immer häufiger Aufstiegsmög¬ 
lichkeiten aus der Geringbeschäftigung 
heraus gebe. 

Was für ein Hohn. 

Die Zahlen erklären zum Beispiel 
nicht, ob es sich um langfristige Be¬ 
schäftigungsverhältnisse handelt. Und 
wie viele der bisherigen „Aufstocker“ 
sind zudem inzwischen außerdem aus 
der Statistik gefallen, weil vielleicht in 
Rente oder in Umschulung? 

Die Wahrheit ist, dass der stark an¬ 
wachsende Niedriglohnbereich immer 
mehr Menschen dazu zwingt, ergän¬ 
zend Sozialleistungen zu beziehen oder 
Zweitjobs nachgehen zu müssen, weil 
sie von ihrer Arbeit nicht leben können. 
Der Niedriglohnbereich ist inzwischen 
zum „Markenzeichen“ des deutschen 
„Arbeitsmarktes“ im Interesse des Ka¬ 
pitals geworden. In einigen Unterneh¬ 
men wird bei der Einstellung bereits 
auf die Möglichkeit des Aufstockens 
mit Hartz IV verwiesen, um Dumping¬ 
löhne zu rechtfertigen. 

Sabine Zimmermann, die arbeits¬ 
marktpolitische Sprecherin der Frakti¬ 
on der Partei „Die Linke“ im Bundes¬ 
tag erklärte dagegen am 30. April: „Der 
Arbeitsmarkt schwächelt weiter. Die 
Nachfrage nach Arbeitskräften geht 
zurück, saisonbereinigt hat die Arbeits¬ 
losigkeit zugenommen. Die verfehlte 
Krisenpolitik der Kanzlerin erweist 
sich zunehmend als Bumerang, weil 
die exportorientierte deutsche Wirt¬ 
schaft immer stärker unter der durch 
die Spardiktate ausgelösten konjunktu¬ 
rellen Flaute leidet. Die Bundesregie¬ 
rung muss endlich die Zeichen der Zeit 
erkennen und ihre krisenverschärfen¬ 
de Politik aufgeben. Was wir brauchen, 
sind Investitionsprogramme, um den 
Arbeitsmarkt zu beleben“, erklärt Sabi¬ 
ne Zimmermann zum Arbeitsmarktbe¬ 
richt der Bundesagentur für Arbeit für 
den Monat April. Die arbeitsmarktpo¬ 
litische Sprecherin weiter: „Die aktu¬ 
ellen Arbeitsmarktzahlen zeigen deut¬ 
lich die Fehlentwicklung der letzten 
Jahre. 1,2 Millionen abhängig Beschäf¬ 
tigte können vom Lohn ihrer Arbeit 
nicht leben und beziehen ergänzende 
Hartz IV-Leistungen. 2,6 Millionen so¬ 
zialversicherungspflichtig B eschäftig- 
te gehen mittlerweile einem Zweitjob 
nach, 3,9 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Die Niedriglohnpolitik der Bundesre¬ 
gierung muss endlich gestoppt werden. 
Statt Lohndumping, Leiharbeit und 
Minijobs benötigen wir gute Arbeit in 
Vollzeit, von der man leben kann. Als 
Sofortmaßnahme brauchen wir einen 


Die Grafiken auf dieser Seite stam¬ 
men von der Hans-Böckler-Stiftung, 
Förderungswerk des DGB. 


Subvention für Niedriglöhne 

Der Anteil erwerbstätiger Arbeitslosengeld-Il-Bezieher 
an allen erwerbsfähigen Leistungsempfängern betrug ... 
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flächendeckenden gesetzlichen Min¬ 
destlohn. Das würde auch anderen EU- 
Ländern zugute kommen, die durch das 
deutsche Lohndumping an die Wand 
gedrückt werden.“ 



Immer mehr Niedriglöhne, immer 
mehr Menschen, die trotz ihrer Arbeit 
Hartz IV beziehen - das ist die trauri¬ 
ge Wahrheit des angeblichen deutschen 
Jobwunders. 

Das fordert die DKP 

★ Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit! 

★ Leiharbeit verbieten! 

★ Erhöhung der Mas¬ 
senkaufkraft für alle 
durch höhere Löhne, 
Gehälter und Renten, 
mehr Arbeitslosen¬ 
geld,ein Mindestlohn 
von io Euro sowie ein 
höheres Bafög! 

★ Hartz IV muss weg! 



Viele Leiharbeiter stocken auf 

Auf ergänzende Hartz IV-Leistungen angewiesen sind 
von allen Beschäftigten in den Branchen ... 

Leiharbeit 

Gastgewerbe 

sonst. Dienstleistungen, 

Private Haushalte 

Wirtschaftliche 
Dienstleistungen 

Erziehung und Unterricht 


Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2010 | ©Hans-Böckler-Stiftung 2011 



2,6% in der Gesamtwirtschaft 
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Theorie und Geschichte / Politisches Buch 


unsere zeit m 


Die DKP als außenpolitischer Faktor 


Der 21. Mai 1973 • 


D ieses Jahr 2013 ist ein Jahr mit vielen Ge¬ 
denktagen. Am 27. Januar 1973 waren die 
USA gezwungen, ihren imperialistischen 
Krieg (Vietnamkrieg) gegen die Demokratische 
Republik Vietnam einzustellen und das Pariser 
Abkommen zur Beendigung des Krieges und die 
Wiederherstellung des Friedens in Vietnam zu un¬ 
terschreiben. Die DKP war in der Bundesrepublik 
im Bündnis mit anderen demokratischen Kräften 
die einzige Partei, die in den langen Jahren des Be¬ 
freiungskampfes des vietnamesischen Volkes ihre 
internationalistische Verpflichtung erfüllt hat und 
große Anstrengungen unternahm, um in der Ar¬ 
beiterklasse und der jungen Generation in allen 
Schichten der Bevölkerung eine Solidaritätsbewe¬ 
gung zu entwickeln. Das ist gelungen. 

Am 11. Mai kam der Bundestag nicht umhin, den 
Grundlagenvertrag mit der DDR zu verabschie¬ 
den. Wie kaum eine andere politische Kraft trat 
die DKP trotz Verfolgungen in der BRD für die 
Anerkennung der DDR ein. Und das als die Re¬ 
gierenden und die Bonner Parteien noch in den 
Schützengräben des Kalten Krieges verharrten. 
Am 18. September wurden die Bundesrepublik 
Deutschland und die Deutsche Demokratische 
Republik als 133igste und 134igste Mitglied in 
die UNO aufgenommen. Die DKP rief die de¬ 
mokratische Öffentlichkeit unseres Landes auf, 
durch wachsende Aktivitäten sicherzustellen, dass 
unser Land, die BRD, im Rahmen der UN-Mit- 
gliedschaft eine konstruktive, von den Grundsät¬ 
zen der UN-Charta und den Prinzipien der fried¬ 
lichen Koexistenz geleitete Rolle spielt. 

Die DKP konnte mit Recht von sich sagen: Wir 
hatten am Zustandekommen dieser Ereignisse ei¬ 
nen beachtlichen Anteil. Das wurde damals von 
der internationalen Öffentlichkeit ebenso ach¬ 
tungsvoll wahrgenommen wie unsere Solidarität 
mit Chile nach dem Militärputsch am 11. Septem¬ 
ber 1973 und der Ermordung von Salvador Al¬ 
lende. Auf Initiative von uns Kommunisten, von 
Sozialdemokraten und anderen engagierten De¬ 
mokraten fanden sich schon am anderen Tag in 65 
Städten etwa 150 000 Bürgerinnen und Bürger zu 
Kundgebungen und Demonstrationen der Solida¬ 
rität zusammen. 

Diese und weitere internationale Geschehnisse 
bestätigten, dass die DKP gewissermaßen zu ei¬ 
nem außenpolitischen Faktor geworden war. Und 
sie blieb es auch bis in die Mitte der achtziger Jah¬ 
re, als es nach der Konferenz von Helsinki auf¬ 
hörte, dass die DKP mehr oder weniger alleiniger 
Gesprächspartner der kommunistischen Parteien 
der sozialistischen Länder war. 

Frieden und Internationale Solidarität gehörten 
von Anfang an zum Profil der DKP. Von ihrer 
Neukonstituierung im Jahr 1968 an kämpfte die 
DKP dafür, dass von deutschem Boden nie wieder 
Krieg und Faschismus ausgeht. 


Dementsprechend war sie auch bestrebt, die Au¬ 
ßenpolitik der Bundesrepublik mit ihren Mög¬ 
lichkeiten zu beeinflussen. Dafür wirkte sie mit 
ihren bilateralen, internationalen Beziehungen 
zu kommunistischen und Arbeiterparteien, mit 
ihrem Engagement in und für die Friedensbewe¬ 
gung, mit ihren Stellungnahmen zu nahezu allen 
außenpolitischen Schritten der Bundesregierung 


mit ihrer Solidarität mit antiimperialistischen Be¬ 
freiungsbewegungen. Die DKP machte als Partei 
dem Internationalismus alle Ehre. 

In den siebziger und achtziger Jahren investierte 
die DKP nahezu ihre ganze Kraft in die Entwick¬ 
lung der Friedensbewegung. 


★ 

Im jetzigen Jahr jährt sich vom 18. bis 22. Mai zum 
vierzigsten Mal der erste Staatsbesuch des Gene¬ 
ralsekretärs der Kommunistischen Partei der So¬ 
wjetunion, Leonid Breshnew, in der Bundesrepu¬ 
blik. Leonid Breshnew führte Gespräche mit Wil¬ 
ly Brandt, war zugegen bei der Unterzeichnung 
von Verträgen über wirtschaftliche Kooperation, 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit und 
Kulturaustausch. Er traf sich mit Vertretern der 
Parteien, der Gewerkschaften und der Wirtschaft. 
An dem Freundschaftstreffen im Rahmen des 
Staatsbesuches am 18. Mai auf dem Petersberg 
nahmen sowjetischerseits die Berater Breshnews 
A.M. Alexandrow und A.I. Blatow, der stellver- 


Von Herbert Mies 

tretende Leiter der Internationalen Abteilung 
des ZK der KPdSU, W.W. Sagladin, und der Bot¬ 
schafter der UdSSR in der BRD, W.M. Falin, teil. 
Von unserer Seite nahmen an dem Treffen teil: der 
DKP-Vorsitzende Kurt Bachmann, der stellvertre¬ 
tende Vorsitzende Herbert Mies, der Ehrenpräsi¬ 
dent Max Reimann, die Mitglieder des Präsidiums 
Martha Buschmann, Hermann Gautier, Manfred 


Kapluck, der Sekretär des Präsidiums Karl-Heinz 
Schröder, sowie der Vorsitzende der Sozialisti¬ 
schen Deutschen Arbeiterjugend, Rolf Priemer 
Der Ehrenpräsident Max Reimann meinte zu dem 
Besuch: „Der Generalsekretär des Zentralkomi¬ 
tees der Partei Lenins kommt als Botschafter des 
Friedens und der Verständigung in unser Land, als 
der Repräsentant des ersten sozialistischen Staa¬ 
tes, dessen Politik seit über einem halben Jahr¬ 
hundert der Sehnsucht der Völker nach Frieden 
Ausdruck verleiht.“ In der Grußbotschaft des Par¬ 
teivorstandes an den Generalsekretär der KPdSU, 
die unsere Delegation Breshnew übergab, sagten 
wir ihm, dass die DKP stets für gute freundschaft¬ 
liche Beziehungen der BRD zur UdSSR eingetre¬ 
ten ist, und dass sie das auch in Zukunft mit aller 
Kraft tun wird. 


★ 

Leonid Breshnew sprach mit uns nicht nur über 
die Notwendigkeiten friedlicher und konstruk¬ 
tiver Beziehungen zur Bundesrepublik, sondern 


auch von der Hochachtung, die die KPdSU und er 
persönlich für die DKP empfinden. Er schätzte die 
prinzipielle Politik der DKP, ihre Treue zum prole¬ 
tarischen Internationalismus und wünschte ihrem 
Hamburger Parteitag alle erdenklichen weiteren 
Entwicklungserfolge. Am Ende des Gespräches 
versicherte er unserer Delegation die unverbrüch¬ 
liche Solidarität. Das Gespräch gab uns das, was 
wir von ihm erwarteten: Verständnis für unseren 
Kampf unter schwierigen Bedingungen und für 
unsere Sorgen über die anhaltenden Gefahren, die 
von der westdeutschen Remilitarisierung ausge¬ 
hen. Die sowjetische Nachrichtenagentur TASS 
schrieb: „Das Treffen verlief in einer Atmosphäre 
der Herzlichkeit und brüderlichen Freundschaft.“ 
Breshnew gab sich sichtlich erfreut und beein¬ 
druckt von dem Beitrag der DKP zur Schaffung 
einer wohlwollenden Atmosphäre, die seinen Be¬ 
such umgab. 

Das waren möglicherweise die Motive, die ihn in 
einer Fernsehansprache zu den Worten veranlass- 
ten: „Ich möchte allen denen meine Anerkennung 
aussprechen, die sich für gutnachbarliche Bezie¬ 
hungen zwischen der BRD und der Sowjetunion 
eingesetzt haben. Viele von ihnen, die gegen den 
Faschismus gekämpft haben, scheuten keine An¬ 
strengungen im Kampf für den Frieden und für 
die Freundschaft zwischen den Völkern. Die So¬ 
wjetunion schätzt ihren Beitrag zu dieser edlen 
Sache hoch ein.“ 

Die Kommunistische Partei der Sowjetunion (KP¬ 
dSU) und die Deutsche Kommunistische Partei 
(DKP) würdigten den Besuch in der Bundesre¬ 
publik und seine Ergebnisse als „ein Ereignis von 
historischem Rang“. Sie seien ein „großer und be¬ 
deutungsvoller Beitrag zur Festigung der Wende 
zu neuen für die Friedenszeit normalen Beziehun¬ 
gen und einer Zusammenarbeit zwischen der So¬ 
wjetunion und der Bundesrepublik Deutschland“. 
Für uns westdeutsche Kommunisten waren sie 
aber mehr als das: Alle politischen Kräfte konn¬ 
ten an dem Breshnew-Besuch wahrnehmen, dass 
die DKP zu einem Faktor in der westdeutschen 
Außenpolitik geworden war, dass sie auch in der 
Beeinflussung der westdeutschen Außenpolitik im 
Kommen war. Sicher nicht an den Verhandlungs¬ 
tischen, und auch nicht in Parlamentsausschüssen. 
Aber in der außerparlamentarischen Sphäre, an 
Informationsständen und - wenn es sein musste - 
auch auf der Strasse warb die DKP für Freund¬ 
schaft mit der Sowjetunion und für Verständigung. 
Das hat sie auch mit der von ihr am Vorabend 
des Besuches organisierten Freundschaftskundge¬ 
bung manifestiert. Am Vortag des Besuchs schrie¬ 
ben Zeitungen, der Besuch sei für „unser Land das 
Ereignis des Jahres 1973“. 

Für unsere Partei, die DKP, war er dies auf jeden 
Fall. 



Zeitungsfoto vom damaligen Treffen der DKP mit Leonid Breshnew. Vorn Max Reimann (links), Kurt 
Bachmann und der Generalsekretär der KPdSU. 


„Ihr könnt Eure Zukunft gestalten!“ 

Ein Abend in der Universität Graz mit der 92-jährigen Widerstandskämpferin Maria Cäsar 


„Es ist doch so ungerecht in der Welt. Es gibt so 
viele Arme und ein paar Reiche, die können sich 
alles leisten, und die andern können sich nichts 
leisten.“ Mucksmäuschenstill ist es im Hörsaal als 
Maria Cäsar erklärt wie sie „politisch geworden“ 
ist. 150 Studentinnen und Studenten folgen ge¬ 
spannt den Worten der 92-jährigen Kommunis¬ 
tin. Im Rahmen des Wahlkampfes zur Österrei¬ 
chischen Hochschulschülerschaft hatte der Kom¬ 
munistische Studentinnen Verband (KSV) zum 
Zeitzeugengespräch geladen. 

Am Vorabend des 8. Mai berichtet die Wider¬ 
standskämpferin in der Karl-Franzens-Universi- 
tät in Graz vor vollem Hörsaal, dass sie in die¬ 
ser Stadt 14 Monate im Landgericht in Untersu¬ 
chungshaft zubringen musste. Die letzte steirische 
Widerstandskämpferin, die noch öffentlich auftre- 
ten kann, ist umrahmt von der Spitzenkandidatin 
des KSV, der Studentin der Rechtswissenschaf¬ 
ten, Sara Noemie Plassning, und dem Studenten 
der Geschichte und Germanistik Robert Krotzer, 
Vorsitzender der Kommunistischen Jugend Ös¬ 
terreichs (KJÖ). 

Maria Cäsar wurde 1920 in Prevalje in Slowenien 
geboren und erlebte ihre Kindheits- und Jugend¬ 
jahre in Judenburg in der Obersteiermark, damals 
ein Zentrum der eisenverarbeitenden Industrie. 
Der Vater war Arbeiter und Mitglied der Sozial¬ 
demokratischen Partei, Maria wurde Mitglied der 
Roten Falken. Die beeindruckende Frau berichtet 
von ihren schönen Erlebnissen in der Gruppe, po¬ 
litische Schulungen aber habe es keine gegeben. 
1933 wurde die Kommunistische Partei verbo¬ 
ten, 1934 die Roten Falken und 1935 wurde die 
15-Jährige Mitglied im Kommunistischen Ju¬ 
gendverband. „Ungerechtigkeiten habe ich nie 
ausgehalten“, erzählt die antifaschistische Wider¬ 


standskämpferin ihren jungen Zuhörerinnen. Es 
bildete sich eine Widerstandsgruppe aus 43 Per¬ 
sonen, darunter viele Mädchen, wie Maria betont. 
Sie verfassten und verteilten Flugschriften und 
sammelten für die Angehörigen von Inhaftier¬ 
ten. Mehrere wurden gefasst und hingerichtet. 
Auch Maria Cäsar wurde 1939 wegen Verteilens 
von Flugzetteln und Unterstützung politischer 
Gefangener der Vorbereitung zum Hochverrat 
angeklagt. 

Nach ihrer Enthaftung heiratete sie, ihr erster 
Mann fiel als Soldat 1943. Maria Cäsar knüpf¬ 
te Kontakte zu den jugoslawischen Partisanen 
und den Widerstandsgruppen in Judenburg. Als 

1944 Mitglieder der Widerstandsgruppen ver¬ 
haftet wurden, darunter ein Kamerad, mit dem 
sie Geld für die Rote Hilfe gesammelt hatte, be¬ 
fürchtete sie, auch verhaftet zu werden und ging 
deshalb zu slowenischen Verwandten. „Er hat der 
Gestapo nie meinen Namen verraten“, erinnert 
sie sich: „Er wurde dann zum Tode verurteilt und 
ich verdanke ihm mein Leben.“ 

Auf die Frage einer Teilnehmerin, ob sie belaste, 
dass er gestorben sei, weil er sie nicht verraten 
habe, antwortet sie: „Ich habe es als Verpflich¬ 
tung gesehen, dafür einzutreten, dass so eine Si¬ 
tuation nie mehr wieder kommt, dass die Men¬ 
schen damals nicht umsonst gestorben.“ 

Auf die Frage eines Zuhörers, wie sie den 8. Mai 

1945 und die Zeit danach in Österreich erlebt 
habe antwortet sie: „Es war eine schwere Zeit. 
Hitler hatte uns einen blühenden Alpengarten 
versprochen, hinterlassen hat er einen Trümmer¬ 
haufen und viele zerstörte, kaputte Menschen. 
Wir mussten alles wieder aufbauen, wir mussten 
kämpfen um Strümpfe, um Milch für die Kinder, 
es war ja nichts da. Und die, die aus dem Krieg 


nachhause kamen, die hatten so viel Brutales er¬ 
lebt und gesehen - viele Ehen waren zerstört.“ 
Und rückblickend - nicht bitter - aber den Tatsa¬ 
chen ins Auge sehend: „Lange Zeit sind die Wi¬ 
derstandskämpfer nicht beachtet worden. Die 
Kommunisten haben den größten Teil des Wi¬ 
derstandes geleistet, im Kalten Krieg wurden die 
Kommunisten tot geschwiegen. 

Ich will nicht über die einzelne Betroffenheit der 
Menschen reden, ich will den Hintergrund be¬ 
tonen, die Fremdenfeindlichkeit, die auch heute 
wieder da ist. Ich verfolge im Fernsehen den Pro¬ 
zess in Deutschland über die 10 Morde. Da gibt 
es ja eine lange Liste von Politikern, die wegge¬ 
schaut haben, die 
alles verharmlost 
haben. Überall 
hat man wegge¬ 
schaut, verharm¬ 
lost, auch hier in 
Österreich. Erst 
heute, eine ganze 
Generation spä¬ 
ter, wird eingese¬ 
hen, dass Öster¬ 
reicher nicht nur 
Opfer sondern 
auch Täter wa¬ 
ren.“ 

Am Ende der 
Veranstaltung 
appelliert die 
mutige Frau, die 
den Menschen¬ 
rechtspreis der 
Stadt Graz er¬ 
hielt, an ihre Zu- 


hörerlnnen „Ich kann nicht mehr viel tun außer 
reden, aber ihr seid jung, ihr könnt eure Zukunft 
gestalten. Junge Leute sollen sich um Politik küm¬ 
mern, ihr sollt kritisch an die Politik herangehen, 
lernt Nein zu sagen. Wenn euch was nicht passt, 
dann seid nicht still, sondern redet drüber. Ich 
möchte jedem raten, beschäftigt euch mit Politik“. 
Rauschender, nicht enden wollender Beifall, Stan¬ 
ding ovations für die mutige starke Frau waren 
die Antwort der Studentinnen. „Wir werden heu¬ 
te Abend anders aus dem Saal rausgehen als wir 
reingekommen sind“, fasst Sara Plassning in ihrem 
Schlusswort die Stimmung treffend zusammen 

Anne Rieger 



Maria Cäsar, die Spitzenkandidatin des KSV, die Studentin der Rechtswissenschaf¬ 
ten, Sara Noemie Plassning, und Robert Krotzer. 
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„Du bist klassisch, und das hat Folgen“ 

Heinar Kipphardts Künstlerfreundschaft mit Ernst Busch im Briefwechsel 



Ernst Busch am 7.9.1976: „Wenn ich das Lied vom Klassenfeind noch einigerma¬ 
ßen hörbar auf die Platte brächte ..." 


Als Buchvorstellung mit den Autoren 
und mit Schauspielstudenten der Ernst- 
Busch-Hochschule in Berlin präsentier¬ 
ten die Ernst Busch Gesellschaft und 
das Kulturforum der Rosa Luxemburg 
Stiftung am 10. Mai die im Wehrhahn 
Verlag erschienene Korrespondenz 
zwischen dem westdeutschen Dramati¬ 
ker Heinar Kipphardt (1922-1982) und 
Ernst Busch (1900-1980). Ihre tiefer¬ 
gehende, im ersten DDR-Jahrzehnt 
1949-1959 begründete Freundschaft 
rührte aus direkter gemeinsamer Ar¬ 
beit im Haus des Deutschen Theaters 
(DT) in Berlin unter Wolf gang Lang¬ 
hoff her. Und nicht weniger auch aus 
dem künstlerischen Austausch über das 
anfangs dort untergebrachte Berliner 
Ensemble (BE): Brechts Intentionen 
über dessen Tod hinaus folgend, krön¬ 
te Busch es bekanntlich auch bei Aus¬ 
landsgastspielen mit der geradezu klas¬ 
sischen Verkörperung der Galilei-Figur. 
Kipphardt, DT-Chefdramaturg und jun¬ 
ger erfolgreicher Stückeschreiber, wies 
Busch öffentlich schon 1954/55 als „eine 
der ausgeprägtesten Schauspieler-Per¬ 
sönlichkeiten des neueren deutschen 
Theaters“ aus. Er begründete das mit 
den überragenden Darstellungen des 
Julius Fucik, des Shakespearschen Jago 
und des Goetheschen Mephisto. Mit ei¬ 
nem Blick auch für eine mögliche Be¬ 
setzung mit Busch konzipierte er die 
bemerkenswerten Brecht-, Tucholsky- 
und „Links“-Matineen des DT. 

1961 äußerte Busch noch immer offiziös 
weiterzugebende Kritik zur dogmatisch 
hart durchgesetzten kulturpolitischen 
Linie, die 1958/59 Kipphardts quali¬ 
tativ orientierende Vorstöße zu einer 
glaubwürdigen sozialistischen Gegen¬ 
wartsdramatik in der DDR auch gegen¬ 
über Kulturgremien der Partei und des 
Staates ab würgte. Aus dem National¬ 
preisträger der DDR mit zeitweiliger 
Arbeitserlaubnis für die Bundesrepu¬ 
blik wurde angesichts des Trommelfeu¬ 
ers der Westmedien ein „Abtrünniger“, 
der Selbstkritik-Verordnungen nicht 
befolgte und so zwischen die Fronten 
geriet. Kipphardt sei damals einfach 
„dem Westen überlassen“ worden, so 
Busch. Der Verfassungsschutz dort wer¬ 
tete allerdings die nachgesagte „Repu¬ 
blikflucht“ als feindliches Unterwan¬ 
dern und veranlaßte das Düsseldorfer 
Schauspielhaus, das bereits verabrede¬ 
te BE-Gastspiel mit „Galilei“ abzusa¬ 
gen. Desertiert war der junge Soldat 
Kipphardt freilich sehr früh - nämlich 
aus dem Vernichtungskrieg der Wehr¬ 
macht gegen die Sowjetunion. 1949 ap¬ 
probierter und schriftstellernder Arzt 
in Krefeld, hatte er sich dem Aufbau 
einer antifaschistisch-demokratischen 
Staatsalternative im Osten als enthusi¬ 
asmierter Helfer zur Verfügung gestellt 
und war, sozialistisch orientiert, in die 
SED eingetreten. 

Der nach der grenzüberschreitenden 
Zäsur von 1959 einsetzende persönli¬ 
che Briefwechsel zwischen Ernst Busch 
und Heinar Kipphardt, in der interna¬ 


tionalen Autorenriege des politisch in¬ 
tendierten Dokumentartheaters der 
60er und 70er Jahre bald einer der be¬ 
kanntesten („Der Hund des Generals“, 
„In der Sache J. Robert Oppenheimer“, 
„Joel Brand“, „Bruder Eichmann“, Ro¬ 
man „Leben des schizophrenen Dich¬ 
ters Alexander M“), erwies sich in rund 
20 beiderseits verbleibenden Lebens¬ 
jahren über alle Wechselfälle bestän¬ 
dig. Im vorliegenden Konvolut der über 
100 veröffentlichten Schriftzeugnisse 
ist Busch überwiegend wortkarg, doch 
toleriert er offenbar, wie Kipphardt ihn 
jeweils sehr konkret an seiner antiim¬ 
perialistischen, sozialistisch-kritischen 
Weitsicht teilhaben lässt. Die heraus¬ 
gebenden DDR-Wissenschaftler und 
Gründungsmitglieder der Ernst Busch 
Gesellschaft, Carola Schramm und 
Jürgen Elsner, erkunden seit den 90er 
Jahren archivalisch Spuren des Arbei¬ 
tersängers im Nachkriegsdeutschland. 
Obwohl Busch eigene Gründe hatte, 
auf ein Jahrzehnt mit DDR-Politikern 
und Kulturpolitikern „verbost“ zu sein, 
ist seine intellektuelle Verwurzelung im 
sozialistischen deutschen Staat unstrit¬ 
tig. Für die Freundschaft mit Heinar 
Kipphardt in der West-Ost-Konfron- 
tation galt ihm dessen persönliches 
Bekenntnis: Er habe den Standort ge¬ 
wechselt, nicht den Standpunkt. Nach 
der Westberliner „Oppenheimer“-Ur- 
aufführung 1964 schrieb ihm Kipp¬ 
hardt: „Es war gut, Dich in alter Kraft 
und Unruhe wiederzusehen, und ich bin 
der Gewißheit froh, daß Du wenigstens 
die wichtigsten Lieder in einer abseh¬ 
baren Zeit unter Dach gebracht haben 
wirst. Dann wird, ich zweifle nicht dar¬ 


an, das Theater seine Rechte auf Dich 
dringend machen, die dramatische Li¬ 
teratur darf es sich nicht gefallen lassen, 
daß der wichtigste Schauspieler deut¬ 
scher Zunge in die Ferien geht.“ 
Geradezu beschwörend mahnt er den 
nie zufriedenen Sänger durchgängig, 
das zu vollenden, was schließlich mit 
originärem Gestus auf mehr als fünfzig 
remasterten Busch-Platten der Auro¬ 
ra-Reihe lebendig geblieben ist: scharf 
oder leise akzentuierte, wahrhaft re¬ 
volutionär verstärkte Ausdrucksmög¬ 
lichkeiten anstelle mechanischer Ein- 
hämmerung. In Ernst Büschs knappen 
schriftlichen Selbstzeugnissen und Dik¬ 
taten ist nur halbwegs erahnbar, wie er 
sich selbst kleinste Details qualitativer 
Gestaltung geradezu gegen die eigene 
Physis abtrotzte. Die zur öffentlichen 
Vorstellung von blutjungen Studen¬ 
ten gelesenen Briefparts - Matthias 
Mosbach, Christophe Vetter - münde¬ 
ten dramaturgisch in Büschs stimmli¬ 
che Ergänzungen: „Einheitsfrontlied“ 
und „Linker Marsch“, „Am Rio Jara- 
ma, Februar 1937“ (aus den „Canciones 
de las Brigadas Internacionales“ 1963 
den „toten Freunden Maria Osten und 
Michail Kolzow“ gewidmet), „Die Bal¬ 
lade von den Säckeschmeißern“ „Käl¬ 
bermarsch“, Tucholsky-Eislers „Ide¬ 
al und Wirklichkeit“, Johannes R. Be¬ 
chers „Vorspruch“ und Brecht-Eislers 
„An die Nachgeborenen“. Hilmar Franz 

„Lieber Ernesto, laß Dich umarmen“. INter- 
VENTI0NEN. Künste und Wirklichkeiten. Im 
Auftrag der Internationalen Heinar-Kipphardt- 
Gesellschaft, Band 1 Broschur, 2012. Bestell¬ 
bar auch bei www.ernst-busch.net 


Wat fott es, es fott 

Der Poker um die Kölner Kunst- und Museumsbibliothek 


Einer der beliebten Sprüche in der 
Klüngelrepublik am Rhein. Zuletzt 
war es das berühmte Stadtarchiv, das 
von heute auf morgen ins ubische Köln 
zurückversetzt wurde. Nun ist - wieder 
einmal, muss man sagen - die Kunst- 
und Museumsbibliothek der Stadt an 
der Reihe. 

Diese Kunstbibliothek wurde in Köln 
bereits seit 1888 als öffentliche, allen 
Bürgern zugängliche Einrichtung auf¬ 
gebaut. Sie stellt, wie das Stadtarchiv, 
eine Basiseinrichtung für den Kunst- 
und Kulturbetrieb dar; dient zur Er¬ 
arbeitung von Ausstellungen und Ver¬ 
öffentlichungen der Museen und For¬ 
schungseinrichtungen, insbesondere 
auch zur Bildung der Bevölkerung 
und der Ausbildung kultureller Berufs¬ 
gruppen. Hierfür wurde sie über Jahr¬ 
zehnte auch erheblich mit öffentlichen 
Mitteln der Deutschen Forschungsge¬ 
meinschaft gefördert und durch reiche 
Buchspenden aus der Bürgerschaft un¬ 
terstützt. 

Die Verblödung der Bevölkerung 
voranzutreiben hat die Stadtregie¬ 
rung (SPD/Grüne-Koalition) es un¬ 
ternommen, nun endgültig das Aus 
der Kunst- und Museumsbibliothek 
einzuläuten. Haben die Verantwortli¬ 
chen schon das historische Gedächtnis 
der Stadt in den Orkus versenkt - der 
städtische Klüngel versäumte seine 
Aufsichtspflichten beim Bau der U- 
Bahn wahrzunehmen - so gehen sie 
nun daran, das pulsierende „Herz“ 
(Kasper König) der Kölner Kunst 
stillzulegen. 

Bereits 2010 wurde die Verwaltung be¬ 
auftragt, „mit der Universität zu Köln 
und dem Wissenschaftsministerium 
NRW Gespräche mit dem Ziel auf¬ 
zunehmen, „zukünftig die Kosten der 
KMB angemessen anteilig zu tragen, 
um die Belastungen für den städtischen 
Haushalt dauerhaft deutlich zu sen¬ 
ken“. Die Verhandlungen versandeten 
im Kölner Nirwana. Kulturdezernent 
Quander hielt sich vornehm zurück. 
Überraschend verkündete am 8. De¬ 
zember 2010 der Oberbürgermeister 
Roters vor versammelter Presse, voll¬ 
mundig, als wäre er der Retter und 
nicht die vehement protestierenden 
Bürger: „Der Bestand der Kunst- und 
Museumsbibliothek der Stadt Köln ist 
gesichert“. 

Nun wird dasselbe Spielchen zum xten 
Mal neu aufgelegt: Die Verwaltung soll 
neue Verhandlungen aufnehmen und 
die Ergebnisse zu möglichen finanzi¬ 
ellen oder trägerschaftlichen Beteili¬ 
gungen den zuständigen Ratsgremien 
vorlegen, damit der Rat am 18. Juni 
2013 die notwendigen Beschlüsse fas¬ 
sen kann. Eine Verwaltung, die in ein¬ 
einhalb Monaten derartige Verhand¬ 
lungen abschließen kann, ist selbst in 
preußisch konditionierten Städten un¬ 
denkbar, im Kölschen Klüngelparadies 
eine Phantasterei. 

Perfide ist der Terminplan: Kölns Noch- 
Kulturdezernent scheidet Ende Mai 


aus dem Dienst. Seine Nachfolgerin 
Susanne Laugwitz-Aulbach nimmt ihre 
Arbeit voraussichtlich erst im Septem¬ 
ber auf. Der Kulturausschuss und seine 
der SPD zugehörige Vorsitzende, eine 
gelernte Kunsthistorikerin (!), können 
sich eine den städtischen Pfennigfuch¬ 
sern genehme Lösung ausschummeln. 
Zwischen Mai und September müsste 
die Kuh übers Eis geschafft sein. Und 
Wortbruch kennt die Politik ohnehin 
nicht! 

Zur Debatte steht vor allem die „De¬ 
zentralisierung“ beschönigend als 
„Aufteilung auf die Museen“ genannt. 
Konkret bedeutet das eine Zerschla¬ 
gung und eine Schließung der Biblio¬ 
thek für den öffentlichen Gebrauch. Ist 
es nicht ein perverser Gedanke, eine 
Bibliothek, den Ort allgemeiner Bil¬ 
dung, des Geldes wegen zu schließen? 
Des Geldes, das dieselben Bürger, die 
bald vor verschlossenen Türen stehen, 
aufgebracht haben. Durch ihre Abga¬ 
ben, durch ihre Spenden und Legate 
haben sie eine Bibliothek aufgebaut, 
die ihresgleichen sucht! 

Ist es nicht Betrug am bildungswilligen 
Bürger, wenn ihm die grundgesetzlich 
garantierten Bildungsmöglichkeiten 
verschlossen werden? Von einer Hand¬ 
voll Banausen, die sich erdreisten, dar¬ 
über zu befinden, was gut und schlecht 
ist für die Menschen in Stadt und Re¬ 
gion! 

www.stadt-koeln.de > Kulturstadt?, so 
heißt es auf dem Link der Kunst- und 
Museumsbibliothek der Stadt Köln. 
Der Standort wird wohl bleiben, wenn 
Vater Rhein seinen Zorn in Grenzen 
hält, der Zusatz ist dringlichst abzuer¬ 
kennen. Denn Kultur definiert sich am 
kölnischen Rhein, heute mehr denn je, 
im Kürzel FKK, d.h. FC, Kölsch, Kar¬ 
neval. Ob die Parteien die Kunstbiblio¬ 
thek schließen oder nicht, der Vorsatz 
allein zwingt dazu, der Stadt jeden An¬ 
spruch auf eine Kunstmetropole abzu¬ 
sprechen. Denn Kunst erschöpft sich 
hier in der wirtschaftlichen Nutzbar¬ 
machung der hochgerühmten Vergan¬ 
genheit durch den profitablen Touris¬ 
mus, die der ratsgeübte Zeitgenosse 
gerademal aus der Hauspostille (bei 
der das Kulturblatt nach den Sport¬ 
seiten rangiert) des alteingesessenen 
Monopolbetriebs kennt. Über die an 
der schönen Rathaushalle prangenden 
Historienreliefs hinaus, wenn über¬ 
haupt, dürfte, so der forsche Speku¬ 
lant, sich kaum nennenswerte Kunst 
im Oberstübchen der Ratsherren¬ 
mann- und frauenschaft festgesetzt 
haben. Kunst heißt denen vor allem 
das Handeln und Verkaufen von Wer¬ 
ken. Wenn man dadurch Einnahmen 
verbuchen kann, dann ist Kunst hoch¬ 
willkommen. Zu wünschen wäre, dass 
die Herrschaften im Rathaus ihrer Bi¬ 
belaufgabe, vom Baum der Erkenntnis 
zu naschen, wie es ihnen die Eltern der 
Menschheit vorgetan, ernsthaft nach¬ 
gegangen wären. 

Dietmar Spengler 
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Strategische Wende? 

Bemerkungen zur Antikrisenstrategie • Von Klaus Wagener 


S ahra Wagenknecht hat ein Prob¬ 
lem. Und nicht nur sie. „Der frü¬ 
here Linken-Chef (Oskar Lafon¬ 
taine - KW) und seine Lebensgefähr¬ 
tin Wagenknecht zeigen Sympathie für 
die Anti-Euro-Partei AfD: Es soll wie¬ 
der Drachme, Lira und Peseta geben 
sagen sie“ schlägt Die Zeit Alarm. „Was 
haben Oskar Lafontaine und die AfD 
gemeinsam? Beide sind gegen den 
Euro“ versucht auch die taz die Links¬ 
partei mit der AfD zu kontaminieren. 
„Gut möglich, dass sein Euro-Nein die 
Linkspartei im Westen spaltet“ hofft 
wohl nicht nur taz-Autor Stefan Reine¬ 
cke. Da wurde es Zeit für eine Klarstel¬ 
lung. „Die Alternative für Deutschland 
ist keine für Linke“ (Wagenknecht in 
der jungen Welt) Gut, aber was ist die 
Alternative für Linke? 

Zwar charakterisiert Wagenknecht die 
AfD treffend als „eine rechtskonserva¬ 
tive Parteigründung mit knallhartem 
neoliberalen Profil“, muss aber zuge¬ 
stehen, dass es da „einen Bereich“ gibt, 
„in dem die AfD tatsächlich von der 
Linken abgeschrieben“ habe. Und das 
sei genau „ihre Kritik an der Europa¬ 
politik der Kanzlerin“. Die Linke-Vize 
fordert eine Versachlichung der linken 
AfD-Kritik und beharrt auf der geis¬ 
tigen Urheberschaft der linken Euro- 
Kritik, die schon 1998 zu einem „Nein“ 
der PDS-Gruppe im Bundestag gegen 
die Einführung des Euro geführt habe. 
Aber reicht „Abgeschrieben!“ als Ar¬ 
gument. 

Bislang hätten die Krisenstaaten die 
von der Troika aufgezwungenen Kür¬ 
zungsprogramme mangels Alternative 
akzeptiert. Doch bei über 25 Prozent 
Arbeitslosigkeit und 50 bis 60 Pro¬ 
zent Jugendarbeitslosigkeit könne es 
nicht so weitergehen. Eine Änderung 
der Politik der Bundesregierung sei 
aber - auch unter einem Vizekanzler 
Steinbrück - nicht zu erwarten. Ange¬ 
sichts dieser Entwicklung könne „sich 
Die Linke der Frage nicht verweigern, 
was passiert, wenn sie ihre Krisenlö¬ 
sungskonzepte weiterhin nicht Umset¬ 
zen kann.“ In diesem Kontext sei „die 
Debatte über einen durch Kapitalver- 
kehrskontrollen stabilisierten Ausstieg 
mehrerer Länder aus dem Euro von 
Relevanz“. Es sei daher nicht verwun¬ 
derlich, „dass ein kontrollierter Euro- 
Ausstieg als quasi Notwehrmaßnah¬ 
me seit längerem in fortschrittlichen 
Wissenschaftskreisen diskutiert“ wer¬ 
de. Es stehe der Linken nicht gut zu 
Gesicht, „die Sorge um die soziale 
Katastrophe in Südeuropa als „nati¬ 
onalistisch“ und „antieuropäisch“ zu 
denunzieren.“ 

Die Perspektive des Euro 

Großspekulant George Soros hatte 
im April Klartext geredet: Die EU sei 
zwar als eine „freiwillige Vereinigung 
gleichberechtigter Staaten gedacht“, 
doch von der Krise „in eine Gläubi- 
ger-Schuldner-Beziehung verwandelt“ 
worden, „aus der es so leicht kein Ent¬ 
kommen“ gebe. Die Schuldner würden 
„einer Politik unterworfen, die die De¬ 
pression, in der sie sich befinden, ver¬ 
tieft, ihre Schuldenlast verschlimmert 
und ihre untergeordnete Position zum 
Dauerzustand macht.“ Es bestehe „die 
reale Gefahr, dass die Eurokrise die 
Europäische Union zerstören“ wer¬ 
de. Soros sieht Deutschland durch die 
Krise „am Lenker“ und einen zentra¬ 
len Lösungsansatz für den finanziellen 
Teil der Krise in der Einführung von 
Eurobonds. Weigere sich Deutschland 
wie bislang vehement Eurobonds ein¬ 
zuführen, solle „es in Betracht ziehen, 
den Euro zu verlassen, und die anderen 
Länder Eurobonds einführen lassen“. 
„Deutschlands klügster Ökonom“ 
(Bild) unternahm es in der FAZ auf 
Soros zu antworten. Doch Hans-Wer¬ 
ner Sinn, „Großinvestor Soros setzt 
Deutschland die Pistole auf die Brust“, 
kam über juristische Argumente, Pole¬ 
mik und die übliche Panikmache in Be¬ 
zug auf die mittlerweile aufgehäuften, 
in der Tat absurden, „Rettungs“-Billi¬ 
onen nicht hinaus. Trotz allem bleibt 
Sinn unbeirrt bei seinem Austeritäts- 
diktat. „Wenn jemand aus dem Eu¬ 


roverbund austreten sollte, dann sind 
es die Länder, die mit dem Euro nicht 
mehr zurechtkommen.“ Aber, Austritt 
auch hier. 

Nach den Wahlen in Italien ist klar: 
Das Euro-Projekt ist dabei seine po¬ 
litische Unterstützung zu verlieren, 
oder hat sie schon verloren. Denn 
eine Kehrtwende in der gegenwärti¬ 
gen Europastrategie ist nicht zu erwar¬ 
ten. Dies liegt weniger an der Klugheit 
des Professors aus München als an der 
Frage: Wer denn das Geld für einen 
funktionsfähigen „Marshallplan“ für 
die Euro-Peripherie zur Verfügung 


stellen wollte. Und dies nicht in einer 
Nachkriegs-Aufbauphase, sondern in 
einer Phase übersättigter Märkte, ge¬ 
gen die übermächtigen Werkbänke 
Asien und Deutschland. Und wer soll 
zur Zahlung der notwendigen Trans¬ 
ferleistungen bereit sein, ohne die 
eine funktionierende politische Uni¬ 
on nicht denkbar ist, wo schon Bay¬ 
ern und Hessen gegen den Länder¬ 
finanzausgleich klagen. Selbst wenn 
sich die Bundesregierung - wenn der 
Draghi-Effekt, unbeschränkt Geld zu 
drucken, zur Neige geht - zu irgendei¬ 
ner Form von Eurobonds durchringen 
würde, gäbe es allenfalls die Aussicht 
die Spekulation effektiver aushebeln 
zu können. Die destruktive realöko¬ 
nomische Krisendynamik bestünde 
nach wie vor. 

Krise und Massenbewusstsein 

Das imperialistische Euro(pa)-Projekt 
kennt, je mehr die Krise seinen wahren 
Charakter freilegt, zahllose Verlierer. 
Diese kommen nicht nur aus der Ar¬ 
beiterklasse. Alteingesessene Hand¬ 
werker und Kleingewerbetreibende 
werden ruiniert, ehemals standesbe¬ 
wusste Bildungsbürger und Angehö¬ 
rige der Funktionselite sind ihrer sozi¬ 
alen Position beraubt, die nichtmono¬ 
polistische mittelständische Industrie, 
so sie nicht ruiniert, muss steigende 
Profitanteile an marktbeherrschende 
Monopole abtreten. Eine ganze Ju¬ 
gendgeneration wird ihrer Perspektive 
beraubt. „99 Prozent“ müssen für die 
Rettung der Finanzindustrie bluten. 


Bekanntlich stellen die Anhänger ei¬ 
ner marxistischen Gesellschafts- und 
Krisentheorien in diesem unserem 
Lande und auch anderswo nicht gera¬ 
de die Mehrheit. In der Bundesrepub¬ 
lik konnte die Bewusstseinsindustrie 
die neoliberal-sozialchauvinistischen 
Vorstellungen nicht nur stabilisieren, 
sondern sogar verstärken. Sie werden 
von allen vier regierungszugelassenen 
Parteien mit geringen Modifikationen 
vertreten. Selbst eine Gewerkschaft 
wie die IG Metall operiert im Geiste 
eines „Standort-Egoismus“, der bereit 
ist für ein windiges Arbeitsplatzver¬ 


sprechen nicht nur ausländische Kol¬ 
legen über die Klinge springen zu las¬ 
sen, sondern (Opel Bochum) auch die 
Mitglieder der eigenen Organisation 
zu opfern. Dieser finanzmarktbasier¬ 
te Sozialchauvinismus wie -darwinis- 
mus wird selbst noch von jenen ge¬ 
teilt, die ihm gerade zum Opfer fallen. 
Obwohl gemeinsam von den sozial¬ 
ökonomischen Krisenfolgen und der 
herrschenden Krisenpolitik zugunsten 
eines überschaubaren Kreises von Kri¬ 
senprofiteuren betroffen, gründet das 
breite Spektrum der eher kleinbürger¬ 
lichen Antikrisenkämpfer (AfD u.a.) 
auf sozial heterogenen wie ideologisch 
fragwürdigen Fundamenten. 

Die Renaissance des 
Großraumanspruchs 

Dagegen ist es den Herrschenden ge¬ 
lungen, sowohl ihren Klassenkampf 
von oben wie auch ihre geostrategi- 
schen Vorstöße bemerkenswert ge¬ 
schlossen vorzutragen. Die imperi¬ 
alistischen Hauptziele, Erweiterung 
der Absatzgebiete und Sicherung des 
Zugangs zu Rohstoff- und Arbeits¬ 
kraftressourcen bündelten sich im 
Deutschen Reich schon früh in einem 
geostrategischen Anspruch auf „Le¬ 
bensraum“. Die alten Kolonialmächte 
Frankreich und England, später auch 
die USA, ließen für den beim „Scram- 
ble for Africa“ (Wettlauf um Afrika) zu 
spät gekommenen Deutschen Imperia¬ 
lismus kaum mehr als die Kriegsoption 
offen. Hatte sich England im Sieben¬ 
jährigen Krieg (1756-63) den Zugang 


zu „seinen“ Kolonien freigeschossen, 
so versuchte das, in drei Kriegen unter 
dem preußischen Militärstiefel in Blut 
und Eisen geformte Deutsche Reich 
mit zwei Weltkriegen den Durchbruch. 
Der zweite, mit der auch von den Kon¬ 
kurrenten goutierten Zusatzaufgabe 
den Oktober zu erwürgen. 

Zwar war der Deutsche Imperialismus 
nach seinem zweiten Jahrhundertver¬ 
brechen zeitweise gezwungen Kreide 
zu fressen, doch die 1914 von August 
Thyssen in seiner Kriegsdenkschrift so 
bemerkenswert klar formulierte „ge¬ 
bieterische Notwendigkeit“ zur „Schaf¬ 
fung neuer aufnahmefähiger Absatzge¬ 
biete“ sowie die „Bildung eines großen 
mitteleuropäischen Zollvereins“ stand 
nach wie vor. März 1957 wurden die 
Römischen Verträge unterschrieben. 


Die Niederlage des Sozialismus eröff- 
nete, neben der Rückeroberung der 
DDR, 1992 den Weg zur „Europäi¬ 
schen Wirtschafts- und Währungsuni¬ 
on“. Die „Lissabon-Agenda 2000“ gab 
die Strategische Generallinie vor: Sie 
sollte die EU innerhalb von 10 Jahren 
zum „wettbewerbsfähigsten und dy¬ 
namischsten wissensgestützten Wirt¬ 
schaftsraum der Welt“ machen. Damit 
ist der europäische Großraumanspruch 
(Carl Schmitt: Völkerrechtliche Groß¬ 
raumordnung. 1941) in klarer Konkur¬ 
renz zu den USA und Asien formuliert. 
Für den noch ausstehenden deutschen 
Führungsanspruch wurde faktisch der 
Grundstein mit der Schröderschen 
Agenda 2010 gelegt: „Wir haben ei¬ 
nen der besten Niedriglohnsektoren 
aufgebaut, den es in Europa gibt.“ Mit 
Zwangsarbeit und Vermögensenteig¬ 
nung im Hartz-Fall, plus Renten- und 
Steuerbetrug wäre zu ergänzen. Die¬ 
ses brachiale Sozialdumping, verknüpft 
mit der Verweigerung einer kollektive 
Refinanzierungsstrategie für die Euro- 
Staaten durch die deutsche Kanzlerin, 
produzierte Exportüberschüsse wie 
-defizite, Gläubiger- wie Schuldner¬ 
staaten, Staatspleiten, Rettungsfonds 
und am Ende die Troika. Und einen 
Ort wo alle Entscheidungen zusam¬ 
menlaufen: Das Berliner Kanzleramt. 

Abschied von einer Illusion 

Wagenknechts Befürchtung ihre „Kri¬ 
senlösungskonzepte“ weiterhin nicht 
durchsetzen zu können, dürfte ange¬ 
sichts der Kräfteverhältnisse und der 


Entschlossenheit des deutschen Impe¬ 
rialismus seine geostrategischen Kon¬ 
zepte umzusetzen, ein nicht geringer 
Grad an Wahrscheinlichkeit zukom¬ 
men. Seine Bereitschaft dabei erhebli¬ 
che Opfer wie Risiken in Kauf zu neh¬ 
men, sowie die Neigung zu Vabanque 
ist hinlänglich unter Beweis gestellt. 
Das EU-Projekt ist ebenso wenig ein 
demokratisch-progressives Projekt von 
unten wie die deutsche Reichseinigung 
1871. Wieder zeichnet sich eine „klei¬ 
ne“, reaktionäre Lösung ab, bei der die 
Eurokrise die Rolle der Schlacht bei 
Königgrätz zu übernehmen scheint. 
Ebenso wie dort die gemächliche Do¬ 
naumonarchie ausgeschaltet wurde, 
werden nun wohl jene Krisenstaaten 
aus dem „Euroverbund“ aussortiert 
werden, „die mit dem Euro nicht mehr 
zurechtkommen“. Die deutsche EU/ 
Euro-Strategie entspringt keineswegs 
einem unzureichenden ökonomischen 
Verständnis, wie manche Linke glau¬ 
ben, sie ist erklärtermaßen der He¬ 
bel, die neoliberale Formierung von 
Europa voranzutreiben und die un¬ 
angefochtene deutsche Führungsrolle 
zu zementieren. Es gilt mittels einer 
deutsch-modifizierten Variante der Lis¬ 
sabon-Strategie in Zukunft eine zentra¬ 
le Rolle im Kräftedreieck USA, Asien 
und Europa spielen zu können. 

Die Hoffnung dieses globalstrategi¬ 
sche Konzept zu einer Art demokra- 
tisch-emanzipativem Projekt der euro¬ 
päischen Völker umformen zu können, 
war - angesichts des extrem asymme¬ 
trischen Kräfteverhältnisses beim Un¬ 
tergang der Systemalternative - allen¬ 
falls auf den globalisierungseuphori¬ 
schen Sand einer Friedensdividende 
gebaut. Notwendig verstärken sich nun 
in der Krise die zentrifugalen, national¬ 
orientierten Kräfte. Euro-stützende 
Strategien europäischer Linkskräfte 
laufen Gefahr am zweiten Burgfrie¬ 
den, nicht nur der deutschen Sozialde¬ 
mokratie zu scheitern. Und durch die 
Kontamination mit den Merkels mar- 
ginalisiert zu werden. Der durch die 
deutsche Eurorettungsstrategie beför¬ 
derte Prozess der Renationalisierung 
entzieht den schwindenden Europa¬ 
orientierten Kräften sukzessive den 
Boden. Der soziale Kampf gegen die 
drakonischen Austeritätsdiktate er¬ 
scheint unter der Diktatur einer durch 
nichts legitimierten Troika zunehmend 
als nationaler Kampf um Unabhängig¬ 
keit und Souveränität. 

Lieberein Ende mit 
Schrecken.... 

Die Rückkehr zu nationalen Währun¬ 
gen ist natürlich kompliziert, aber si¬ 
cher nicht unmöglich. „Es ist nicht 
leicht ein Rührei zu entrühren“ (Stig- 
litz). Die Perspektiven wären je nach 
Land und Ressourcen recht unter¬ 
schiedlich. Ähnliches gilt für einen 
wie auch immer gestalteten „Süd-Eu- 
ro“. Der ökonomische Kern des Prob¬ 
lems wäre in jedem Falle ein radikaler 
Schuldenschnitt und die Eröffnung ei¬ 
ner nationalen Wachstumsperspektive 
wie auch der Schutz vor den dominan¬ 
ten Abteilungen des globalen Indus¬ 
trie- und Finanzkapitals. Das ist nicht 
gerade das, was man einen Königsweg 
nennt. Aber wie drei Jahre Euro-Kri¬ 
se hinreichend belegen, dürften diese 
Ziele für die Krisenstaaten innerhalb 
der Eurostruktur kaum zu realisieren 
sein. Sie sind (Soros) ausweglos in der 
Schuldenfalle gefangen. Das Auste- 
ritätsregime der Troika erzwingt kei¬ 
ne Modernisierung, sondern eine De¬ 
industrialisierung und eine Verelen¬ 
dung, einen nationalen Ausverkauf und 
einen Braindrain der verwendungsfähi¬ 
gen Fachkräfte. Sie befinden sich, auch 
ohne Hakenkreuzfahne auf der Akro¬ 
polis u.ä., faktisch unter Besatzungs¬ 
statut. 

Der Kampf gegen die Überwälzung 
der Krisenlasten dürfte zunehmend 
mit dem Kampf um Selbstbestimmung, 
Demokratie und nationale Souveräni¬ 
tät und in der Konsequenz auch um ei¬ 
nen Austritt aus dem Euro verschmel¬ 
zen. Die Austritts- und Auflösungsdis¬ 
kussionen, nicht nur bei der zyprischen 
AKEL, sind längst eröffnet. Die Lin¬ 
ke in Europa wird sich diesem Prozess 
stellen müssen. Da hat Sahra Wagen¬ 
knecht Recht. Egal, was die AfD dazu 
meint. 
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Der Mord an unseren Schwestern 


ln Bangladeschs Textilindustrie zeigt sich der Kapitalismus ohne Schminke 


A m 24. April um 8.45 Uhr stürz¬ 
te das am Stadtrand von Dakka 
gelegene achtgeschossige Fa¬ 
brikgebäude wie ein Kartenhaus in sich 
zusammen. Die Betriebsleitung hatte 
Warnungen über Risse in den Wänden 
ignoriert und Arbeiterinnen und Ar¬ 
beiter unter Androhung von Entlas¬ 
sung zur Aufnahme der Arbeit aufge¬ 
fordert. Über 2 000 Menschen waren 
zum Zeitpunkt des Einsturzes im Ge¬ 
bäude, über 1000 kamen zu Tode, noch 
immer sind zahlreiche Verschwundene 
nicht aus den Trümmern geborgen. 
Wir sprachen mit Marion Baur. 

UZ: Wie wurde in der Weberei, die du 
leitest, die Nachricht von der Katastro¬ 
phe in Bangladesh aufgenommen? 

Marion Baur: Als im vergangenen No¬ 
vember 117 Arbeiterinnen in Tazreen 
verbrannten bzw. bei Fluchtversuchen 
in den Tod sprangen und wir die Nach¬ 
richt erhielten, weinten wir. Diesmal 
hatte ich nicht einmal Tränen, der ers¬ 
te Reflex war nur ohnmächtige Wut. 
Du sitzt hier am Webstuhl oder an der 
Nähmaschine und weißt, dass deine 
Kolleginnen in Bangladesch genau das 
Gleiche tun - für erbärmlichen Lohn, 
eingesperrt und eingepfercht, ohne je¬ 
den Schutz, jederzeit in Gefahr, ihr Le¬ 
ben zu verlieren. Ich kann Begriffe wie 
Unglück oder Zwischenfall nicht mehr 
hören. Das ist brutaler Mord an unse¬ 
ren Schwestern und wir müssen das 
endlich auch so nennen! Unsere klei¬ 
ne Belegschaft hier bei Flax Mill sieht 
das genauso. 

UZ: Bangladesch scheint, was furcht¬ 
bare Zustände bei der Textilherstellung 
angeht, noch „einen Zahn schärfer“ zu 
sein, als andere Billiglohnländer. Stimmt 
das? 

Marion Baur: Ohne die Zustände in 
anderen Ländern beschönigen zu wol¬ 
len, ja das ist richtig und dafür gibt es 
Gründe, die ich gleich erläutern wer¬ 
de. Die Statistik liest sich - obwohl nur 
die Spitze des Eisbergs an die Öffent¬ 
lichkeit dringt - wie eine Auflistung des 
Grauens, die mir in derartiger Form 
selbst aus der frühindustriellen Zeit 
nicht bekannt ist: 

- Zwischen 2006 und 2012 wurden bei 
über 80 Fabrikbränden weit über 600 
Arbeiterinnen getötet. 

- Im gleichen Zeitraum wurde die drei¬ 
fache Anzahl schwer verletzt, arbeits¬ 
unfähig, das beinhaltet nicht „normale“ 
Unfälle, nur Verbrennungen, Rauch¬ 
vergiftungen usw. 

- Bei Gebäudeeinstürzen wie jetzt in 
Dakka kamen weit über 500 Arbeiter - 
auch da großenteils Frauen - ums Le¬ 
ben, mehrere Tausend erlitten schwere 
Verletzungen. 

- Können Tote nicht identifiziert wer¬ 
den, so werden sie in Massengräber ge¬ 
worfen, jetzt in Dakka etwa 50. 
Könnte einem Regime irgendwo auf 
der Welt, das auch nur im Verdacht 
steht, den USA nicht freundlich ge¬ 
sinnt zu sein, ein Bruchteil dieser Zah¬ 
len an toten „Rebellen 4 nachgewiesen 
werden, so käme die ganze Maschinerie 
der Weltgendarmen sofort in Gang, bis 
hin zur Kriegsdrohung. Die „Millies“ 
(Kosename für die Textilarbeiterinnen 
in Irland) von Bangladesch haben kei¬ 


ne solche Lobby, keinen Mr. President, 
überhaupt keinen Beschützer an ihrer 
Seite. 

UZ: Und die Gründe? 

Marion Baur: Die Region hat - schon 
lange vor der Gründung des Staates 
Bangladesch - eine gute Tradition von 
Textilherstellung. Vor allem Jute, eine 
Bastfaser, die dem Hanf und dem Lei¬ 
nen verwandt ist, wurde hier zu hoch¬ 
wertigen Produkten verarbeitet. Man 
muss das wissen, auch um dem rassis¬ 
tischen Geschwätz von den „dummen 
und schlecht qualifizierten“ Textilarbei¬ 
tern dort, entgegentreten zu können. 
Die gute Infrastruktur machten sich 
die ausländischen Kapitalisten in Zu¬ 
sammenarbeit mit der einheimischen 
Bourgeoisie zunutze. Besonders seit 
den 80er Jahren schufen sie sich eine 
willfährige Regierung, die ihnen traum¬ 
hafte Bedingungen für die schier gren¬ 
zenlose Ausbeutung der Werktätigen 
garantiert. 

Das Land wurde gezielt zum Textil¬ 
lieferanten Nummer eins, besonders 
für die deutschen und die britischen 
Kapitalisten ausgebaut. Heute macht 
der Textilsektor 10 Prozent des Brut¬ 
toinlandprodukts und gut 80 Prozent 
aller Exporte Bangladeschs aus. Die 
Regierung richtete 8 „EPZs“ (= Eco- 
nomical Preference Zone) ein. Diese 
Sonderwirtschaftszonen wurden so ver¬ 
teilt, dass fast alle Textilfabriken in ei¬ 
ner solchen liegen. In den EPZs zahlen 
ausländische Kapitalisten in den ersten 
fünf Jahren ihrer Aktivität gar keine 
Steuern, danach einen geringen Satz. 
Diesen umgehen sie oft auch noch, in¬ 
dem sie mit Abwanderung drohen. 

In den Sonderwirtschaftszonen ist au¬ 
ßerdem jede Art von gewerkschaftli¬ 
cher Tätigkeit verboten! Mit diesem 
Aushebeln der Gesetze des Landes 
soll ein Umfeld geschaffen werden, in 


dem die Unternehmer störungsfrei ar¬ 
beiten, sprich ausbeuten können. Um 
ganz sicher zu gehen, dass auch keine 
spontanen Streiks und Proteste statt¬ 
finden, haben fast alle Firmen bezahlte 
Schlägerbanden engagiert, die wider¬ 
spenstige Arbeiter mit oft brutaler Ge¬ 
walt zur Ruhe bringen, bzw. zur Arbeit 
zwingen. Das Fehlen der Gewerkschaf¬ 
ten, gerade in den Gebieten, wo sie ge¬ 
braucht würden, hat zu einer Lohnent¬ 
wicklung, bzw. Nichtentwicklung ge¬ 
führt, die Bangladesch zum besonders 
üppig sprudelnden Profitquell werden 
ließ. Der Durchschnittslohn einer Tex¬ 
tilarbeiterin beträgt derzeit 17 Cent 
pro Stunde. Im Vergleich dazu andere 
wichtige Textil-Länder: In Vietnam ver¬ 
dient eine Arbeiterin 29 Cent, in Indien 
39 Cent, in der VR China 1 Euro für 
gleiche Arbeit. 

Der Unternehmer-Interessenverband 
EU sorgt mit dem Nicht-Erheben von 
Zöllen auf die meisten in Bangladesh 
gefertigten Produkte noch für die Sah¬ 
ne auf dem Kuchen. 

UZ: Stören denn ausgebrannte und ein¬ 
gestürzte Fabriken den kapitalistischen 
Produktionsablauf nicht eher, als dass 
sie ihm nützen? 

Marion Baur: Nein, sie stören nicht. 
Um das zu verstehen, muss man das 
gigantische Volumen der Produktion 
in Bangladesch kennen. Das Land hat 
4 500 Textilfabriken mit ca. 20 Millio¬ 
nen Arbeitern, über 4 000 davon ar¬ 
beiten ausschließlich für den Export. 
Nach Deutschland alleine werden Jahr 
für Jahr mehr als 200 000 Tonnen (!) 
Textilien aus Bangladesh mit einem 
Wert von ca. 2,9 Milliarden Euro im¬ 
portiert, die Zahlen für Großbritannien 
sind ähnlich. Jeder Tag, den eine solche 
Mammutproduktion ohne Arbeitssi¬ 
cherheit läuft, spart das Zigfache des¬ 
sen, was das Zusammenschustern eini¬ 


ger neuer Werke kostet. Die Reserve¬ 
armee ist riesig - mehr als 40 Prozent 
der arbeitsfähigen Bevölkerung ist ent¬ 
weder nicht oder nur teilweise beschäf¬ 
tigt - und leicht verfügbar. Bangladesh 
gehört mit 160 Millionen Menschen auf 
einer kleinen Fläche (etwa zweimal so 
groß wie Bayern) zu den am dichtes¬ 
ten besiedelten Staaten der Welt. Tote 
Arbeiterinnen sind leicht ersetzbar und 
billiger als Arbeitsschutz - das ist die 
grausame Wahrheit. Diese Wahrheit 
kennen Leute wie die Außenhandels¬ 
kommissarin der EU, Catherine Ash- 
ton, sehr genau. Deren jetzt wieder 
durch die Medien geisterndes Gerede 
von „unmittelbarem Handlungsbedarf“ 
und „internationalen Standards“, die 
geschaffen werden sollten, ist zynische 
und verlogene Augenwischerei. Die 
Standards des Aussaugens der Arbei¬ 
terinnen wie Zitronen, die Standards 
der Todesfabriken werden von ihnen 
seit Jahren toleriert. 

UZ: Nach dem Fabrik-Einsturz im Ap¬ 
ril wurden vier als Verantwortliche be- 
zeichnete Männer verhaftet. Siehst du 
irgendwo Ansätze von Umdenken? 

Marion Baur: Nicht im Geringsten. 
Nach jeder größeren Katastrophe wer¬ 
den ein paar „Einzeltäter 4 ausgemacht. 
Diesmal war das erst der Fall, als sich 
die Arbeiter in 4 000 Fabriken trotz 
brutaler Repressionsmaßnahmen wei¬ 
gerten, die Arbeit aufzunehmen und 
die Proteste und Demonstrationen 
direkt vor dem 1. Mai zu den größten 
und zornigsten in der Geschichte des 
Landes wurden. Es wurden dann solche 
Leute wie der Sicherheitsbeauftragte, 
der Erbauer des Gebäudes und zwei 
Teilhaber an den Unternehmen ver¬ 
haftet. Diese Spiegelfechterei führte 
dazu, dass - von der bürgerlichen Pres¬ 
se auch bei uns unverhohlen bejubelt - 
„die Textilfabriken wieder arbeiten“ 
und zwar schon nach zwei Tagen. Die 
wirklichen Schuldigen werden nicht be¬ 
nannt und schon gar nicht belangt. 

UZ: Wer sind die? 

Marion Baur: Mit sehr wenigen Aus¬ 
nahmen hängen alle großen Textilket¬ 
ten im Geschäft mit den blutigen Kla¬ 
motten drin und zwar sowohl die Billig- 
Verramscher als auch die sogenannten 
Nobel-Labels. Bei euch heißen sie KiK, 
C&A, Nike oder Benneton, bei uns 
hier sind es Primark, Marks &Spencer, 
GAP usw. 

Das ganze Pack mit all seinen Labels 
und Zwischenhändlern verdient sich 
am Elend der Textilarbeiterinnen von 
Bangladesch goldene Nasen. Im Juli 
findet wieder die CFM, die größte Tex¬ 
tilmesse Asiens, in Bangladesch statt. 
Nicht einer der jetzt teilnahmsvoll sab¬ 
bernden Textilbarone wird dabei feh¬ 
len, das Einzige, für das sie mehr Geld 


ausgeben werden, wird ihre eigene Si¬ 
cherheit dort sein. 

UZ: Gibt es denn nichts, was wir hier 
und jetzt ändern können? 

Marion Baur: Diese Frage wird mir und 
all denen, die noch versuchen, Textili¬ 
en anders herzustellen, täglich gestellt. 
Nach unserer hohen Medienpräsenz 
hier in Irland, auch nach meinem Inter¬ 
view mit der Jungen Welt im vergange¬ 
nen März, haben sehr viele Menschen 
reagiert, es wurde viel im Internet ge¬ 
schrieben. Ich las den Blog eines jun¬ 
gen Mannes, der schrieb, er fühle sich 
schuldig, solche Klamotten zu tragen. 
Das ist sehr ehrenhaft, aber nicht die 
richtige Konsequenz. 

Natürlich ist jede Öffentlichkeit, jede 
Solidarität mit den Betroffenen gut und 
gerade jetzt sehr wichtig. Organisatio¬ 
nen wie die Clean Clothes Campaign 
(CCC), bei der sich Menschen mit 
christlichen Motiven, aber auch solche 
hervorragenden Experten wie unsere 
Genossin Christiane Schnura engagie¬ 
ren, leisten seit Jahren aufopferungs¬ 
volle Arbeit, werden nicht müde, auf 
die Zustände hinzuweisen. 

Ich denke auch, dass jedes verkaufte 
Kleidungsstück, jeder Meter Tuch, der 
nicht aus den Todesfabriken kommt, 
gut ist, unterstütze jegliche Form von 
nachhaltiger und besonders Koopera- 
tiven-Produktion. Es ist auch wichtig 
und richtig, dass sich Menschen Gedan¬ 
ken darüber machen, woher ihre Texti¬ 
lien kommen. 

Aber wir dürfen keinerlei Illusionen 
darüber haben, dass die Maschine der 
Ausbeutung erst dann zum Stillstand 
kommen wird, wenn ihre Betreiber ent¬ 
machtet, das System, das sie geschaffen 
hat, der Kapitalismus, zerschlagen ist. 
Dafür tragen wir Kommunisten die 
Hauptverantwortung und das müssen 
wir den Leuten auch sagen. 

UZ: Werden die Kommunisten dieser 
Verantwortung gerecht? 

Marion Baur: Ich würde lieber anders 
antworten, die Ehrlichkeit gebietet 
aber ein Nein. Die KP Bangladeshs 
hat gegen massive Anfeindungen am 
2. Mai einen großen Streik initiiert, 
unsere Genossen dort kämpfen un¬ 
ter sehr schwierigen Bedingungen. Ich 
habe weder in unserem weltweiten In¬ 
ternetportal solid.net, noch sonst wo 
auch nur eine Solidaritätsbekundung 
anderer KPs gelesen, unsere Presse 
hat - soweit ich das verfolgen kann - 
nicht oder nur ungenügend und nicht 
engagiert berichtet. Das Ganze ist weit 
mehr als nur ein moralischer Skandal. 
Weltweit bilden die Textilarbeiterin¬ 
nen und Textilarbeiter einen großen 
Teil unserer Klasse, das hat sich nicht 
geändert, nur geographisch verscho¬ 
ben. Wenn wir nicht in der vordersten 
Front des Kampfes um ihre Interessen 
stehen, werden die ohnmächtige Wut, 
die Trauer und die Tränen nicht Um¬ 
schlagen können in Kämpfe gegen die 
wirklichen Feinde. Es gibt niemand, der 
uns das abnehmen kann - wir sind es 
den „Millies“ in Bangladesh und an¬ 
derswo schuldig! 

Die Fragen stellte Hermann Glaser-Bauüberr 



Marion Baur. Die seit 23 Jahren in 
Nordirland lebende Tochter eines 
Schneidermeisters ist in Deutschland 
geboren und aufgewachsen. Seit 
früher Jugend ist die gelernte Weberin 
und Einzelhandelskauffrau für 
Textilien in der Textilbranche tätig, 
heute als Betreiberin einer kleinen 
Leinenweberei in Nordirland wie auch 
als Kommunistin weit die grüne Insel 
hinaus bekannt. 
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Marxismus 
für die 
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Die Marxistischen Blatter gibt es seit 1963. Ihre Kern¬ 
aufgabe damals wie heute: Arbeiterbewegung und Mar¬ 
xismus zusammenzubringen. Also: Marxismus für die 
Ä-Klasse, damit vor allem die Arbeiterklasse ihrer Lage 
auf den Grund kommt und nachhaltiger für ihre eigenen 
Tages- und Zukunftsinteressen kämpfen kann. Diese 
Aufgabe ist angesichts der tiefen Krise des Kapitalismus 
aktueller denn je. 

Darum unser 
Jubiläumsangebot 
im Jahr 2013 

Wer die Marxistischen Blatter für mindestens zwölf Aus¬ 
gaben abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben mit 
50 % Rabatt. (Das Islormal-Abo kostet im ersten Jahr 24,- 
Euro bzw. das ermäßigte Abo 16,- Euro und erst im zwei¬ 
ten Jahr 48,- bzw. 32,- Euro. Man spart also insgesamt 
24,- bzw. 16,- Euro) 


Ja, ich möchte ein befristetes Testabonnement 
(3 Ausgaben für 15,-1) 


□ 
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Ja, ich abonniere... 
Ja, ich verschenke. 


... die Zeitschrift Marxistische Blätter für mindestens 12 Ausgaben [2 Jahre]* 
mit 50 % Jubiläumsrabatt für die ersten 6 Ausgaben ... 
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□ zum ermäßigten Preis von 
Liefenanschrift 
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Datum, Unterschrift 

T Das Abo verlängert sich um weitere 6 Ausgaten, wenn es nic ht bis 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raumes schriftlich beim Neue fmpylse Verlag, Hoffnungstraße 1$, 45127 Essen gekürwJigl wird. 
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45127 Essen 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstiafle i 
57392 Schmallenberg- 
Gr afschalt 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anlordern 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Esser, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Rad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht- 
raue herzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salalbüffet, 
FrühstücksbüM, Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € pF 
HP 15,50 €p.P. * VP, 22,- € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahrfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Ne her saison preise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof*heimes.de • www.gasthof-heimes.de 


Ferienwohnung 
in Südfrankreich 
bei Narbonne am 
Meer zu vermieten 

Pfingstferien noch frei. 

HiltrautWurm, 

08144/7200 

anna.boegel@ 

googlemail.com 


Urlaub im 
schönen 
Havelland 

- wald- und wasserreich - 
Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte 

Ferienwohnung für 5 Per¬ 
sonen 

(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche,WC). 

Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 
033231/60661 


jO 25 £.U*o 
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- POLITISCHES PROGRAMM, P, 

Viva Cuba Sociaüsta! | Gewerkschaftsjugend kämpferisch | Kriegseinsätze 
der Bundeswehr stoppen { Kampf in der Kommune j Frauen frage? 

-*-*■---• ■ -*--Fünfkampf ] Fußballtürniet*‘j Musik, Cocktails u~ J 

nd noch vieles mehr! 

■r ' r, jl r 


Klassenfrage! | Hamburger 
Party jKunst Workshops | 


nd 



- ORT >MÜSIK UND KONTAKT IM ÜBERBLICK - 


NORDCAMP 
Zeltplatz Falken stein 
Kiel 

Achim Bigus 
POer Trash Pai ' t ¥ r — 
Kubanische Klange 

n o rd. stiaj- pfmgstc am p. d e 


Wk 

Cöttl 


CAMP 

mbad 
ottbus 


DJ-Team^Th« 

Genösskys 1 ' 

Live Music 

o st. s d a j - p f ngsttam p. d e 


SÜDCAMP 
Zeftpfatz Eutersee 
Odenwald 

Gembala 
Ffotonix 
Holger Bumer 


WEST CAMP 
Haus Coerde 
Münster 

The Coconut Butts 
Kai Degenhardt 
Memoria 
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Anzeigen 
helfen der UZ 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

^-taäL*n*.biöh*r.di 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Slick, Stille; 
graßs helle Zimmer. 

viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies, 



Entschieunigung: 

Ruhe <Ek Natur satt im Müritz- 
Nationalpark, 2 FeWo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granziß. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinQgga.de 
Tel.: 0331/870796 [AB| 


Biohof in der Toskana 
sucht für 2-3 Jahre eine 
nette,kompetente 
Vertretung für die 
Verwaltung/Betreuung von 
Haus und Hof. 

Interessentinnen 
wenden sich bitte an 
imogen.gruben@online.de 
www.Toskana-Biohof.de 


Suche schöne 
Marxbüste 

sms an 

01 577/1 944353 
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Alle für Gerechtigkeit - Gerech¬ 
tigkeit für alle? Rainer Roth ★Die 
Ökonomisierung sozialer Arbeit 
Ingo Zimmermann ★„Freiwillige“ 
Gratisarbeit für alle? Gi¬ 
sela Notz*30-Stunden- 
Woche für Europa Stephan 
Krull ★ Arbeitszeitverkürzung - Wie 
soll das gehen? Jörg Miehe*Die 
Wohnungsfrage politisieren Wolf¬ 
gang Richter ★Die Wohnungspoli¬ 
tik der KPÖ in Graz Elke Kahr 

Weitere Beiträge: 

Von Chavez zu Maduro Andre Scheer 
★ Die BRICS-Staaten Joachim 
Wahl ★Über das Scheitern von Occupy- 
Wall-Street Thomas Frank* Die Sache 
mit der Agenda Gerd Deumlich*Der 
faule Atomkompromiss Ulrich 
Gellermann ★Gehirn, Geist und Wil¬ 
lensfreiheit Rolf Jüngermann* Von der 
Gründung des ADAV bis zum Erfur¬ 
ter Programm Ursula Herrmann* Die 
Hartz-Knebelung Rudolph 
Bauer* Beschäftigung und Arbeitslo¬ 
sigkeit 200-2012 Roman Reisch* Kein 
Abschied von Ikarus Peter Michel 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Stärkt den Kampffonds der DKP! 


Vorwärts mit der DKP 

- gegen Imperialismus und Krieg! 

- gegen Armut und Sozialabbau! 

- für Frieden und soziale Sicherheit! 


Um die Schlagkraft der DKP zu erhöhen, 
bittet der Parteivorstand um Spenden 
für den Kampffonds der DKP. 

DKP Parteivorstand, Kto. 400 2487 502, 
GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 
Stichwort: Kampffonds der DKP 


■ W Jahre sozialistische Kinderorganisation 
8.6. Großes Jubiläums-Kinderfest 


i. 30.05.-02.06. Pfingstcamp 
f 27.07.-10.08. Ferienlager 



Anmeldungen und Infos unter 


DKP im 
Internet: 
www.dkp.de 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der TOSCANA-SEGGIANO 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 


Nach jüngst getroffener - einstimmiger - 
Vollversammlung unserer Oster-Urlauber 
in Dedenitz wurde beschlossen: 

Der Hollerhof soll das bleiben, was er war! 

Freunde treffen Freunde. Rundum Natur pur, Auwälder, 
Weinberge, Radlerparadies. Viel Ruhe, 

4000 qm Liegewiese, 2 Thermen. 
Historisches Städtchen Bad Radkersburg 3 km. 

3 sep. Komfort-FeWo 

Es gibt noch einige Terminmöglichkeiten 
Tel.: 0043-3476-3522 (Christel Kittner) 


)«ww. rote peraoni.de 


linker liedenommer 


FÜNFTES KULTURSEMINAR 
AUF BURG WALDECK/HUNSRÜCK 
21.-23. JUNI 2013 


Mitwirken de: 

Gina Pietsch, Bernd Barbe, Jonas Engel mann, Stephan FHoff- 
mann, Dr. Seltsam, Uli Holzhausen 8c Matthias Leßmeister, 
Bernd Köhler, Musikandes: RominaTobar & Daniel Osorio, 
Kai Degenhardt 

Anmeldungen: 

Karin Gottlieb,Tel.: 0678 I I 685, E-Mail: d1V-rps@t-online.de 
Anmeldeschluss 01,06.201 3 

wwwelinker-liedersommer-waldeck.de 


Freidenker 


Deutscher Freidenker-Verband 
Landesverband RLP/Sacr & Hessen 

in Kooperation mit der 

Rosa Luxemburg Stiftung 
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17 . BIS 20 . MAI 


Pfingstcamp der SDAJ Ruhr-Westfalen: 

Vom 17. bis 20. Mai findet in Münster er¬ 
neut ein Pfingstcamp der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) statt! 

Auf dem Gelände des Haus Coerde in Müns¬ 
ter wird es drei Tage lang unter dem Mot¬ 
to „Grundrechte erkämpfen - die Zukunft 
muss sozialistisch sein!“ eine bunte Mi¬ 
schung aus politischem Programm, Sport, 
Spaß und Konzerten geben. 

Die politischen Schwerpunkte werden die¬ 
ses Jahr der Sozialismus auf Kuba, die Aus¬ 
einandersetzung mit Kürzungen auf kom¬ 
munaler Ebene und die Möglichkeiten der 
Schülervertretungspolitik sein. Außerdem 
beschäftigen wir uns mit der Lage der Frau 
im Kapitalismus und den drohenden oder 
schon ausgebrochenen Interventionskrie¬ 
gen in Mali, Syrien und Iran. Eine weitere 
Diskussionsrunde wird sich mit der Situati¬ 
on von Arbeiterjugendlichen, vergangenen 
und zukünftigen Tarifkämpfen, auseinan¬ 
dersetzen. 

Und natürlich wird nicht nur diskutiert, 
sondern auch zusammen gefeiert - mit ei¬ 
nem breiten Angebot aus Musik und Kul¬ 
tur. Highlights werden hier The Coconut 
Butts, Memoria und Kai Degenhardt sein. 
Daneben gibt es natürlich wieder das Fuß¬ 
ballturnier und die Hamburger Fünfkämpfe, 
bei denen die Teilnehmer ihr revolutionä¬ 
res Potential unter Beweis stellen müssen. 
Hierbei sind neue Teams auf dem Feld ger¬ 
ne gesehen. 


Die Tickets kosten 25 € für vier Tage Cam¬ 
ping, Frühstück/Mittagessen, Konzerte/Party 
und das gesamte politische und kulturelle 
Programm. Einfach vorbeikommen ist wie 
immer kostenlos! 

Mehr Infos und der gesamte Zeitplan finden 
sich auf www.west.sdaj-pfingstcamp.de. 


SA 25 . MAI 


Friedrichsdorf: Mitgliederversammlung 
der DKP Hochtaunus mit Diskussion über 
die Taunus-Echo-Ausgaben 2013 und die 
Vorbereitung des Aktionstages im Hinter¬ 
taunus. Friedrichsdorf Köppern, Zum Köp- 
perner Tal 44,14.00 Uhr. 


Ml 29 . MAI 


Dortmund: 17.00 Uhr Hansaplatz, Aktion 
des „Bündnis Dortmund gegen Rechts“ zur 
Erinnerung an das Verbrechen der Bücher¬ 
verbrennung. Anschließend Mahngang zur 
Steinwache. 


SA 1 . JUNI 


Essen: DIDF-Festival unter dem Motto „Im 
zwanzigsten Jahr von Solingen und Si- 
vas - für Frieden und Solidarität- Fest der 
Arbeit“ in der Gruga-Halle. 15.00 Uhr Po¬ 
diumsdiskussion, 17.00 Kulturprogramm. 
Redebeiträge u.a. von Frank Bsirske, Oskar 
Lafontaine, Rainer Einenkel und Vertretern 
demokratischer Kräfte aus der Türkei. 


SO 2 . JUNI 


Dortmund: 16.00 Uhr Film im Z: Mississip¬ 
pi Burning. Z, Oesterholzstraße 27 


Erfolgreiche Zusammenarbeit 

Betr.: „Die Macht des Volkes“, UZ 
vom 19.4„ S. 7, und Leserbrief des 
Genossen Volker Metzroth, UZ vom 
3.5.2013, S. 15 

Auch mir ist der Artikel in der UZ zum 
Treffen der 4 Parteien besonders ins 
Auge gefallen. Ich fand ihn ausgezeich¬ 
net und mir ist vollkommen unklar, 
wie daraus der Schluss gezogen wer¬ 
den könnte, die DKP habe vorher im¬ 
mer nur die „3. Garde“ geschickt. Die 
Anmerkungen des Genossen Volker 
zeigen - wie auch der Artikel selbst -, 
dass die DKP die Zusammenarbeit mit 
den Parteien der Nachbarstaaten ernst 
nahm und weiterhin ernst nimmt. Wir 
sollten auf die Kooperation der „Vie¬ 
rerbande“ stolz sein und sie vor allem 
anderen Schwesterparteien ans Herz 
legen. Als lange im Ausland politisch 
Aktiver kann ich euch versichern, dass 
solche Zusammenarbeit unter benach¬ 
barten Parteien nicht immer selbstver¬ 
ständlich ist. Eine Zusammenfassung 
des bisher Erreichten - etwa in Form 
einer Broschüre - könnte für unsere 
Genossinnen und Genossen ebenso 
interessant und lehrreich sein, wie für 
die KP anderer Länder. 

Hermann Glaser-Baur, Berlin 

Pointierte Darstellung 

Betr.: Betr.: Erklärung des 
Sekretariats der DKP zu Korea, 

UZ vom 19.4.2013, S. 1 

Im Gegensatz zu den bisherigen Leser¬ 
briefen zum gleichen Thema bin ich der 
Meinung, dass die Erklärung der DKP 
zur KDVR klug ist. Sie stellt die Situa¬ 
tion pointiert dar, bewertet sie von ei¬ 
nem marxistischen Standpunkt aus und 
orientiert auf einen möglichen Ausweg. 
Kein Kommunist muss die Situation in 
Nordkorea romantisch verklären, im 
Gegenteil gibt es viel Anlass zur Kritik. 
Aber es macht keinen Sinn, in das Ge¬ 
heul der bürgerlichen Meinungsmacher 
vom angeblichen „Irrsinn“ der nordko¬ 
reanischen Politik einzustimmen. Die 
nordkoreanische Politik verhindert bis¬ 
her durch militärische Drohgebärden, 
dass der kalte Krieg an ihrer Grenze 
brandheiß wird. 

Was soll unser Angebot an die Men¬ 
schen in Korea sein? Lasst ab von eu¬ 
ren Drohgebärden, verlasst euch auf 
die Friedensbewegung in Deutschland 
oder den USA? 

Nein, wir Kommunistinnen wollen 
keinen Krieg und wir wollen, dass das 
atomare „Teufelszeug“ (E. Honecker) 
weltweit verschwindet. Dies wird je¬ 
doch nur gelingen, wenn im Inneren 
der imperialistischen Länder die Frie¬ 
densbewegung erstarkt und den Schritt 
vom Protest zum Widerstand vollzie¬ 
hen kann. Dann kann es auch den in 
der DKP-Erklärung zurecht geforder¬ 
ten Friedensvertrag und die Vernich¬ 
tung der Atomwaffen geben. Bis es 
jedoch soweit ist, tun die Länder, die 
ins Visier der imperialistischen Staaten 


geraten, gut daran, ihre Abschreckung 
glaubhaft zu machen. Leider. 

Mischa Aschmoneit , E-Mail 

.die Pflicht, einen Krieg in 

Korea zu verhindern“ 

Betr.: Zwei Leserbriefe zur Erklärung 
des Sekretariates des PV der DKP zu 
Korea, UZ vom 3.5.2013, S. 15 

Die zwei Leserbriefe lassen außer 
acht, dass die norkoreanische Drohung 
durch die USA provoziert worden ist 
und in diesem Zusammenhang bewer¬ 
tet werden muss. Daher kritisieren sie 
die Erklärung des Sekretariates unge¬ 
recht. Der Leserbrief von Carli Trauth 
beruft sich dafür auf eine Reflexion zur 
Sache von Fidel Castro. Diese gipfel¬ 
te geradezu in ihrem abschließenden, 
im Leserbrief aber unzitiert gelassenen 
Absatz: „Wenn dort ein Konflikt die¬ 
ser Art ausbrechen würde, würde die 
Regierung von Barack Obama in ihrer 
zweiten Amtszeit unter einer Sintflut 
von Bildern begraben werden, die ihn 
als die verhängnisvollste Persönlich¬ 
keit in der Geschichte der Vereinigten 
Saaten zeigen würden. Die Pflicht, es 
zu verhindern, ist auch die seine und 
die des Volkes der Vereinigten Staaten.“ 
Die Reflexion des Genossen Fidel Cas¬ 
tro über „die Pflicht, einen Krieg in Ko¬ 
rea zu verhindern“, sollte insgesamt in 
ihrem tiefen Ernst allen Menschen be¬ 
kannt werden. 

Dieter Frielinghaus , Brüssow 

.von der Straße 

dahergelaufen...“ 

Betr.: Erlebnis mit dem Heidenheimer 
Jobcenter 

In der letzten Zeit ist viel über die 
Jobcenter (und auch Sozialämter) in 
Deutschland geschrieben worden (...). 
Mitarbeiter dieser Behörden werden 
tätlich angegriffen, was ich nicht bil¬ 
ligen kann. Aber jedes Ding hat zwei 
Seiten, die Mitarbeiter der Behörden 
reizen geradezu die Bittsteller. Mein 
Erlebnis mit dem Heidenheimer Job¬ 
center: 

Eine Schülerin (19 Jahre alt) kam zu 
mir zwecks Nachhilfe in Mathematik 
und hatte ein Schreiben des Jobcen¬ 
ters bei sich. Das Jobcenter zahle ihr 
2 Mal in der Woche eine Stunde Nach¬ 
hilfe 20 Euro/Stunde bis April. Ausge¬ 
stellt war das Schreiben am 13.12.12. 
Da die Schülerin mir sympathisch war, 
ließ ich mich auf die 20 Euro ein, üblich 
sind jedoch für Einzelunterricht 30 bis 
50 Euro. 

Ende April schrieb ich die Rechnung 
und fügte, wie gefordert den ausgefüll- 
ten Stundennachweis mit meiner und 
der Unterschrift der Schülerin bei. 
Zwei Tage später rief mich das Job¬ 
center an und meinte wörtlich: „... da 
könnte ja jeder von der Straße Daher¬ 
gelaufene eine Rechnung schicken ...“. 
Auf meine schriftliche Beschwerde 
über den Ton der Angestellten rief 
mich der Chef des Jobcenters morgens 


um 8 Uhr an, um mir zu erklären, dass 
er keine Ahnung von dem Fall habe 
und ich mich arrangieren soll. 

Jetzt begann eine Mobbingkampangne. 
Das Jobcenter erkundigte sich bei der 
Gemeinde, ob ich auch meine Steuer 
bezahle. Ich wurde aufgefordert, eine 
neue Rechnung mit der Bemerkung 
„nicht Mehrwertsteuerpflichtig“ zu 
schicken und die Stunde am Anfang 
Dezember zu streichen. Gleichzeitig 
erklärte man mir erneut (mit Recht¬ 
schreibfehlern), dass der Unterricht 
rückwirkend ab 1.12. genehmigt ist, 
aber nur 2 Mal pro Woche erfolgen 
darf, daher wurde mein Rechnungsbe¬ 
trag um 120 Euro gekürzt. Nun kann 
sich aber jeder 8-jährige Grundschü¬ 
ler ausrechnen, dass rückwirkend und 
2 Mal pro Woche nicht möglich ist. Ich 
gab daher die Angelegenheit einem 
Rechtsanwalt, der leider nicht mein 
Geld für die erteilten Stunden per Ge¬ 
richt einklagte. Nach einer Verzöge¬ 
rungszeit von 2 Wochen wurden dann 
doch die 120 Euro nachgezahlt, es er¬ 
folgte aber keinerlei Entschuldigung 
oder Erklärung des Jobcenters. 

Birgit Fischer, Heidenheim 
(Dieser Leserbrief wurde bis heute von 
den Heidenheimer Zeitungen nicht ge¬ 
druckt) 

Fußball-Millionäre sind 
keine Vorbilder 

Betr.: Profifußball 

Spieler oder Trainer der Bundesliga 
identifizieren sich keineswegs mit ih¬ 
rem Verein oder den Fans, sieht man 
von Thomas Schaaf, Nikolov und Se¬ 
bastian Kehl einmal ab. Ein Dieter He- 
cking und der 20-jährige Mario Götze 
ließen sich in ihre Arbeitsverträge Aus¬ 
stiegsklauseln einbauen. Mitten in der 
Saison verließ Hecking Nürnberg und 
wechselte nach Wolfsburg. Götze reicht 
es nicht, alle 14 Tage in Dortmund vor 
80 000 Zuschauern zu spielen und fast 
5 000 000 Euro brutto im Jahr zu ver¬ 
dienen; er will noch mehr und wechselt 
nach Ende der Saison (...) nach Bay¬ 
ern. Verein und Fans interessieren da¬ 
bei überhaupt nicht. Es geht nur ums 
Geld! Geld! Geld! Diese Herrschaften 
wissen doch gar nicht, was es bedeutet, 
arbeitslos zu sein, von Hartz IV leben 
zu müssen, von einer 600-Euro-Rente 
eine Mietwohnung zu bezahlen. Fuß¬ 
baller und Trainer gab es aber auch 
vor Jahrzehnten, die ganz anders wa¬ 
ren als Götze oder Hecking, und das 
Geld spielte auch damals schon eine 
wichtige Rolle. 

Matt Busby und Bobby Charlton über¬ 
lebten 1958 in München die schwere 
Flugzeugkatastrophe mit ihrem Ver¬ 
ein Manchester United. Viele Mann¬ 
schaftskameraden starben, u.a. der 
junge Starstürmer Tommy Taylor. Es 
war der Verein, der Real Madrid hätte 
schlagen können. Trainermanager Bus¬ 
by und sein junges Talent Charlton hol¬ 


ten 1968, nach 10 Jahren Aufbauarbeit, 
den Cup der Landesmeister. Beide ver¬ 
ließen nie United, Geld war trotz Ange¬ 
boten nicht alles! Uwe Seeler blieb 1961 
beim HSV; bei Inter Mailand hätte er 
300 000 DM jährlich verdienen können. 
Der elegante HSV-Außenläufer Jürgen 
Werner hörte 1963 mit 28 Jahren auf. 
Sein Argument: „Für mich ist der Fuß¬ 
ballsport zu kommerziell geworden. Ich 
höre auf!“ Matt Busby, Bobby Charlton, 
Uwe Seeler und Jürgen Werner sind 
Vorbilder geblieben. 

Heute sind Vorbilder Mediziner, die 
am offenen Herzen operieren, Lehrer 
an sozialen Brennpunktschulen, Kran¬ 
kenschwestern auf Intensivstationen, 
Altenpflegerinnen, die demente Men¬ 
schen pflegen und versorgen. Ein Die¬ 
ter Hecking, Mario Götze oder auch 
Uli Hoeneß sind es niemals!“ 
Gerd-Rolf Rosenberger, Blumenthal 

Eine Initiative, die Beachtung 
und Unterstützung verdient 

Betr.: „Der Tag des Übergangs in die 
Illegalität“, UZ vom 3.5.2013, S. 11 

Der Text des Interviews mit Elfriede 
Brüning in der letzten Ausgabe der 
„UZ“ hat mich sehr bewegt. Elfriede 
war in der DDR eine vielgelesene Au¬ 
torin. Ihr Hinweis auf die größte Bü¬ 


chervernichtung der Neuzeit hat mir 
jene verhängnisvollen Tage in Erin¬ 
nerung gerufen, als ich selbst unzähli¬ 
ge Bände aus Büchereien Zwickauer 
Großbetriebe mit dem Auto nach Stutt¬ 
gart schaffte, wo sie in linken Buch¬ 
handlungen hochwillkommen waren. 
Eine Ergänzung zum Thema möch¬ 
te ich hier anbringen: die kulturpoli¬ 
tische Großtat des bekannten Schau¬ 
spielers und Autors Peter Sodann. Im 
Dörfchen Staucha in der sächsischen 
„Lommatzscher Pflege“ hat er mit Un¬ 
terstützung der Gemeindeverwaltung 
das Wirtschaftsgebäude eines Gutsho¬ 
fes für die Aufnahme aller Editionen 
ostdeutscher Verlage aus der Zeit von 
1945-1990 hergerichtet. Der Buchbe¬ 
stand hat inzwischen ca. drei Millio¬ 
nen Bände erreicht. Vom Land Sach¬ 
sen gibt’s keinen Heller Unterstützung; 
schließlich handelt sich’s um verbotene 
Literatur: alle Juwelen der Weltlitera¬ 
tur, dazu Marx, Engels, Luxemburg ... 
(...) ich meine, diese Initiative verdient 
unser aller Beachtung und Unterstüt¬ 
zung. Näheres könnt ihr erfahren unter 
der Adresse Peter-Sodann-Bibliothek 
e.V. Thomas Müntzer-Platz 8 01594 
Staucha, im Internet www.psb-staucha. 
de. 

Georg Runter, Heidenheim 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 4. bis 10. Mai 


Mittwoch 

Heute bestätigt die Bundesregierung die 
Lieferung von 114 Panzern der Leo¬ 
pards-Klasse und 50 Schützenpanzern 
„Marder“ an Indonesien. Viele fürchten, 
dass die Panzer im Konflikt mit ethni¬ 
schen Minderheiten eingesetzt werden 
könnten. An solchen Absichten der in¬ 
donesischen Regierung besteht leider 
kaum ein Zweifel. Heute gibt es zwar 
ein demokratisches System nach west¬ 
lichem Vorbild, die Tradition des Dik¬ 
tators Suharto lebt aber fort. Der hatte 
sich 1965 an die Macht geputscht, den 
linksgerichteten Sukarno entmachtet 
und etwa eine Million Kommunisten 
und alle, die er dafür hielt, massakriert. 
Hinter Suharto standen die USA. Doch 
das ist nur die halbe Geschichte. 

Der indonesische Archipel wird in Ja¬ 
karta nicht nur als geografische Einheit 
betrachtet; Malaysia, Osttimor und Pa- 
pua-Neuginea wecken Begehrlichkei¬ 
ten. Die Panzerlieferungen werden nach 
dem Gesetz der Rüstungsspirale die 
Nachbarländer zu Reaktionen zwingen. 
Die Bundesregierung muss sich also 
nicht nur Desinteresse an Menschen¬ 
rechten vorwerfen lassen, sondern auch 
Konfliktverschärfung in einer sensiblen 
Region. In seinem letzten Artikel schrieb 
Gerd Deumlich „ Unsere Republik“ sei 
die gegebene sozialreaktionäre Struk¬ 
tur. Leider allzu wahr - nach innen und 
nach außen. 

★ 

Die Tristesse der SPD im Jahr ihres 150. 
Geburtstag hat viele Namen - einer ist 


Gabriel. Dessen politische Begabung 
ist genauso unter die Räder gekommen 
wie die seines politischen Ziehvaters 
Schröder. Beide entschlossen sich be¬ 
kanntlich irgendwann „die Revolution 
zu bekämpfen “ die sie in jungen Jahren 
machen wollten, wie es Schröder einst 
launig, aber treffend ausdrückte. 
Unterschiede aber bleiben; immerhin 
hat Schröder Wahlen gewonnen, wäh¬ 
rend Gabriel nicht einmal eine Wahl¬ 
kampagne organisieren kann, die die¬ 
sen Namen verdient. Tempo 120 auf 
Autobahnen. Sinnvoll wäre es, wuchert 
vielleicht auch im Wähler-Sprengel der 
Grünen, schadet zuguterletzt auch dem 
Rivalen Steinbrück; aber es verprellt den 
Freie-Fahrt-für-freie-Bürger und Gabri¬ 
els (und Schröders) Ziehvater, die Au¬ 
toindustrie. 

Gabriel hat sich an das Taktieren so 
gewöhnt, dass er selbst den Zweck des 
Arztes am kapitalistischen Krankenbett 
nicht mehr erkennt, geschweige denn 
ausfüllen kann. Diese SPD wird immer 
überflüssiger. 

Donnerstag 

„ Verantwortungsloses Bescheuertsein“ 
nennt der NSU-Ausschuss-Vorsitzende 
Edathy (SPD) das Verhalten der Behör¬ 
den im Umgang mit den Nazi-Mördern. 
Das hört sich grob und kritisch an. Lei¬ 
der verschleiert es, womit wir es wirklich 
zu tun haben mit absichtsvollem Mit¬ 
schießen, Mitbomben und Mitstechen. 
Der NSU-Untersuchungsausschuss hat 
komplett versagt. 

Adi Reiher 


Let’s care! Let’s dance! Let’s 
Blockupy - Feministisch! 

Die Verhältnisse zum Tanzen bringen - care revolution! 


In diesem Jahr finden zum zweiten Mal 
die Krisenproteste in Deutschland un¬ 
ter dem Motto „Blockupy - Widerstand 
im Herzen des Krisenregimes“ am 31.5. 
und 1.6. in Frankfurt statt. 

In diesem Jahr wird es in Frankfurt 
auch feministische Interventionen ge¬ 
ben. Es folgen Auszüge aus dem Aufruf 
der Frauen: 

Unsere Doppelbelastung heißt Kapita¬ 
lismus und Patriarchat! 

Die aktuelle europäische Krisenpolitik 
übt einen ungeheuren Druck auf alle 
Bereiche der sozialen Reproduktion 
aus, seien es die Arbeitsbedingungen 
im Gesundheitswesen, in der Kinderbe¬ 
treuung, Bildung, Pflege und die Dop¬ 
pelbelastung in den verschiedenen For¬ 
men privater Lebensgemeinschaften/ 
Familien. Während es in den öffentli¬ 
chen Debatten verstärkt um Rettungs¬ 
pakete für Banken und Staaten geht, 
rücken wir die Lebensbedingungen der 
Menschen in den Fokus und skandali- 
sieren die herrschende Zuweisung von 
oft belastenden Aufgaben an Frauen. 
Doch nicht nur Frauen und auch nicht 
alle Frauen sind von Kapitalismus, Pa¬ 
triarchat und den aktuellen Krisenlö¬ 
sungen gleichermaßen betroffen. Kapi¬ 
talismus und Patriarchat, orientiert an 
der Figur eines weißen, heterosexuel¬ 
len, gut situierten und gesunden Man¬ 
nes, der weder Reproduktion/Care-Ar¬ 
beit tätigt und vermeintlich auch nicht 
darauf angewiesen ist. Kapitalismus 
und Patriarchat reproduzieren Herr¬ 
schaftsverhältnisse, die alle, die nicht 
dieser Figur entsprechen können oder 
wollen, betreffen, ihr Leben einschrän¬ 
ken oder sie gar aus dem Leben aus¬ 
schließen. Alle diese Einschränkungen 
werden durch die aktuellen Krisen¬ 
lösungen verschärft. Die Sorgearbeit 
wird in neoliberaler Manier ins Private 
geschoben, die Krise der Sorgearbeit 
wird damit einer öffentlichen Diskus¬ 
sion entzogen. 

Die Krise der Reproduktion hat viele 
Gesichter. Sie äußert sich in allen Län¬ 
dern und in allen unterschiedlich. Hier 
bei uns in Deutschland fassen wir da¬ 
runter, dass 


★ Frauenhäuser, -notrufe und -bera¬ 
tungssteilen zum Teil durch Sparmaß¬ 
nahmen bedroht sind, obwohl die Ver¬ 
schlechterung der ökonomischen Le¬ 
bensbedingungen gerade die Situation 
von Gewalt betroffener Frauen ver¬ 
schärft. 

★ Jugendbildungsarbeit unter immer 
prekäreren Umständen stattfindet, 
Krankenhäuser privatisiert werden und 
der Personalstand keine ausreichende 
Versorgung mehr zulässt. 

★ geringe Löhne und Hartz IV den All¬ 
tag der Menschen, besonders mit Kin¬ 
dern, immer schwieriger machen und 
die Burn-Out-Raten steigen. 

★ sich die Lebensbedingungen für 
Menschen ohne Papiere oder ohne Auf¬ 
enthaltsgenehmigung verschlechtern, 

★ es lange Wartelisten für Kitaplätze 
gibt 

★ Angebote für Gebärdendolmetschen 
und Assistenz für Behinderte nicht 
ausreichen 

All diese Krisenfolgen sind in der Öf¬ 
fentlichkeit nicht präsent. Der Umgang 
mit ihnen wird privatisiert und soll in¬ 
dividuell gelöst werden. Dies tragen in 
der Regel Frauen, denen in unserer Ge¬ 
sellschaft die Aufgabe zugeschrieben 
wird, aus „Liebe“ Ausbeutung als Nor¬ 
malzustand zu akzeptieren. Die Repro¬ 
duktionskrise ist eine globale und viel¬ 
fältige Krise, der wir nur mit globalem 
Widerstand entgegentreten können - 
ein Widerstand, der längst begonnen 
hat. Der Vereinzelung und individuel¬ 
len Lösungsstrategien setzen wir Soli¬ 
darität entgegen und entwickeln kol¬ 
lektive Handlungsstrategien. 

Eine Revolution muss nicht in den Pro¬ 
duktionsstätten der Waren beginnen. 
Wir lernen von den ländlichen, indige- 
nen, antikolonialen und feministischen 
Bewegungen. Wir stehen an der Seite 
der Widerstandsbewegungen in den 
Betrieben, aber wir erweitern den Wi¬ 
derstand in den reproduktiven Bereich 
hinein. Die unbezahlte Ausbeutung 
hier senkt auf erhebliche Art und Weise 
die Kosten der Ware Arbeitskraft, stei¬ 
gert den Profit und wirkt so mit an der 
kapitalistischen Verwertung ... 


Streit um die Kartoffelpreise... 



... ist ausgebrochen. Einem Kartell von Kartoffel hä nd lern wird vorgeworfen, überhöhte Preise für Saat- und Verzehrkart of¬ 
fein durch illegale Absprachen durchgesetzt zu haben. Wer sollte daran zweifeln? 

Jetzt wird um Millionen prozessiert - Bauernverbände und Lebensmittelkonzerne wollen entschädigt werden. Wofür 
eigentlich? Wir Verbraucher bleiben außen vor, die Pfennigsbeträge beim Einkauf im Supermarkt seien nicht mehr 
nachvollziehbar. Dabei haben wir sie damit alle bezahlt: die Bauern, die Zwischenhändler und die Supermarktketten - zu 
hoch, wie sich nun herausstellt. 

Wir betrogenen Konsumenten sollen nur Zusehen können, wie die Betrüger sich darum streiten, wer sich von unserem 
Geld das größte Stück Kartoffel abschneidet. Soziale Marktwirtschaft? Von mir aus. Kapitalismus? Aber immer! AR 


Bundesweite Aktionskonferenz 
gegen Berufsverbote 

„Der .Verfassungsschutz' - Eine Gefahr für die Demokratie?! 

Von den Berufsverboten bis zum NSU-Skandal“ 


Unterstützt durch die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
Niedersachsen, durch das Verdi-Bil¬ 
dungswerk und die Rosa-Luxemburg- 
Stiftung findet am 31. 5. und 1. 6. 2013 
in Hannover ein bundesweites Treffen 
von Betroffenen der Berufsverbote- 
Praxis statt. Das zweitägige Treffen 
der Betroffenen, denen überwiegend 
in den 70er- und 80er-Jahren grundge¬ 
setzwidrig die Ausübung ihres Berufes 
als Lehrer/in, Sozialarbeiter/in, Brief¬ 
träger, Lokführer oder auch als Koch 
im Öffentlichen Dienst untersagt wur¬ 
de, dient vornehmlich der bundeswei¬ 
ten Koordinierung und Absprache - 
zumal Diskriminierungen und massive 
Renten-/Pensionskürzungen bis zum 
heutigen Tage andauern. 

Am Freitag, dem 31. Mai 2013, lädt die 
Initiative vom Berufsverbot Betrof¬ 
fener zu einer öffentlichen Informa¬ 
tions- und Diskussionsveranstaltung 
zum Thema „Der Verfassungsschutz 4 - 
Gefahr für die Demokratie?! - Von den 
Berufsverboten bis zum NSU-Skandal“ 
ein. Von den Berufsverboten bis zum 
NSU-Skandal zieht sich die Verdachts¬ 
geschichte, der „Verfassungsschutz“ sei 
auf dem rechten Auge blind, observiere 
Demokraten und sei verfilzt mit dem 
rechten Rand der Gesellschaft. 3,5 Mil¬ 
lionen geheimdienstliche Überprüfun¬ 
gen, 11 000 Berufsverbotsverfahren, 
2200 Disziplinarverfahren, 1 250 Ab¬ 
lehnungen von Bewerbungen sowie 
265 Entlassungen aus dem Öffentlichen 
Dienst, so lautet die jeder Demokratie 
hohnsprechende Bilanz als Folge des 
sogenannten Radikalenerlasses von Ja¬ 
nuar 1972. 

Als Referentin des Abends wird zu¬ 
nächst Ulla Jelpke, Mitglied des Deut¬ 
schen Bundestages, innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion „Die Linke“, 
zur (altnazistischen) Geschichte des 
Verfassungsschutzes und seiner Mit¬ 
wirkung an Kommunistenverfolgung, 
Berufsverboten und Überwachung 
oppositioneller Bewegungen reden. Dr. 
Rolf Gössner, Rechtsanwalt und Publi¬ 
zist, Vizepräsident der Internationalen 
Liga für Menschenrechte (Berlin) und 
Stellv. Richter am Staatsgerichtshof der 
Freien Hansestadt Bremen spricht aus¬ 
gehend vom NSU-Skandal zum unkon¬ 
trollierbaren V-Leute-System und den 


Verflechtungen des Verfassungsschut¬ 
zes in Neonazi-Szenen und -Parteien. 
Der hannoversche Künstler Bengt Kie¬ 
ne wird den Abend mit Kulturbeiträgen 
zum Thema bereichern. Die Veranstal¬ 
tung beginnt um 19.00 Uhr in den Ver. 


Von den Berufsverboten bis zum NSU-Skandal 


Der nVerfassungs - 
schütz« - Gefahr 
für die Demokratie?! 

ÖFFENTLICHE VERANSTALTUNG UND DISKUSSION MIT 

► Dr. Rolf Gössner. Rechtsanwalt 

► Ulla Jelpke. MdB 

► Bengt Kiene, Schauspieler 



di-Höfen, Goseriede 10 (Hannover, 
Nähe Steintor), Saal 3. 

Am Samstag (1.6.) findet ebenfalls in 
den Ver.di-Höfen in der Zeit von 10-17 
Uhr die Aktionskonferenz gegen Be¬ 
rufsverbote statt, die sich u.a. mit den 
Themen Neues aus den Bundeslän¬ 
dern/Wie geht es weiter mit „Verfas¬ 
sungsschutz“ und Gesinnungsschnüffe- 
lei?/Bundesweite Wanderausstellung/ 
Einrichtung eines Bundesarchivs/Inter- 
nationale Kontakte beschäftigen wird. 
Im Flyer der Veranstalter heißt es zum 
Thema ^Verfassungsschutz 4 und Be¬ 
rufsverbote 44 : Seit seiner Gründung im 
Jahr 1950 hat der „Verfassungsschutz“ 
ganz wesentlich zur Ausgrenzung, Ein¬ 
schüchterung und Kriminalisierung an¬ 
tifaschistischer Politik und linker Op¬ 
position beigetragen. Am Beispiel der 
Berufsverbote in der Bundesrepublik 
lässt sich diese Rolle besonders gut be¬ 
leuchten. Der von Bundeskanzler Wil¬ 
ly Brandt und den Ministerpräsidenten 
aller Bundesländer verfasste „Radika¬ 
lenerlass“ von 1972 sollte angebliche 
„Verfassungsfeinde“ vom Öffentlichen 
Dienst fernhalten. 

Mit einer „Regelanfrage“ wurden etwa 
3,5 Millionen Menschen vom „Verfas¬ 
sungsschutz“ durchleuchtet. Aufgrund 


der in diesem rechtsfreien und keiner 
demokratischen Kontrolle unterliegen¬ 
den Raum gewonnenen „Erkenntnisse“ 
wurde einer Vielzahl von engagierten 
Demokrat/innen die Existenzgrund¬ 
lage entzogen. Bereits 1995 stellte der 
Europäische Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte fest, dass der Radikalener¬ 
lass gegen die Grund- und Menschen¬ 
rechte verstößt, aber bis heute wurde 
er - außer im Bundesland Bremen - 
noch nicht außer Kraft gesetzt. 

Und auch die Bespitzelungspraxis 
geht ungebrochen weiter: Immer noch 
werden vom Berufsverbot Betroffene 
durch den „Verfassungsschutz“ verfas¬ 
sungswidrig überwacht. AR 


Der rote Kanal 


Die endlose Nacht, BRD 1963 

Über dem Flughafen Berlin-Tempel¬ 
hof liegt dichter Nebel. Die Durch¬ 
sage kündigt an, dass alle Flüge nach 
West-Deutschland ausfallen müssen 
und dass auch mit Landungen in Ber¬ 
lin nicht vor dem darauffolgenden 
Morgen zu rechnen ist. Da (West-) 
Berlin „Frontstadt“ ist und ein Wei¬ 
terkommen, etwa per Bahn oder Au¬ 
tobus im Transit durch die DDR, für 
viele Gäste aus den unterschiedlichs¬ 
ten Gründen nicht möglich ist, führt 
diese Durchsage bei einer Reihe von 
Passagieren zu beträchtlichen Prob¬ 
lemen. 

Der Evangelische Film-Beobach¬ 
ter zog das Fazit: „Ein bemerkens¬ 
werter Versuch, mit einem deutschen 
Film die Grenzen des Herkömmli¬ 
chen in vertretbarer Weise zu spren¬ 
gen.“ 

Mo., 20.5., 22.15-23.40 Uhr, rbb 

AKW-Rückbau - Zu welchem Preis? 

Dokumentation im Rahmen des 
Themenabends „Atomkraft: Ab¬ 
schalten reicht nicht. 

Di., 21.5., 20.15-23.45 Uhr, arte 

Tödliche Deals, D 2013 

Der Film will die Hintergründe des 
deutschen Waffenhandels in alle 
Welt aufdecken. Und das im Auf¬ 
klärungskanal zdf! Schaun 4 wir mal. 

Mi., 22.5., 22.45-23.30 Uhr, zdf 














